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In eigener Sache 

Birgitta Wolf, Gute Fee der Gefange­
nen und Ehrenmitglied der Redakti­
onsgemeinschaft des Gefangenenma­
gazins der liehtblick (vgl. 1-2/98, 
S. 33), hat - im Gegensatz zu Politi­
kern oder anstaltsinternen Entschei­
dungsträgem - auf den Bericht über 
das »Essen in Tegel« (der lidltblick 
4/99, S. 4 - 9) reagiert und sich an 
»ein hervorragendes Rezept in mei­
ner Heimat Schweden« erinnert: 
»gleiches Essen für Anstaltsleitung, 
Beamte und Gefangene«. 

Blitzlichter 

Ärzte in Tegel Teil II 
Seite 
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Höchst unterschiedliche Reaktionen gab es auf den er­
sten Teil der Serie über die medizinische Versorgung in 
der JVA-Tegel. In diesem Serienteil wird über diese 
Reaktionen ebenso berichtet wie über die gut funktio­
nierenden Bereiche. 

Hoher Besuch 
Die deutsche Handball-Nationalmannschaft war in der 
NA-Tegel. Nach einem ebenso kurzen wie kurzweili­
gen Spiel, das für feuchte Hände beim Anstaltsleiter 
sorgte, hatte der Bundestrainer »keinen Grund, über die 
Leistung meiner Mannschaft nachzudenken«. 

I 

I 
Arbeit in Tegel, VI 

Seite 
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Die Bildungs- und Ausbildungsbetriebe der NA-Tegel 
sind sicherlich die gewinnträchtigsten dieser Anstalt. 
Nun soll die Tegeler Schule sogar ausgebaut werden. 
Wie sehen die Pläne des Schulleiters aus? Gibt es viel­
leicht ab 2000 das Abitur? 

BtM und kein Ende? 
Mit dem letzten Teil soll die Problematik der Sucht­
Therapie inner- und außerhalb des Vollzuges aufgerif­
fen werden. Der sogenannte 35 'er steht dabei im Vor­
dergrund. Ist die Therapie in ihrer jetzigen Form über­
haupt noch zeitgemäß? Verfehlt sie nicht durch bestimm­
te Auflagen ihr Ziel oder wird dadurch gar unmöglich? 

Ende der Sozialtherapie? 

Seite 

26 

Seite Deutschlands Politiker wollen keine therapierten Ex­
Knackis, sondern Krieger. 

33 Was an dieser Aussage richtig ist, wird ebenso zur Dis­
kussion gestellt wie das, was die (aus)führenden Staats­
diener in der therapeutischen Praxis machen. 

Neue Rubrik: Das Letzte 
Um Zuschriften, die nach Redaktionsschluß eingehen, 
berücksicptigen zu können, wird eine neue Rubrik ein­
geführt: »Nachträge«. Dieses Sammelsurium ersetzt die 
Rubrik >>Iichtbiicke«, in der ältere Berichte der aktuel­
len Situation gegenübergestellt wurden. 
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Seite 
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DA S GE FA NGE N EN M AGAZ I N 

Dolly Buster in Tegel 
Der Chef der JVA-Tegel versprach, daß 

es kälter werde in seiner Anstalt 

I mmer weniger Beamte des Allgemei­
nen Vollzugsdienstes (AVD) müssen 
immer mehr Häftlinge betreuen, was 

nur durch häufigeres und längeres» Weg­
schließen« der zu Betreuenden möglich 
ist. Die mit der Wiedereinführung des rei­
nen Verwahrvollzuges verbundenen Be­
lastungen müssen Häftlinge und »Schlie­
ßer« gleichermaßen ertragen. 

Während der AVD systematisch aus­
geblutet wird und die Verwahrten an die 
Grenzen ihrer Belastbarkeit getrieben 
werden, baut die Anstaltsleitung den Ver­
waltungsapparat aus. Und die Beamten 
dieses Apparates führen sich immer häu­
figer so auf wie sich der Anstaltsleiter in 

Ein Häftling hatte sich am 28.09.99 »An 
den Vollzugsleiter der JVA-Tegel« ge­
wandt. »Um anzuregen, die Nicht-Bezah­
lung« der Häftlinge während einer Be­
triebsfete am 03.09.99 »ZU überdenken« 
(vgl. der liehtblick 5/99. S. 8). 

Nun ( 12.10.99) hat der Vollzugsleiter 
geantwortet: >>Mit der von Ihnen kritisier­
ten Feier fand ein vier Jahre dauernder Or­
ganisationsentwicklungsprozeß in der 
NA-Tegel seinen Abschluß«. 

Abgesehen davon, daß der OE-Prozeß 
(vgl. der liehtblick 4-5/98. S. 4 - 7) 
schon 1990 begann, ist anzumerken, daß 
der Häftling nicht die Feier kritisierte, son­
dern die Beg.Jeitumstände: »Mal muß ich 
arbeiten [ .. . ), dann darf ich nicht! [: .. ] 
Bedienstete jedoch, die sich außerhalb des 
Dienstes[ ... ] der schweren Aufgabe: Ver­
zehr von Speisen und Getränken[ ... ] ge­
widmet haben, wurden mit einer Gut­
schrift von 4 Stunden entlohnt«. 

Der Antwort des Vollzugsleiters ist zu 
entnehmen, daß »unsere Entscheidung, die 
Durchführung der Feier -jedenfalls zum 
Teil - auch in die Arbeitszeit der Inhaf­
tierten fallen zu Jassen, nur allzu gerecht­
fertigt [war]. um unseren Mitarbeitern für 
die überaus engagierte Arbeit während des 
Prozesses zu danken. Ihre Unterstellung, 
wir hätten unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern gewissermaßen zu einem 
pflichtwidrigen Verhalten angehalten, ist 
absurd und wird von uns - bei allem Ver­
ständnis für Ihre Situation- zurückgewie­
sen. Im übrigen wurden die Feierlichkei­
ten aus Spendengeldern und selbstver­
Ständlich nicht- wie Sie falschlieherwei­
se unterstellen - aus öffentlichen Mitteln 
fmanziert«. 

der Öffentlichkeit gibt: nämlich als Ver­
walter ohne praktischen Handlungsbe­
zug. 

Wie weit sich die Verwaltungsbeam­
ten vom Alltagsgeschehen und von ihren , 
Kollegen in den Arbeitsbetrieben·und auf 
den Stationen entfernt haben, wird durch 
einen Blick in die jüngste Broschüre der 
JVA-Tegel deutlich: auf gut 20 Seiten 
stellen sich 30 Menschen des von der 
stellvertretenden Anstaltsleiterin geleite­
ten SB vor. (SB heißt hier nicht »Selbst­
bedienung«, sondern »Servicebereich der 
JVA-Tegel« .) Einer von ihnen , der 
>>Dienstplankoordinator der Gesamtan­
stalt«, gibt als seine >>Hauptaufgabe« die 
»Steuerung des Mehrarbeitsbestandes« 
an. Und der für PC-Arbeitsplätze zustän­
dige Systembetreuer gibt zu erkennen, 
daß er sich lieber mit Betriebsfremden 
(z.B . mit Dolly Buster - Stichwort: >>Si­
likon«) als mit Personal-Computern 
(Stichwort: Silicium) beschäftigt. 

Wen wundert es da, wenn Betriebslei­
ter erst nach der Umstellung ihres Betrie­
bes über die Umstellung informiert wer­
den? - wenn nach dem Erwerb teuester 
Software gesagt wird, daß es jetzt »ein 
bischen mehr Schreibarbeit« gäbe? 

In jeder Hinsicht mehr Arbeit haben die 
Grünen, deren Abgeordnetenanzahl fast 
halbiert wurde. Norbe1t Schellberg hat es 
trotzseiner schwierigen persönlichen Si­
tuation für wichtig gehalten, sich vom 
Iichtblick zu verabschieden und seinen 
Nachfolger, Herrn Bernhard Weinschütz, 
vorzustellen. Beiden sei hier ausdrück­
lich für ihr bisheriges bzw. künftiges En­
gagement gedankt. 

Zu danken ist auch den vielen bekann­
ten und unbekannten Menschen, die uns 
mit Rat und Tat, mit materiellen Zuwen­
dungen und Kritik durch das Jahr 1999 
geholfen haben. Insbesondere ist hier der 
vielen Helfer zu gedenken, die ohne jede 
Aufwandsentschädigung den Iichtblick 
zusammenlegen, falten, heften und ver­
sandfähig machen. 

Die Buchhandlung Kiepert, die den 
Tegeler Studenten schon im letzten Jahr 
eine großzügige Bücherspende hat zu­
kommen lassen, beschenkte auch in die­
sem Jahr wieder lernwillige Häftlinge ­
selbst für einjge Ausbildungsbetriebe war 
diesmal etwas dabei.0 
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Unser Titelbild 
Das Titelbild (Foto: nina mallmann, Be­
arb. libl i) zeigt die JVA-Tegel von außen. 
Wie es drinnen aussieht, steht im Iicht­
b lick. Einigen Iichtblicken ist ein Ka­
lender (Fotos: nina mallmann, Dietmar 
Bührer) beigelegt, der die Umgebung von 
Deutschlands größter JVA zeigt. 

Amnestie 00 
Die meisten können das Wort >> Amne­
stie« schon nicht mehr hören - dennoch 
sei zu lesen empfohlen, was »DAS SIEB« 
(Bielefelder Str. 78, 32 756 Detmold) in 
einer Pressemappe zu diesem Thema 
kenntnisreich zusammengestellt hat: Un­
terschiedlichst~ Politiker und Experte n 
wägen das Für und Wider eines solchen 
gnadenähnlichen Akts ab, warten mit 
überraschenden Details auf und machen 
interessante Vorschläge. 
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Titel 

•• 
Arzte in Tegel II 

Höchst unterschiedlich waren die Reaktionen auf den ersten Teil - hier 
geht es um Grundlagen und (zum Teil erfreuliche) Aussichten 

Fast »220.000 Gefangene« werden 
jährlich »in deutschen Justizvoll­
zugsanstalten« von nahezu »400 

meist hauptamtlich« tätigen Ärzten be­
handelt. Rainer Rex, »leitender Arzt des 
Krankenhauses der Berliner Vollzugsan­
stalten [KBVA] und Leiter des Medizi­
nischen Dienstes im Berliner Justizvoll­
zug«, hat >> vor einiger Zeit auf einer Ta­
gung der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Ärzte und Psychologen in der Straffälli­
genhilfe« erläutert, wie schwierig es für 
die Anstaltsmediziner ist, Patienten in 
»dem komplizierten Spannungsfeld zwi­
schen medizinischen und vollzugsinter­
nen Anforderungen« zu behandeln: »gut 
ein Drittel aller In-
haftierten« seien 
Ausländer. die aus 
»mehr als I 00« 
Staaten kämen und 
wegen ihrer »eth­
nokulturellen Prä­
gung« des öfteren 
für Überraschun­
gen sorgen würden. 
» 1ach den Erfah­
rungen von Rex 
neigen« einige der 
nicht dem deut- .... 

" sehen Genpool ent- ~ 
stammenden Men- co 
sehen »dazu, schon ~ 
bei leichter Berüh- ~ 
rungjedweder Kör- ö 
perstellen zu &~ __ ""..

11111111
_ 

men ab, in denen Ärzte von Arrest- (§ 
107) bis Zwangsbehandlung (§ 101) tä­
tig werden können oder sollen. 

Um derlei Regelungen auch für Nicht­
juristen dahingehend praktisch anwend­
bar zu machen, daß sie der jeweiligen 
Haushaltslage und dem Willen der jeweils 
amtierenden Gesetzgeber enrsprechen, 
ohne das Gesetz ändern zu müssen, gibt 
es in jedem Bundesland Verwaltungsvor­
schriften (VV) und Durchführungsver­
ordnungen (DV0)2• 

1987. gut I 0 Jahre nach lokrafttreten 
des Strafvollzugsgesetzes, wurde die eu­
ropäische Fassung der »Prison Minimum 
Rules« überarbeitet: ein erheblicher Teil 

schreien. Daraus Die Physiotherapie in der TA I 
eine Diagnose ab-
zuleiten ist völlig unmöglich« 1• 

Der Gesetzgeber hat in den zuletzt 
1988 geänderten §§ .56 - 66 StVollzG 
(Strafvollzugsgesetz) seine Möglichkeit, 
wenigstens die vollzugliehe Seite der 
»Gesundheitsfürsorge« zu regeln, ge­
nutzt. Seither ist für »die körperliche und 
geistige Gesundheit des Gefangenen« (§ 
56 Abs. I Satz J StVollzG) zumindest 
dann gesorgt, wenn dieser »die notwen­
digen Maßnahmen zum Gesundheits­
schutz und zur Hygiene« (§ 56 II St­
VollzG) unterstützt. 

Weitere 14 Paragraphen des Strafvoll­
zugsgesetzes runden den rechtlichen Rah-
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dieses Mindestanforderungen für Ge­
fängnisse enthaltenden Regelungskatalo­
ges, der leider keine Gesetzeskraft hat. 
ist »der Gesundheitsfürsorge im Straf­
vollzug« gewidmet: Danach obliegt dem 
Arzt »nicht nur die laufende Kontrolle des 
Gesundheitszustandes des Gefangenen 
(30.1.) - und gegebenenfalls eine Infor­
mationspflicht gegenüber dem Anstalts­
leiter. falls die Haftfähigkeit eines Gefan­
genen beeinträchtigt ist (30.2.); er muß 
auch regelmäßig die Verpflegung und Un­
terbringung der Gefangenen sowie die 
Einhaltung der hygienischen Standards 
im Hinblick auf die Anforderungen der 
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Gesundheitsfürsorge überwachen (31 .1.). 
Diese Verpflichtungen beziehen auch 

die medizinische Vorsorge für die Entlas­
sung ein. In diesem Sinne lautet die Nr. 
32: >Der ärztliche Dienst in der Anstalt 
muß bestrebt sein, alle körperlichen oder 
geistigen Erkrankungen oder Mängel, die 
der Wiedereinglied(!rung eines Gefange­
nen nach der Entlassung hinderlich sein 
können, festzustellen und zu behandeln. 
Zu diesem Zweck müssen für die Gefan­
genen alle notwendigen ärztlichen, chir­
urgischen und psychiatrischen Einrich­
tungen. einschließlich jener außerhalb der 
Anstalt, zur Verfügung stehen<«3. 

Wie sieht es nun in der Justizvollzugs­

unbekannt. 

anstalt (JVA) Tegel 
mit der Einhaltung 
oder gar einer 
Überschreitung 
dieser Mindest­
standards aus? 

Einer e rsten 
oberflächlichen 
Befragung zufolge 
fmdet die laufende 
Kontrolle nach 
30.1 nur auf Drän­
gen des Häftlings 
und die Kontrolle 
nach 31. 1 über­
haupt nicht statt. 
Auch entlassungs 
vorbereitende Ln­
tersuchungen und 
Behandlungen sind 
a llem Anschein 
nach weitgehend 

Die Redaktionsgemeinschaft des Ge­
fangenenmagazins der Iichtblick woll­
te es genauer wissen und entschloß sich, 
diese Fragen in einer Serie über die me­
dizinische Versorgung in der JVA-Tegel 
zu stellen und zu beantworten. 

Um dabei »möglichst viele Details und 
möglichst viele Blickwinkel berücksich­
tigen zu können«. hatte die Redaktions­
gemeinschaft in der Ankündigu'lg dieser 
Serie »um Stellungnahmen ode · Erfah­
rungsberichte von allen« geb• en, Lie mit 
diesem »wohl unerfreulich,;·, ' Bereich 
der JVA-Tegel [ ... ]zu tun hab~. · 1er ZL 



tun hatten«" - ausdrücklich erwünscht 
waren Erlebnisberichte und Einschätzun­
gen von Häftlingen und deren Angehöri­
gen, von Gruppenleitern und -betreuern, 
von Medizinern und deren Mitarbeitern 
in den Arztgeschäftsstellen (AGSt). 

Viele Menschen, insbesondere Häftlin­
ge und Vollzugshelfer, sind dieser Auf­
forderung gefolgt: über »Ärzte in Tegel« 
wurde dem Redaktionsteam schriftlich 
und (fern)mündlich noch mehr berichtet 
als über das »Essen in Tegel«s. 

Da die Ärzte selbst nicht mehr zu sa­
gen hatten als ihre Befürchrung zu äu­
ßern, der liehtb lick würde mit der Art · 
der Berichterstattung das Anstaltsklima 
vergiften, entstand der erste Serientei 16 

fast ausschließlieb auf Basis der Situati-

Titel 

de Anstaltsarzt Hanmut Brüger über den 
ersten Teil: das sei »doch alles ersruuken 
und erlogen!«- an einem Gespräch häne 
er erst recht nach solch einem Anikel kein 
Interesse. Dankenswerterweise hat er sich 
dann aber doch der Diskussion gestellt 
(schließlich gi lt auch hier, was grundsätz­
lich für libliche Berichterstattung gilt: wer 
nicht mit dem liehtblick redet. kann ihn 
nur lesen): zusammen mit seinem Kolle­
gen. Klaus Trusch, besuchte er am 
13.12.99 die Redaktion. 

Um Kritik gebeten, monierten die Me­
diziner zunächst einmal die im liehtblick 
enthaltenen »Pauschalurteile«, um dann 
auf die »mangelnde Sorgfalt bei der Re­
cherche« hinzuweisen. Seide Vorwürfe 
trafen aus verschiedenen Gründen nicht 

>>Wahrheiten werden nicht dadurch falsch, daß sie sich 
mit der Realität o'der Logik der Finanzen so schlecht 

vertragen« (Prof. Dr. Dr. h.c. H. Müller-Dietz) 

onsbeschreibungen von Häftlingen. Eini­
gen wenigen Vollzugsbeamten konnten 
kurze Stellungnahmen entlockt werden. 

Soweit es dem liehtblick Team mög­
lich war, wurden die eingegangenen In­
formationen auf ihren Wahrheitsgehalt 
hin überprüft und dann redaktionell ver­
arbeitet. Was im ersten Teil schließlich 
veröffentlicht wurde. waren Einzelfalle. 
die sich im Zuge der Auswerrungen des 
zur Verfugung stehenden Materials als ty­
pische Systemfehler herausgestellt hat­
ten. 

Was fehJte, war die Darstellung der von 
den Häftlingen selbst verursachten 
Schwierigkeiten. 

Was ebenfalls fehlte, waren positive 
Berichte. - Und Anlaß für Lob geben et­
liche Bereiche: als ausgesprochen gut und 
engagiert wurde beispielsweise die Au­
genärztin beschrieben. Auch die Physio­
therapie (Krankengymnastik, siehe Foto 
S. 4) wurde hinsichtlich der Terminver­
gabe und -einhalrung, sowie hinsichtlich 
des ausgesprochen menschlichen Um­
gangs mit Häftlingen durchgängig gelobt. 
- Für die vielen Menschen in den Arzt­
geschäftsstellen, die sich täglich allen 
Schwierigkeiten zum Trotz auf ähnlich 
erfolgreiche Weise um das gesundheitli­
che Wohl der Häftlinge bemühen, sorgte 
gerade das Fehlen einer angemessenen 
Würdigung der gut funktionierenden Be­
reiche flir so große Betroffenheit, daß sie 
über die aufgezeigten Schwachstellen 
kaum noch diskutieren mochten. 

Besonders harsch urteilte der Leiten-

ins Schwarze: zum einen hatten alle Be­
teiligten nach der Ankündigung dieser Se­
rie die Gelegenheit gehabt. ihre Arbeit 
und ihr Arbeitsumfeld aus ihrer Sicht dar­
zustellen - gerade die Verfasser des im 
liehtblick zitierten Broschüre-Textes 7 

waren gebeten worden. mit Informatio­
nen zum ersten Serienteil beizutragen. 

Zum anderen war Teil I weder eine all­
·gemeine und auf Details verzichtende 
noch eine abschließende Beurteilung des 
anstaltseigenen Gesundheitssystems, 
sondern eine Darstellung dessen, was in­
nerhalb dieses durchaus funktionsfahigen 
Systems möglich ist, obwohl es ausge­
schlossen sein müßte. Außerdem liegt es 
nicht an der Qualität der Recherche. wenn 
Entscheidungsträger erst durch den lieht­
blick \'On Mißständen in ihren Verant­
wortungsbereichen erfahren. 

Allerdings hätte, um das gesetzte Ziel 
zu erreichen, tatsächlich mehr zum Aus­
druck gebracht werden müssen, daß es 
nicht um ein falsches System, sondern un1 
Fehler innerhalb des Systems geht; und 
es häne deutlich gemacht werden müs­
sen, daß beispielsweise die Zahnarztpra­
xis nur im August 99 genauer betrachtet 
wurde. Ob es auch in anderen Monaten 
Tage gab. an denen selbst Schmerzpati­
enten wegen Nichtanwesenheit eines 
Zahnarztes unbehandelt blieben, hat die 
Redaktionsgemeinschaft nicht selbst er­
gründet. 

Von der zahnärztlichen Arbeit- das sei 
hier ausdrücklich erwähnt - ist dem 
liehtblick fast nur Gutes berichtet wor-
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den. Selbst das für die JVA-Tegel arbei­
tende Zahnmedizinische Labor soll so gut 
sein, daß Haftentlassene nach dem a­
men dieses Labors fragen, weil den ex­
ternen Ärzten die Qualität der Brücken 
und sonstigen Ersatzstücke auffallen 
würde. 

Unerträglich sind und bleiben jedoch 
die internen Wartezeiten, die ja nichts mit 
der Qualität, sondern nur mit der Arbeits­
zeit der Ärzte zu run haben. Zum Dauer­
ausfall des beamteten Zahnarztes konn­
ten (und wollten) die liblichen Gesprächs­
partner noch »nichts definitiv« sagen. Dr. 
Brügcr, seit 18 Jahren in der JV A-Tegel 
und zuvor im Moabiter KBVA tätig, ver­
sprach aber, sich die Situation einmal ge­
nauer anzusehen. 

Er wies darauf hin, daß sich in Berlin 
nur die JVA-Tegel einen festangestellten 
Zahnarzt gönnen würde - üblich seien 
Konsiliar-, also je nach Bedarf beschäf­
tigte Ärzte, so daß die derzeitige Siruati­
on dem ormalfall in allen anderen Haft­
anstalten entsprechen würde. 

Trotzdem ist hier von der Anstaltslei­
tung zu fordern, daß sie die zwei vertre­
rungsweise tätigen Zahnärzte mit einer 
dritten, ebensoguten Kraft verstärken: 
auch in einer so großen Strafanstalt ~ie 
der JVA-Tegel darf es einfach keine Men­
schen geben, deren Zahnschmerzen nur 
deshalb nicht behoben werden. weil nicht 
genügend Mediziner zur Verfügung ste­
hen. Und es darf gerade bei Zahnmedizi­
nischen Angelegenheiten keine monate­
langen Wartezeiten nur deshalb geben, 
weil ein Patient keine extremen Schmer­
zen hat.Solche Wahrheiten werden übri­
gens »nicht dadurch falsch, daß sie sich 
mit der Realität oder der Logik der Fi-

1-.lanma Lenzen-Schulte. Die alltägliche Verunst· 
cherung der Gefdngnisärzte. in: Frankfuner Allge­
meine Zeitung (FAZ). I 0.11.99 
~über die rechtlichen ))Grundlagen der Anstaltsme­
dizin«, über VVs und Vollzugskrankenhäuser be­
richtete Aufschluß 3/99, S. 3- 12 
3 Prof. Dr. Dr. h.c. Heinz Müller-Dietz. Welche Be· 
deutung hai das Gesundheitswesen im Jusiizvoll­
zug? - Die Siruation in der Bundesrepublik und in 
europäischen Nachbarländern, in: Gesundheitsfür­
sorge im Geflingnis. 1-.laterialien 3 97 zur Tagung 
für haupt· und nebenamtliche Ärztinnen und Ärzte 
sowie Leiter und Leiterinnen von K.rankenre\ teren 
in Justizvollzug"anstahen vom 25. bis 27. No,·em­
ber 1996 in der E'·angelischen Akademie Bad Boll. 
s. 98ff 
• der lichtbhck 4 99. S. II 
s der liehtblick 4199, S. 4 . 9 
6 der liehtblick 5/99, S. 4f 
'Brüger1Tn1sch, Medizinische Versorgung in der 
Justizvollzugsanstalt Tegel, in: 100 Jahre Justizvoll­
zugsanstalt Tege1, Berlin. 1998, S. 167 • 169 ·nach­
folgend als ))Broschüre« zitien 

5 



nanzen so schlecht vertragen«'. 
Außerdem sollte auch einmal die Si­

ruation außerhalb von Strafanstalten be­
dacht werden: dort verweigern die Kran­
kenkassen die Übernahme von Behand­
lungskosten, wenn die Versicherten nicht 
nachweisen, daß sie sich alle sechs Mo­
nate haben untersuchen lassen. 

Abgesehen davon, daß es in bestimm­
ten Bereichen mehr Patienten gibt, als 

Titel 

offene und vertrauenschaffende Ausein­
andersetzung. 

Daß Z\\·ischen Insassen(vertretem) und 
Medizinern eine konfliktentschärfende 
und Konflikten vorbeugende Diskussion 
über die (Nicht-)Verabreichung von Arz­
neimitteln stattfinden muß, ist auch im 
Zusammenhang mit der ersatzlosen -
wenn auch nicht aufgrundeiner Spannaß­
nahme, sondern in folge des Umzuges der 

»Alles erstunken und erlogen!«, sagten die einen. »Da 
stimmt jedes Wort«, meinten die anderen zum ersten 

Teil der Serie - der Iichtblick sprach mit beiden Seiten 

von den Behandlem untersucht und ver­
arztet werden können, gibt es, so die An­
staltsärzte gegenüber dem Iichtbiick, 
keine systembedingten Engpässe: In der 
JVA-Tegel hätten die Mediziner »volle 
Behandlungs- und Verordnungsfreiheit«. 
Finanzielle Mittel beispielsweise für Me­
dikamente wurden bisher noch »nicht ge­
k-ürzt«. 

Allerdings ist auch die Krankenhaus­
apotheke der Untersuchungshaft- und 
Aufnahmeanstalt Moabit, die Tegel mit 
Medizin ausstattet, dem allgemeinen 
Sparzwang unterworfen. Das bedeutetje­
doch nur. daß überteuerte Medikamente 
durch nonnalpreisige ersetzt werden, so­
fern die Wirkstoffgleichheit gesichert ist 
und die verschreibenden Ärzte nicht aus­
drücklich auf Erhalt eines bestimmten 
Präparates bestehen. 

PN 12 in die JVA-Charlottenburg erfolg­
ten - Streichung der erst durch die vor 
etwa drei Jahren erfolgte Ändenmg der 
Krankenhausbetriebsverordnung ge­
schaffen Stelle des Bereitschaftsarztes zu 
fordern. Der nächtliche lotdienst, also 
auch die gelegentliche Erstversorgung ei­
niger Häftlinge mit Yledikamenten. liegt 
nach diesem Stellenabbau wieder in Hän­
den des Pflegepersonals. 

Die damit verbundenen und weiterhin 
offenen Fragen sind nicht nur jene nach 
dem verfügbaren Präparatevorrat oder 
nach der Verordnungskompetenz. son­
dern auch die nach dem Tnfonnationsfluß: 
wie lange dauert es. bis Stationsbeamte 
aufein 'otsignal reagieren? 1ehmen sie 
Häftlinge so ernst, daß sie schnell genug 
und angemessen reagieren? Sind die Be­
amten in der Lage, den Zustand eines Er­
krankten richtig einordnen und Pflegern 
gegenüber so beschreiben zu können. daß 
diese sich richtig auf die Patienten vor­
zubereiten vennögen? 

Zu erhoffen ist hier einiges: Am 
14.12.99 wurde den Beamten aller Teil­
anstalten (mit Ausnahme der SothA 13) der 
Besuch eines Erste-Hilfe-Kurses ennög­
licht. Wieviele diese Chance nutzten, 

teren zu hoffen. daß weitere Schulungen 
folgen werden. Ein wünschenswertes Se­
minarthema: Das Erkennen ,·on und das 
angemessene Umgehen mit Häftlingen. 
die selbsttötungsgefahrdet sind. Einer 
»Presseinformation des niedersächsi­
schen Justizministeriums<< zufolge gehö­
ren Früherkennung und die Einleitung 
vorbeugende Maßnahmen zu den Aufga­
ben »>aller Bediensteten. In der Aus- und 
Fortbildung sind Kenntnisse und Sensi­
bilität der Bediensteten zu steigern<. Man 
könnte auch« Arbeitsgruppen »bilden. die 
sich ständig mit diesen Fragen« ausein­
andersetzen und »allen beteiligten Be­
diensteten Wissen«14 über diesen Pro­
blemkreis venn itteln. 

Es reicht nämlich nicht, als Reaktion 
aufliblichc Anikel. zum Beispiel über das 
»Sterben in Tegel«15 eine Statistik16 zu er­
stellen. die belegen soll. daß es gar nicht 
so viele »erfolgreiche« Selbsttötungen 
geben und daß die JVA-Tegel im Bun­
desvergleich verhältnismäßig gut ab­
schneiden würde. 

Unabhängig davon, ob in dem einen 
(Bundes-)Land mehr oder besser als in 
einem anderen abgeschnitten wird, ist zu 
sehen, daß sich die »Persönlichkeitssrruk­
tur der Gefangenen und« deren »Haftbe­
dingungen wechselseitig hochschau­
keln«. So ist beispielsweise die »flucht 
in die Droge - die auch und gerade ein 
Medikament sein kann - [ ... ] ein nur zu 
oft in Freiheit praktiziertes Verhaltensmu­
ster«, das gerade unter den »Beengungen 
und Belastungen der Haft« nicht ohne 
fremde Hilfe abgestellt werden kann. 
Hinzu kommt, »daß Leute, die sich sel­
ber nicht an die Regeln halten. Regelver­
stöße anderer um so unnachsichtiger be­
anstanden« und häufig mehr als andere 
unter einem an sich selbst erfahrenem Un­
recht leiden. 

»Solche Probleme lassen sich - wenn 

Da die »Behandlung mit Arzneimitteln 
um nichts weniger ein festes Eingreifen« 
ist »als das Strafen mit Schlägen«9, wird 
der liehtblick die (Nicht-)Verabrei­
chung von Medikamenten in einem wei­
teren Serienteil genauer betrachten. Da­
bei wird es um ebenso unterschiedliche 
wie berechtigte Standpunkte gehen: Zum 
Beispiel um den des Häftlings, der pro­
testierend von »staatlich verordnetem 
Drogenkonsum«10 berichtet oder um den 
des Vollzugsarztes, der »erfahrene Migrä­
ne-Patienten« kennt, die schon »bei der 
Aufnahmeuntersuchung [ ... ] Kaffeein­
und Erogotamin-Präparate in Tabletten­
oder Zäpchenform« verlangen. »Hier 
wird die Sache fur uns schwierig: Der 
Patient ist uns in der Regel unbekannt, 
ein erfahrener Gefangener kann sich auf 
diese Weise Medikamente zum Verkauf 
beschaffen oder aber ein Süchtiger wird 
in seiner Sucht unterstützt«11• 

Mißstände sind nicht deshalb keine Mißstände, 
weil die zuständigen Entscheidungsträger 

erst durch den liehtblick von ihnen erfahren 

Unter derlei Konflikten haben alle Be­
teiligten gleichennaßen zu leiden. Behe­
ben lassen sie sich jedoch nur durch eine 

6 

konnte der liehtblick vor Redaktions­
schluß nicht mehr erfahren. Fest steht, 
daß die Häftlinge frühzeitig unter Ver­
schluß genommen wurden und daß wäh­
rend des »Langen Riegels« mindest eine 
Zentrale von sieben (statt von den übli­
chen zwei) Beamten bewacht wurde. 

Davon ausgehend, daß es sich bei die­
sem beobachteten Fall von Desinteresse 
um einen Einzelfall handelt. ist des wei-
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überhaupt - nur im Wege psychosozialer 
Behandlung und Begleitung angehen«''. 
Andererseits ist nicht nur dem liehtblick 
bekannU>daß unter den Bedingungen der 
Haft eine sinnvolle Therapie nicht statt­
finden kann« 1~. zu mal es die im Strafvoll­
zug tätigen Ärzte, Therapeuten und Pfle­
ger mit einer Klientel zu tun haben, »die 
ohnehin von Haus aus schwieriger als der 
Durchschnitt der Bevölkerung ist, mit 



mehr - auch gesundheitlichen - Vorbe­
lastungen und Defiziten«19

. 

So kommen, einem (westdeutschen) 
Anstaltsarzt zufolge nahezu 75% der 
Häftlinge in einem schlechten, nicht sel­
ten ihrer defizitären Sozialisation und 
Persönlichkeitsstruktur entsprechenden 
Gesundheitszustand in die Anstalten. Da­
bei müßten sie, so die Tegeler Anstalts­
ärzte, von ihrer Altersstruktur her »meist 
gesund sein. Sie entsprechen· jedenfalls 
in ihrer großen Mehrheit dem gesünde­
sten Teil der Bevölkerung. Leider findet 
man in einem Gefängnis aber einen Be­
völkerungsteil wieder, der durch Konsum 
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über die angemessene Gestaltung des 
Strafvollzuges. Im medizinischen Be­
reich sind daher psychosomatisch beding­
te Erkrankungen oder Funktionsstörun­
gen kaum mit hinreichender Sicherheit 
zu diagnostizieren. Eine Folge ist die zu­
nehmende Verunsicherung bei allen Be­
teiligten. »Die Situation wird nicht sel­
ten dadurch erschwert, daß sich das Miß­
trauen von Vollzugsbeamten und Juristen 
gegenüber dem Gefangenen auch als Arg­
wohn gegenüber den ärztlichen An~rd­

nungen äußert. Zudem können Unzuläng­
lichkeiten im Vollzug die Entscheidun­
gen des Arztes beeinflussen. So ist es bei-

Ärztliche Aufzeichnungen sind nicht nur Gedächtnis­
stützen für den Arzt, sie dienen auch dem Interesse des 
Patienten an einer ordnungsgemäßen Dokumentation 

von Alkohol und anderen Drogen [ . .. ], 
aber auch verursacht durch das >Gefan­
gensein< ein hohes Maß an Multimorbi­
dität [Häufigkeit an Erkrankungen inner­
halb einer Bevölkerungsgruppe] auf­
weist«20. Das erklärt; zumindest tei lwei­
se, weshalb zum Beispiel »Geldstrafen­
schuldner, d ie ihre Geldstrafe nicht 
bezahlen können, in etlichen Fällen« 
nicht einmal »gemeinnützige Arbeit lei­
sten - weil sie dazu auf Grund ihrer de­
solaten Vorgeschichte, die bis hin zum 
Suchtverhalten reichen kann, oft genug 
gar nicht in der Lage sind«21

• 

Im Zusammenbang mit Sucht wird lei­
der allzuoft vergessen, daß unter Sucht­
verbalten nicht nur das zwanghafte Ein­
nehmen von legalen Drogen (Alkohol, 
Nikotin) oder illegalen Rauschgiften zu 
verstehen ist, sondern jedes Handeln, das 
sich zunehmend der Steuerbarkeil durch 
den eigenen Willen entzieht und gleich­
zeitig immer mehr zum einzigen Mittel 
wird, gefühlsmäßig etwas anregendes zu 
empfinden. 

In einer 1985/86 veröffentlichten Dok­
torarbeit22 wurde beispielsweise der 
Krankheitswert von Spielsucht nachge­
wiesen. Aber Gewalthandlungen (z.B . 
Schlägereien bei Sportveranstaltungen), 
angstauslösendes Verhalten (z.B. Bun­
gee-Springen) und dergleichen sind noch 
immer n icht hinreichend als Ausdruck 
suchtauslösender oder krankhafter Per­
sönlichkeitsentwicklungen untersucht 
worden. Daraus ergibt sich nicht nur ein 
hohes Maß an Unkenntnis über ein gan­
zes Bündel an Gründen, die strafbares 
Verhalten ermöglichen, sondern auch ein 
fo lgenreich hohes Maß an Unkenntnis 

spielsweise wegen der Personalknappheit 
bei den Vollzugsbeamten schwierig, Ge­
fangene unter Bewachung zu einem Fach­
arzt außerhalb der Anstalt bringen zu las­
sen.«23 

Da den Tegeler Anstaltsärzten das Pro­
blem der »Fronten« zwischen »Arzt, Pfle­
ger, Personal und Gefangenem« be·..vußt 
ist, haben die Herren Brüger und Trusch 
dem liehtblick angeboten, sich im Falle 
von Regelungsunklarheiten befragen zu 
lassen und gegebenenfalls für Klarheit zu 
sorgen. Des weiteren wurde ein neuer, 
längerer GesprächsternliD in Aussicht ge­
stellt, bei dem über alle bis dahin noch 
aktuellen Probleme gesprochen werden 
könne, die mit den 76 im Krankenpfle­
gedienst Beschäftigten2\ mit der Medi­
kainentenausgabe, mit Kostenbeteiligun­
gen und Wartezeiten zu tun haben. 

Dieser im liehtblick schon als »Hot­
Line« bezeichnete direkte Draht zu den 
Ärzten sollte nicht überstrapaziert, aber 
genutzt werden : allen Häftlingen und ih­
ren Vertretern ist daher zu raten, sich über 
ihre Sorgen, Nöte und Wünsche Gedan­
ken zu machen und diese dann dem lieht­
blick mitzuteilen. Bis zur nächsten Aus­
gabe, wird sich dann das Ärzteteam mit 
den bis dahin eingegangenen Fragen und 
Forderungen auseinandergesetzt haben. 

Einer der redaktionsinternen Schwer­
punkte wird sicherlich der Datenschutz 
und die Akteneinsicht sein: »Die ärztli­
che Berufsordnung in der Fassung von 
1988 sagt in § II zu den ärztlichen Auf­
zeichnungen: >( l ) Der Arzt hat über die 
in Ausübung seines Berufes gemachten 
Feststellungen und getroffenen Maßnah­
men die erforderlichen Aufzeichnungen 
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zu machen. Ärztliche Aufzeichnungen 
sind nicht nur Gedächtnisstützen fi.ir den 
Arzt, sie dienen auch dem Interesse des 
Patienten an einer ordnungsgemäßen Do­
kumentation.< Die rechtliche Verpflich­
tung dazu besteht noch nicht lange.«25

-

aber immerhin seit einem BGH-Urteil 
von 1978 gilt »eine angemessene Doku­
mentation« als »selbstverständliche the­
rapeutische Pflicht gegenüber dem Pati­
enten. Denn die weitere Behandlung 
durch den Arzt und die nachbehandeln­
den Ärzte könne durch unzulängliche Do­
lmmentation entscheidend erschwert wer­
den. Außerdem dienten die Krankenun­
terlagen dazu, dem Patienten gegenüber 
Rechenschaft über die sachgerechte Be­
handlung ablegen zu körmen«26• »Zumin­
dest Diagnose und Therapie müssen 
[also] in einer leicht leserlichen Schrift 
mit Unterstreichungen oder farbigen Her­
vorhebungen niedergelegt werden«27

• 

Die Frage ist jedoch, ob so ein Rechen­
schaftsbericht wirklich dem gesamten 
Vollzugspersonal zugänglich sein soll?0 

8 Müller-Dietz, Ma1erialien3, S. 114 
9 Aristoteles, Eudemische Ethik 1214 b 33ff 
10 vgl. Leserbrief »Knast-Ärzte«. S. 28 
11 Dr. A. Sauer, Psychosomatische Erkrankungen 
und funktionelle Störungen in der Haft, in: Mate­
rialien3, S. 89 
12 Psychiatrisch Neurologische Abteilung des 
KBYA; zur Entwicklung: der liehtblick 4-5/98. 
S.42f; zum Umzug: der liehtblick l-2/99, S. 30ff 
13 Sozialtherapeutische Anstali in der NA-Tegel 
(vgl. der lichtblick4-5/98, S. 32f; Broschüre' , S. 
133ft); das Personal der SothA wird voraussicht­
lich am 04.01.00 geschult 
1' Dr. H.E. Bisson, Suizidalität - Suizidrisiko - Sui­
zidverhütung, in: Materialien3, S. 143 
1sder liehtblick 1-2/99, S. 4f 
16 immerhin 9 von 30 untersuchten Ländern hatten 
noch mehr Selbsttöter als die BRD. Nach einem 
Bericht über einen anderen Todesfall (der lieht­
blick 1-2/98, S. 9) wurde das Tegeler Personal im­
merhin mit Funkgeräten, die Sportbeamten sogar 
mit Handys ausgestattet, und es wurde eine Check­
liste eingeflihrt, mittels derer, ähnlich wie bei der 
Feuerwehr, die Notfallsituation angemessen be­
schrieben werden kann 
17 Müller-Dietz, Materialien3, S. 114 
18 Sauer, Materialien3, S. 71 f 
19 Müller-Dietz, Materialien3, S. I 13 
10 Brügerrrrusch, Broschüre' , S. 169 
11 Müller-Dietz, Materialien3, S. 113 
22 genaueres ist dem liehtblick leider nicht bekannt 
- der Redaktionsgemeinschaft ist zwar der lnbalt 
der Dissertation, aber nicht mehr der Titel- oder der 
Verfassername erinnerlich. 
ll Lenzen-Schulte, FAZ'. 10.11.99 
z• 57 Beamte, 18 ~')gestellte und I Azubi waren am 
15.09.98 im Pflegedienst der JVA beschäftigt 

25 Dr. Hans J. Hommelsheim, Dokumentationspro­
bleme bei der Führung von Gesundheitsakten: 
Umfang der Dokumentationspflicht und Datensi­
cherung, in: Materialien, S. 29 
16 a.a.O .. S. 30 
21 a.a.O., S. 33 
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Blutsauger 
in Tegel 

Das DNA-Identitätsfeststellungsgesetz 
vom 07.09.98 erlaubt es, dem einer künf­
tigen Straftat von erheblicher Bedeutung 

. Verdächtigen zum Zwecke der Identitäts­
feststellung Körperzellen zu entnehmen, 
diese molekulargenetisch zu untersuchen 
und in der Datei des Bundeskriminalam­
tes zu speichern. Paragraph 2 des o.g. Ge­
setzes läßt diese Maßnahme auch bei be­
reits Verurteilten zu. Voraussetzung in 
beiden Fällen ist allerdings, daß eine e-

Tegel intern 

beit grundlegend in Frage gestellt wird. 
Eine weitere Folge dieser ermittlungs­

richterlichen Praxis ist, daß in letzter Zeit 
immer mehr Gefangene in der JVA-Te­
gel per verfassungsrechtlich bedenkli­
chem Beschluß zur Abgabe von Körper­
flüssigkeiten gezwungen werden. Das Pa­
radoxe an dieser Vergehensweise soll hier 
anband eines Beipiels aufgezeigt werden: 

Der Gefangene befindet sich seit April 
1996 im Wohngruppenvollzug der Teil­
anstalt V und hat ca. sieben Jahre seiner 
Strafe bereits verbüßt. Ausweislich sei­
ner Vollzugsplanungen handelt es sich bei 
dem Gefangenen »um einen ruhigen und 
unauffälligen Inhaftierten«, gegen den bis 

lieber Bedeutung zu führen sind« und 
ordnete die Entnahme von Körperzellen 
- bei Weigerung des Gefangenen die 
zwangsweise Blutentnahme- an. 

Im November 1999, funfMonate nach­
dem ihm seitens der Anstalt eine positi­
ve Prognose bescheinigt und er gelockert 
worden war, ist der Gefangene zur Voll­
streckung der richterlichen Anordnung 
von Anstaltsbediensteten in die Arztge­
schäftsstelle der Teilanstalt V geführt 
worden, wo ihn bereits 6 anstaltsfremde 
Personen in Zivil sowie der stellvertre­
tende Teilanstaltsleiter. der Gruppenlei­
ter (Sozialarbeiter), dessen Vertreter und 
eine Gruppenbetreuerio (Stationsbeam­
tin) erwarteten. 

Für Ermittlungsrichter scheint es gerechtfertigt zu sein, 
eine »Negativ-Prognose« allein aus einer womöglich 

Jahre zurückliegenden Verurteilung abzuleiten 

Die Anstaltsbediensteten versuchten 
zunächst, den Gefangenen zur freiwilli­
gen Abgabe von Speichelproben zu über­
reden. Die Erwiderung des Gefangenen, 
daß er sogar sieben Jahre nach der Tat 
immer noch als unverbesserlicher Verbre­
cher angesehen und behandelt werde und 
daß dies nicht hinnehmbar sei, blieb ge­
nauso unbeachtet wie sein Hinweis dar­
auf. daß seine Entwicklung während der 
Haft durch die Anstalt mit einer Positiv­
prognose gewürdigt worden sei, was von 
seinem anwesenden Gruppenleiter sowie 
dessen Vertreter bestätigt werden könne. 

gativprognose, nach der die Gefahr neu­
er, einschlägiger Straftaten besteht, vor­
liegen muß (vgl. S. 12f). 

acheinem Kammergerichtsbeschluß 
sind Ermittlungsrichter für die Anord­
nung der Maßnahme zuständig. Der Ge­
setzgeber hat es allerdings versäumt, aus­
drücklich zu regeln, wer unter Berück­
sichtigung welcher Grundlagen die Pro­
gnose vornehmen soll. Für den Ermitt­
lungsrichter scheint es, wie alle bis jetzt 
in der NA-Tegel bekannt gewordenen 
Fälle nahelegen, gerechtfertigt zu sein, 
eine »Negativ-Prognose« allein aus einer 
womöglich Jahre zurückliegenden Verur­
teilung abzuleiten. Deshalb wird d ie Ent­
wicklung des Gefangenen während des 
Vollzuges bei der Beurteilung nicht mal 
ansatzweise gewürdigt. Selbst eine durch 
die Fachkräfte der Anstalt bereits vorge­
nommene positive Beurteilung des Ge­
fangenen ist für die »Prognose« des Er­
mittlungsrichters ohne Bedeutung. 

So ist eine völlig systemwidrige Situa­
tion entstanden, in der die in ein Grund­
recht (hier sogar gleich zwei: körperli­
che Unversehrtheit, informelle Selbstbe­
stimmung) des Menschen eingreifende 
Maßnahme nicht aufgrund gegenwärti­
ger, sondern ausschließlich aufgrund ver­
gangener Persönlichkeitsmerkmale ange­
ordnet wird. 

Dies ruft sicherlich nicht nur bei den 
betroffenen Gefangenen ein hohes Maß 
an Verunsicherung hervor - durch diese 
Praxis wird ihm die Fähigheil zur Besse­
rung faktisch abgesprochen -, sondern 
auch bei den Justizvollzugsbehörden und 
-bediensteten. deren Zielsetzung und Ar-
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dato keine Disziplinarmaßnahmen ver­
hängt werden mußten. 

Am 25.06.99 fand eine Vollzugsplan­
konferenzbezüglich der Prüfung der Zu­
lassung des Gefangenen zu selbständigen 
Vollzugslockerungen statt. An der Kon­
ferenz haben sieben an der Betreuung des 
Gefangenen maßgeblich beteiligte Perso­
nen tei lgenommen; der Tei lanstaltsleiter 
(TAL V), sein Vertreter, ein Diplom-Psy­
chologe, je ein Gruppentrainer, -betreuer 
und -Ieiter (Sozialarbeiter) sowie dessen 
Vertreter. 

Aufgrund seiner positiven Entwick­
lung im Vollzug »kamen die Konferenz­
teilnehmer zu dem Ergebnis, [ . .. den Ge­
fangenen] zu selbständigen Vollzugslok-

Als die Anstaltsinternen stumm blie­
ben, schritten die Externen zur Tat: vier 
von ihnen legten den Gefangenen unter 
Anwendung von Gewalt auf eine Sani­
tätsliege und hielten ihn an Armen und 
Füßen so lange fest, bis ihm Blut abge­
nommen wurde. Die Spuren dieser Akti­
on waren noch Tage danach an den Ar-

Das DNA-Gesetz erlaubt, jemanden, der einmal einer 
künftigen Straftat von erheblicher Bedeutung verdäch­

tig sein könnte, Körperzellen zu entnehmen 

kerungen [ ... ] zuzulassen« und »in ca. 
sechs Monaten erneut eine Vollzugsplan­
konferenz durchzufl.ihren. um über die 
Verlegung in den offenen Vollzug zu ent­
scheiden«. 

Etwa zur gleichen Zeit wurde der Wil­
le und die Fähigkeit des Gefangenen zu 
einem Leben ohne Straftaten von Ent­
scheidungsträgem außerhalb der Anstalt 
allerdings ganz anders beurteilt. Am 
27.07.99 entschied ein Ermittlungsrich­
ter, daß »wegen der Art sowie Ausfiih­
nmg der Tat sowie der Persönlichkeit des 
Verurteilten Grund zu der Annahme be­
steht, daß gegen ihn künftig erneut Straf­
verfahren wegen einer Straftat von erheb-
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men des Gefangenen zu sehen. 
Genauso verheerend könnten sich die 

Folgen dieser Praxis auf die Vollzugsge­
stal~g der vielen betroffenen Gefange­
nen auswirken. Werden die zuständigen 
Entscheidungsträger es wagen, Vollzugs­
lockerungen oder einer Strafaussetzung 
auf Bewährung zuzustimmen - in beiden 
Fällen ist eine günstige Prognose näm­
lich die Grundvoraussetzung - wenn zu­
vor ein Richter die zukünftige Straffäl­
ligkeit des Gefangenenper Beschluß qua­
si vorausgesagt hat? Wie lange werden 
Richter noch unabhängig von der Ist-Si­
tuation, allein aus alter Aktenlage künf­
tige Straftaten prognostizieren? 0 
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Meisterschaft 
Haus Spiele Tore Dif. Pkt. 

1. III/1 18 102:25 +77 47 
2. V 18 84:26 +58 43 
3. Vl/1 18 77:39 +38 38 
4. Vl/2 18 75:52 +23 32 
5. IE 18 67:64 +3 27 

6. IV 18 55:63 -8 27 
7. 11/2 18 52:76 -24 16 
8. I 18 36:79 .:.43 16 
9. 11/1 18 34:96 -62 12 

10. 111/2 18 35:88 -53 7 

Pokal 
Haus Spiele Tore Dif. Pkt. 

1. 111 12 77:19 +58 34 

2. VI 12 62:24 +38 31 
3. V 12 43:36 +7 19 
4. IV 12 35:51 -16 14 
5. II 12 24:57 -33 10 
6. IE 12 36:53 -17 9 
7. I 12 18:55 -37 6 
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Fußball 
Saison '99 

Fußball ist die beliebteste, sportliche Frei­
zeitbeschäftigung der Inhaftierten in der 
Justizvollzugsanstalt Tegel. Dementspre­
chend groß war das Interesse der spielen­
den wie der zuschauenden Gefangenen 
an den Meisterscllafts- und Pokalspielen 
zwischen den einzelnen Teilanstalten 
auch im Jahre 1999. 

Die Teilanstalt Til drückte der letzten 
Saison des ausgehenden Jahrtausends 
ihren Stempel auf, in dem sie die Mei­
sterschaft für sich entschied und auch den 
Pokal gewann. Die Redaktion gratuliert 
jedem e inzelnen Spieler für das Engage­
ment und die Fairneß und hofft. genauso 
gute Spiele auch im nächsten Jah11ausend 

· sehen zu dürfen. 0 

Menschenrecht(?)s 
-Kommission 

Am 01.1 1.99 fand mal wieder eine Füh­
rung durch die Anstalt statt. Diesmal hatte 
die Anstalt eine mehrköpfige Delegation 
der Menschenrechtskommission des Tür­
kischen Parlaments zu Gast. 

Wie von vielen Gefangenen zu eifah­
ren war, ist die Anstalt auch dieses Mal 
ihrer Linietreu geblieben. Die Delegati­
onsmitglieder wurden zielstrebig an den 
Gefangenen vorbei geführt. In der Teil­
anstalt (TA) IJI z.B. sollen Gefangene, die 
mit den Delegationsmitgliedern ins Ge­
spräch kommen wollten, von Anstaltsbe­
diensteten »höflich« in ihre Zellen ver-· 
wiesen worden sein. ln der TA lllund V 
sollen Gespräche nach 2-3 Minuten durch 
Anstaltsbedienstete mit der Begründung 
unterbrochen worden sein, daß noch die 
Besichtigung anderer Räumlichkeiten auf 
dem Programm stehe und die Delegation 
sich deswegen beeilen müsse. 

Nach Informationen aus dem Türki­
schen Konsulat wollte sich die Delegati­
on über die Menschenrechtssituation der 
aus der Türkei stammenden Gefangenen 
informieren und sich durch Gespräche 
vor Ort ein Bild machen. Der Delegation 
dürfte es hierbei vordergründig eher um 
die Situation des Menschen selbst gegan­
gen sein, als um den Zustand seiner Un­
terkunft. Aber Hauptsache, sie haben die 
unter Denkmalschutz stehende Pforte und 
Anstal tskirche gesehen. 0 
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Personal 
und kein Ende 

Alle Betroffenen dürften sich über die 
angespannte Personalsituation in be­
stimmten Teilbereichen der NA-Tegel ei­
nig sein. Je nach Standpunkt scheiden 
sich allerdings die Geister über die Ursa­
chen, Folgen und Lösungsmöglichkeiten 
des Problems. Der Personalrat der NA­
Tegel formulierte z.B. in einem Schrei­
ben an die Anstaltsleitung seine Vorstel­
lung, wie Überstunden der Beamten ver­
mieden werden sollten, wie fo lgt: »Wir 
erwarten die Streichung von Servicelei­
stungen für Inhaftierte« (Der Vollzugs­
dienst, 4-5/99). Welche Leistungen in die­
sem Zusammenhang als Service für Ge­
fangene zu betrachten sind, wurde vom 
Personalrat allerdings nicht näher erläu­
tert. 

Auch die Vertreter der Mitbetroffenen. 
gemeint sind die Gefangenen, haben um 
die Beseitigung der durch die Personal­
situation entstandenen Mißstände gebe­
ten. Die Gesamtinsassenvertretung der 
NA-Tegel formulierte die Probleme und 
ihre Vorstellung einer Lösung in einem 
Brief an den (damaligen) Justizsenator, 
der im folgenden vollständig wiederge­
gen wird: 
»Sehr geehrter Herr Dr. Körting, 

mit wachsender Besorgnis nehmen wir, 
die Gesamtinsassenvertretung der NA 
Tegel wie auch unsere Mitgefangenen, 
die Personalsituation in dieser NA wahr. 

Durch die stetig wachsende Belastung 
jedes einzelnen Bediensteten ist ein stän­
dig anwachsender Krankenstand zu be­
obachten, der sich speziell im Bereich der 
sozialen Betreuung bemerkbar macht. So 
ist es schon seit langem nicht mehr un­
üblich, daß ein Gruppenleiter bzw. Sozi­
alarbeiter- mit Ausnahme der Sozialthe­
rapeutischen Abteilung - mehr als 30 
Gefangene zu betreuen hat. 

Durch norwendige Vertretungen ande­
rer Kollegen geschieht es dann schnell, 
daß diese Zahl auf 60 (und mehr) Gefan­
gene ansteigt, worunter wiederum die 
Betreuung des Einzelnen leidet. Selbst die 
Erledigung der wichtigsten Vorgänge 
weitet sich dann in einer Weise aus, die 
immer mehr Gruppenleiter fast resignie­
ren läßt. Von einer Gruppenarbeit mit 
rund 15 Gefangenen, wie sie speziell im 
Wohngruppenvol lzug vorgesehen ist, 
sind die Gruppenleiter heute weit ent­
fernt. 
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Diese Unzulänglichkeiten wirken sich 
auch auf die Gemütslage der Gefangenen 
aus. die letztlich die Leidtragenden die­
ser Einsparungen sind. Die Unzufrieden­
heit der Gefangenen steigt auch deshalb, 
weil kaum einer sich ausreichend im so­
zialen Bereich versorgt und beachtet 
fuhlt. Wie sich diese Unzufreidenheit 
letztlich auswirken kann, zeigen die jüng­
sten Vorfalle hier in Tegel. 

Es gibt selbstverständlich vielfaltige 
Motive fur Auseinandersetzungen unter 
den Gefangenen, doch die geschilderte 
Personalsituation spielt unserer Meinung 
nach eine wesentliche Rolle. Die geschil­
derte Unzufriedenheit der Gefangenen 
läßt sich, genau wie etwaige Auseinan­
dersetzungen, nach unserem Dafurhalten 
nicht beseitigen, indem man die Gefan­
genen immer mehr >>wegschließt«. 
Schließlich wird Frustration durch Isola­
tion eher verstärkt denn abgeschwächt. 

Wir bitten Sie daher dringend darum, 
uns Ihre Gedanken und Lösungsvorschlä­
ge zu diesem Problem mitzuteilen. Im 
Sinne einer erfolgversprechenden Reso­
zialisierung aller Gefangenen sollte in­
tensiv auch und vor allem über eine Ver­
stärkung vor allem des im sozialen Be­
reich tätigen Personals nachgedacht wer­
den. Wir bedanken uns vielmals flir Ihre 
Aufmerksamkeit und Ihr Verständnis und 
verbleiben - in der Hoffnung auf eine 
baldige Beseitigung dieses Mißstandes­
mit freundlichen Grüßen.« 0 

Alte Kameraden 
und SDS 

Als 17jähriger wollte er ins Kloster, 
schloß dann aber seiner Mutter zuliebe 
erst ein Studium ab und arbeitete dann 
noch sieben Jahre »als Sozialarbeiter mit 
Jugendlichen in Wilmersdorf« (Die Welt, 
09.11.99). Als 30jähriger trat er dann dem 
Salvatorianer-Orden bei, ein Jahr später 
erhielte er die» l. Heilige Profeß«. 1965 
die »Ewige Profeß«. und am 05.03.66 
\\Urde er zum Priester geweiht. Seither 
ist der kleine Mann mit den vielen Spitz­
namen (PVC, Kugelblitz) überall dort, wo 
er Frohe Botschaften verbreiten, Trost 
spenden oder um Hilfe für seine »Män­
ner« bitten kann. 

Die Rede ist von Pater Vincens SDS. 
»Pater« werden Mönche genannt, die 
zum Priester geweiht wurden: »SDS« 
steht für Societas Divini Salvatoris (Ge­
sellschaft Göttlicher Erlösung). Am 
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24.11.1999 wurde der unermüdliche 
Seelsorger 70 Jahre alt. Da Militär und 
Kirche traditionell miteinander verbun­
den sind, und der wortgewaltige Mönch 
mit nahezu allen Garnisonen und Kaser­
nen freundschaftlich verbunden ist, ließ 
es sich das Vierte Luftwaffenmusikkorps 
unter der Leitung eines Oberstleutnants 
nicht nehmen. das Konzert zum Ernte­
dankfest als Geburtstagsständchen darzu­
bieten. Entsprechend besucht war die 
Tegeler Anstaltskirche: Generäle und Ge­
neralswitwen, Majore und die gesamte 
Anstaltsleitung waren gekommen, um ei­
nem grandiosen Konzert mit Pauken und 
Trompeten zu lauschen - und um dem 
Pater ihre Referenz zu erweisen. 

Im Namen ganzer Generationen von 
Häftlingen gratuliert auch die Redakti­
onsgemeinschaft des Gefangenenmaga­
zins der Iichtblick dem engagierten 
Salvatorianer zum Geburtstag. 0 

Strafe wegen 
Pflichtverletzung 

Die Justiz,·oiJzugsanstalt (JVA) Tegel 
schrieb am 05.10.99 einen zwei Seiten 
langen Brief (als Anlage beigelegt: eine 
Rechtsbehelfsbelehrung): »Sehr geehrter 
Herr S( ... ], gemäß§ 103 Abs. I Ziffer 3, 
4 und 5 StVollzG werden Sie aufgrund 
der von Ihnen begangenen Pflichtverlet­
zung mit [ ... ] Disziplinarmaßnahmen be­
legt«. 

Weil »Sie schuldhaftgegen Ihnen auf­
erlegte Pflichten verstoßen haben<< und 
es nach »der vorliegenden dienstlichen 
Meldung vom 09.09.99 und Anhörungs­
niederschrift vom 16.09.99 [ ... ] als er­
wiesen anzusehen« ist, »daß Sie am 
09.09.99 gegen 1500 Uhr ·[ ... ) gegen 
grundlegende Bestimmungen des § 82 
Abs. 2 StVollzG in Verbindung mit der 
gültigen Hausordnung der Teilanstalt III 
verstoßen« haben. »Den Ihnen zur Last 
gelegten Sachverhalt haben Sie anläßtich 
einer Anhörung am 16.09.99 [ ... ]selbst 
eingeräumt. Ihre hierzu gemachte Einlas­
sung vermag Ihr Fehlverhalten nicht zu 
rechtfertigen« 

Was war da geschehen? Und wer hat 
die Pflichtverletzung begangen? 

Kurze Antwort: Ein seit über 4 Jahren 
in der Teilanstalt IJI lebender Häftling 
hatte sich gut 30 Meter von dem ihm »zu­
gewiesenen Bereich ohne die erforderli­
che Genehmigung« dafür zu haben, ent­
fernt »und eigenmächtig« einen Abfall-



haufen der Gärtnerei aufgesucht um sich 
dann »Unter unerlaubter Mitnahme von 
[zwei] Tomaten« wieder zu seinem Be­
reich zu begeben. 

Auf die Verhängung der Todesstrafe 
für dieses Vergehen wurde verzichtet -
und die Vollstreckung der verhängten 
Disziplinarmaßnahmen (u.a.: »Entzug 
der Teilnahme an gemeinschaftlichen 
Veranstaltungen«) wurde »für die Dauer 
von drei Monaten zur Bewährung ausge­
setzt«. 

In einer kürzlich erschienenen Bro­
schüre über den »Servicebereich der NA­
Tegel« gibt es einen Verwaltungsmen­
schen, dessen »Hauptaufgabe [ ... ]in der 
Steuerung des Mehrarbeitsbestandes« 
besteht ... Was der liehtblick gerne 
wüßte . ist, ob das Verfassen solcher 
Schriftsätze Arbeit macht oder schon zum 
Mehrarbeitsbestand gehört? 0 

Spaß und 
feuchte Hände 

Begleitet von gut zwei Dutzend Medien­
vertretern waren am 19.10.99 einige Stars 
der deutschen Handball- ationalmann­
schaft in die Justizvollzugsanstalt (NA) 
Tegel gekommen - nicht um zu spielen 
oder um mal probezusitzen, sondern um 
zu demonstrieren. 

Daß »demonstrare« mit »genau zei­
gen« zu übersetzen ist, erklärt, weshalb 
es dabei nicht um eine Massenveranstal­
tung ging. Ein weiterer Grund, weshalb 
die hohe Schule des Handballspiels nicht 
mehr als einem halben Dutzend Häftlin­
gen vorgefiihrt werden konnte, ist die un­
zureichende Größe der Sporthalle: Ein 
turnierfähiges Handballfeld ist 40 x 20m 
groß; die Tegeler Halle hat eine bespiel­
bare Fläche von 23 x 12m, so daß nicht 
einmal zwei vollständige Mannschaften 
darin spielen können. 

Andererseits mußten die sechsköpfi­
gen Teams gerade wegen der beengten 
Platzverhältnisse mehr technisclf>brillie­
ren. was ganz im Sinne der Zuschauer 
war. Und weil es nach Auskunft des Vor­
sitzenden des Berliner Handballverban­
des (HVB), Henning Opitz. eine Hand­
voll Tegeler Spieler gibt, die sich in Ver­
einen außerhalb der JVA-Tegel an pro­
fessionellere Ballbehandlung gewöhnt 
haben, konnte sogar auf herausgespielte 
Tore der Tegelcr »Kriminalmannschaft« 
(Morgenpost, 20.1 0.99) gehofft werden. 

Bevor sich die Hoffnungen erfüllen 
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konnten, gab es noch zwei erfreulich kur­
ze Begrüßungsansprachen: Henning 
Opitz erwähnte nicht einmal, daß er ei­
ner der Initiatoren dieser Begegnung ist. 
Und der Berliner Justizstaatssekretär Det­
IefBorrmann wies daraufhin, daß so eine 
Begegnung doch nicht » SO selbstver­
ständlich« sei. 

Als ob es eine Selbsrverständlichkeit 
wäre, zeigte der als Schiedsrichter stets 
emsige »Biene« zur Überraschung vie­
ler, aber wohl zu recht, schon eine Minu­
te nach Spielbeginn ( 1536 Uhr) auf den 
Siebenmeterpunkt - Nationalkeeper Hen­
ning Fritz hatte keine Chance, das Tege­
ler Ausgleichstor zu verhindern. 

Dem Heimvorteil der Gastgeber setz­
ten »die K.retzschmar, Baur, Fritz, Roos 
und Co.<< nun das entgegen, was sie auch 
außerhalb von Strafanstalten so oft zum 
Sieger macht: sie begannen zu »zaubern, 
mit Kernpa-Trick und Rückhandwurf<< 
(Tagesspiegei, 20.1 0.99, S. 28). Dabei 
waren sie so vorsichtig, daß es weder für 
»Biene« noch für den einstigen Bundes­
ligaschiedsrichter icodemus viel zu 
pfeifen gab -erst in der 16. Spielminute 
gab es wieder einen »Strafstoß«. 

Das Vergnügen, die Ballartisten aus 
nächster Nähe betrachten zu können. 
wähne allerdings nicht lange: schon nach 
einer knappen halben Stunde wurde das 
Spiel beim Stand von I 0 : 21 abgepfif­
fen. 

Sichtlieb beeindruckt, auch von der 
Leistung des eigenen Teams, bedankte 
sich Spielführer Wolfgang, der ebenfalls 
zu den Initiatoren dieser Veranstaltung 
gehört, bei den Nationalspielemund dem 
Bundestrainer für die »Lehrstunde«, um 
ihnen dann »ein kleines Präsent« in Form 
einer Aufzeichnung über »Handball im 
Knast« zu überreichen - »zur Erinnerung 
an eine ungewöhnliche Begegnung«. 

Diese Gelegenheit nutzte der Leiten­
de Regierungsdirektor Klaus Lange­
Lehngut (»Ich bin der Anstaltsleiter«), um 
mitzuteilen, daß er als guter Patriot für 
das deutsche ationalteam gefiebert. als 
Lokalpatriot aber auch der Tegeler Mann­
schaft die Daumen gedrückt hätte - nun 
habe er >>zwei feuchte Hände«. 

Anschließend lud er die Gäste ein, sich 
in das Goldene Buch der NA-Tegel ein­
zutragen - außerdem hatte auch er ein 
kleines Präsent zu üben-eichen: die fiir 
Knastinteressierte wirklich lesenswerte 
Broschüre »I 00 Jahre Justizvollzugsan­
stalt Tegel«. 

Während sich die einen dann den Me­
dienvertretem widmeten. zeigten sich an-
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dere gegenseitig ihre Tätowierungen. 
Und ein Teil der Nationalelf setzte sich 
auf den Hallenboden und begann, die sta­
pelweise vor ihnen liegenden Poster mit 
Autogrammen zu versehen. 

Bundestrainer HeinerBrand beantwor­
tete derweil. mit immer noch bandagier­
ter (beim Fußballspiel gebrochener) 
Hand. die (sicherlich nicht sehr scharf­
sinnige) Frage des Iichtblicks, ob das 
SP'el oder dessen Egebnis seinen Erwar­
tungen entsprochen hätte: »ich habe kei­
nen Grund. über die Leistung meiner 
Mannschaft nachzudenken - das machen 
wir gleich beim Training«. 

Tatsächlich drängte der Übungsleiter 
denn auch bald zum Aufbruch. Schließ­
lich hatte er - so die Meldung des Lan­
despressedienstes vom 15. 10.99 - seine 
Mannen auf das »Renault Seenie Super­
cup Turnier« vorzubereiten, an dem 
»Welt- und Europameister sowie Olym­
pia- und Weltcupsieger« teilnahmen. 

Daß so kurz vor einem solchen Wett­
bewerb das Spiel Deutschland gegen Te­
gel stattfinden konnte, ist ebenso bemer­
kenswert wie das Zustandekommen die­
ser Begegnung. Dem Handballfunktionär 
Michael Krebs zufolge kam HVB-Chef 
Opitz die Idee dazu, nachdem er im Mai 
dieses Jahres den Tegeler Handballern 
Spielmaterial gespendet und dann mit ei­
nem Tegeler Sportbeamten. Peter Anders, 
und Spielfiihrer Wolfgang über weitere 
Möglichkeiten der Förderung gesprochen 
hatte. Im September lagen dann bereits 
die Zusagen der Spieler vor- in der NA­
Tegel würden sie »vielleicht ein paar alte 
Bekannte« (Bild und, ähnlich BZ, 
01.09.99) treffen. 

Allen. die dieses Treffen von Bekann­
ten und Unbekannten ermöglicht haben, 
sei hier Dank gesagt. 0 

Info der Fern Uni Hagen 

20.12.99, 1715 Uhr- hier geht es um 
Rückmeldungen und ~eueinschrei­
bungen für das Semester 2000 
(Frau Schutz teilt Zulassungsanträ­
ge aus). 
10.01.00, 1715 Ubr- Einschreibebe­
ratung, Rückmeldungen für das 
Sommersemester 2000, Annahme 
der Zulassungsanträge 
14.02.00, 1715 Uhr- AUgemeine In­
formationen zum Fernstudium für 
Interessenten, Beratung für Studie­
rende und Gasthörer 
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Politik 

Aus dem Berliner Abgeordnetenhaus 

Drogen und 
Therapie 

Kleine Anfrage Nr. I 3/4391 des Abge­
ordneten Thomas Ziolko (CDU). Die Be­
antwortung erfolgte a~. 12.0 1.99 durch 
die Senatsverwaltung für Schule, Jugend 
und Sport. 

1.) Wie hoch ist der Versorgungsstand 
mit stationären Therapieplätzen für Dro­
genabhängige in Berlin? 

Antwort: Für ca. 8000 Drogenabhän­
gige stehen insgesamt über 500 stationä­
re Therapieplätze zur Verfügung. Berlin 
erfüllt die Vorgabe der Drogenbeauftrag­
ten der Länder, für 5% der geschätzten 
Zahl Drogenabhängiger Therapieplätze 
vorzuhalten. 

2.) Wie beurteilt der Senat das Antrags­
und Bewilligungsverfahren bei Therapie­
plätzen? 

Antwort: Bei den über Tagespflegesät­
ze finanzierten Therapieeinrichtungen hat 
sich das Antrags- und Bewilligungsver­
fahren für die Kostenübernahmen weit­
gehend beschleunigt. Ein Antrags- und 
Bewilligungsverfahren entf<illt gänzlich 
bei den Einrichtungen, d ie über Zuwen­
dungen im Rahmen einer Fehlbedarfsfi­
nanzierung durch die Senatsverwaltung 
für Schule, Jugend und Sport gefördert 
werden. 

3.) Hält der Senat den in Baden-Würt­
temberg praktizierten »niederschwelligen 
und qualifizierten Drogenentzug«, bei 
dem ohne größeren bürokratischen Auf­
wand und langwierige Kontrollen Dro­
genabhängige in einen vierwöchigen 
Entzug gehen, auch für Berlin praktika­
bel? 
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Antwort: Ein niedrigschwelliger und 
qualifizierter Drogenentzug wird in Ber­
lin bereits von 3 Einrichtungen angebo­
ten. Darüber hinaus besteht seit sechs 
Jahren durch das Projekt »Therapie so­
fort« die Möglichkeit einer kurzfristigen 
und unbürokratischen Aufnahme in eine 
Entzugsbehandlung und daran anschlie­
ßende Kurz- oder Langzeittherapie. Die­
ses Angebot, das ohne Voranmeldtmg und 
ohne vorherige Klärung der Kostenüber­
nahme in Anspruch genommen werden 
kann, hat sieb sehr bewährt. 0 

Gläsener 
Gefangener 

Mündliche Anfrage (Nr. 22) des Abge­
ordneten Jürgen Jakob Schultze-Bemdt 
(CDU) über Sexualstraftäter. Die Beant­
wOitung erfolgte durch den Senator für 
Justiz Dr. Ehrhart Körting. 

1.) Trifft es zu, daß es in den Berliner 
Haftanstalten keine Liste verbotener Pro­
no-Magazine gibt und somit beispiels­
weise die wegen sexuellen Mißbrauchs 
von Kindem einsitzenden Straftäter die 
von pädophilen bevorzugten einschlägi­
gen Magazine weiterhin erhalten können? 

Antwort: Listen verbotener pornogra­
phischer Magazine können in den Voll­
zugsanstalten nicht erstellt werden, da die 
Titel uniibersehbar sind, ständig wechseln 
und somit nicht abschließend zu erfas­
sen sind. Im geschlossenen Vollzug un­
terliegen Magazine dem Genehmigungs­
vorbehalt der Justizvollzugsanstalt So ist 
sichergestellt, daß Magazine mit porno­
graphischem und strafrechtlich relevan­
tem Inhalt nicht an Inhaftierte ausgehän-

de r l i e h eb l i c k 6/ 1999 

digt werden. Im Rahmen der Genehmi­
gungsprüfung wird die Indexliste der 
Bundesprüfstelle für jugendgefahrdende 
Schriften als Unterstützung herangezo­
gen. Druckerzeugnisse, deren Äußeres 
auf einen pornographischen Inhalt hin­
deuten, werden auch im Rahmen von 
Haftraumkontrollen insbesondere der ge­
nannten Klientel einer gründlichen Über­
prüfung unterzogen und aus dem Haft­
raum entfernt, wenn die Magazine einen 
strafrechtlich relevanten Inhalt aufweisen 
oder deren Besitz aus behandlerischen 
Gründen nicht vertretbar erscheint. 

2.) Trifft es zu, daß nur von einem ge­
ringen Teil der freigelassenen Sexual­
straftäter ein genetischer Fingerabdruck 
genommen wurde, wie viele sind es ge­
nau und woran liegt das? 

Antwort: Nach dem D A-ldentitäts­
fests tellungsgesetz vom 7. September 
1998 dürfen zum Zweck der Identitäts­
feststellung in künftigen Strafverfahren 
dem Beschuldigten, der einer Straftat von 
erheblicher Bedeutung verdächtig ist, 
Körperzellen entnommen und molekular­
genetisch untersucht werden. Straftaten 
von erheblicher Bedeutung im Sinne des 
gesetzes sind insbesondere Verbrechen, 
Vergehen gegen die sexuelle Selbstbe­
stimmung, gefahrliehe Körperverletzung, 
Diebstahl in einem besonders schweren 
Fall oder Erpressung. Außerdem erforder­
lich ist eine Negativprognose: Wegen der 
Ausführung der Tat, der Persönlichkeit 
des Verurteilten oder sonstiger Erkennt­
nisse muß die Gefahr neuer, einschlägi­
ger Sh·aftaten bestehen. Die gewonnenen 
DNA-Identifizierungsmuster werden 
beim BKA gespeichert. 

Das DN A-Identitätsfeststellungsgesetz 
enthält in 2 außerdem eine Regelung, die 



es erlaubt, diese Maßnahmen auch bei 
einem bereits rechtskräftig Verurteilten 
durchzuftihren. In diesen sogenannten 
»Ahfallen« darf die entsprechende Ein­
tragung im Bundeszentralregister oder im 
Erziehungsregister allerdings noch nicht 
getilgt sein. 

Hinsichtlich derjenigen rechtskräftig 
Verurteilten, bei denen eine besonders 
schwerwiegende Negativprognose be­
steht. erfordert die neue Gesetzeslage eine 
schnellstmögliche Untersuchung der 
D A und Aufnahme des Identifizierungs­
musters in die Datei des BKA. Der Staats­
anwaltschaft I bei dem Landgericht Ber­
lin ist daher unmittelbar nach Inkrafttre­
ten des Gesetzes aufgegeben worden, bei 

Politik 

eben. Die Berliner Staatsanwaltschaft 
stellt seit Inkrafttreten des D A-ldenti­
tätsfeststellungsgesetzes mit steigender 
Tendenz Anträge nach 81 g StPO. Ende 
Juni 1999 lagen insgesamt 753 Anträge 
vor, von denen en~a ein Viertel aus dem 
Bereich der Sexualdelikte stammen. 
Mehrere hundert weitere Anträge sind in 
Kürze zu erwarten. Angesichts dieser 
Antragsflut ist bei den Ennittlungsricb­
tem inzwischen ein gewisser Entschei­
dungsrückstand aufgelaufen. wobei ge­
naue Erledigungszahlen nicht bekannt 
sind. Der Entscheidungsrückstand erklärt 
sich auch daraus, daß dem Betroffenen 
stets rechtliches Gehör zu gewähren ist. 
Außerdem stellen Staatsanwaltschaft und 

Einer richterlichen Anordnung auf Antrag der Staatsan­
waltschaft bedarf es nicht, wenn der Beschuldigte mit. 

der Entnahme der Körperzelle einverstanden ist 

Tätern der Delikte Mord, Totschlag. 
schwerer Menschenhandel sowie erheb­
licher Sexualstraftaten, die sich in staat­
lichem Gewahrsam oder unter staatlicher 
Aufsicht befinden und für die eine sol­
che Negativprognose zu stellen ist, ge­
mäß 81 g StPO einen entsprechenden 
Gerichtsbeschluß zu beantragen. Zustän­
dig ist gemäß Entscheidung des Kammer­
gerichts vom 16. Dezember 1998 und im 
Einklang mit der bundesweiten Praxis der 
Ennittlungsrichter. 

Um der Staatsanwaltschaft eine An­
tragstellung nach 81 g StPO zu ennögl i­
chen, hat die Senatsverwaltung fiir Justiz 
alle Berliner Haftanstalten gebeten, alle 
Gefangenen festzustellen, die u.a. wegen 
des schweren sexuellen Mißbrauchs von 
Kindern mit Todesfolge[ ... ], der sexuel­
len lötigung oder Vergewaltigung (177 
StGB) oder des schweren Menschenhan­
dels ( 181 StGB) eine Strafe verbüßen. 

Zur Vorbereitung eines Antrages nach 
8 1 g StPO sind die Haftanstalten außer­
dem gebeten worden, Name, Geburtsda­
tum, Delikt, staatsanwaltschaftliches Ak­
tenzeichen sowie das Datum der Entlas­
sung zu erheben und an die Staatsanwalt­
schaft zu übennitteln. Die Staatsanwalt­
schaft ist angewiesen, die bei ihr 
eingehenden Daten unverzüglich darauf­
hin zu überprüfen, ob eine Antragstellung 
erfolgen soll. Weiter besteht nach dem am 
2. Juni 1999 in Kraft getretenen Ände­
rungsgesetz zum DNA-Identitätsfeststel­
lungsgesetz die Möglichkeit, das Bundes­
zentralgregister um umfassende Auskunft 
zu den betreffenden Personen zu ersu-

Gericht teilweise unterschiedliche Anfor­
derungen an die Gefahrlichkeitsprogno­
se. Eine vereinheitlichende Rechtspre­
chung hat sich insofern noch nicht her­
ausgebildet. 

Einer richterlichen Anordnung auf An­
trag der Staatsanwaltschaft bedarf es 
nicht. wenn der Beschuldigte mit der Ent­
nahme der Körperzelle einverstanden ist. 
In einer Vielzahl von Fällen konnten da­
her auf Grund des Einverständnisses des 
Beschuldigten Körperzellen entnommen 
werden. 0 

Befristete 
Ausweisung 

Kleine Anfrage , r. 13 5248 des Abge­
ordneten R. Baran (Bündnis 90/Die Grü­
nen) über Befristung von Ausweisungen. 
Die Beantwortung erfolgte am 28.10.99 
durch den Senator für Inneres: 

1.) Trifft es zu, daß das Land Berlin 
[ ... ] die Befristung einer Ausweisungs­
verfugung nur vornimmt, wenn der Aus­
länder[ ... ] bei der Deutschen Botschaft 
des Heimatlandes einen entsprechenden 
Antrag stellt? 

Antwort: Nein.[ ... ] 
3.) Trifft es zu, daß die Ausländerbe­

hörde angewiesen wurde, in Befristungs­
angelegenheiten generell bei in Berlin 
durch Verwandte, Ehepartner oder An­
wälte des ausgewiesenen Ausländers ge­
stellten Anträgen - entgegen der Geset­
zeslage - nicht zu entscheiden? 
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Antwort: ein. Vielmehr sind Anträ­
ge von Personen. die vom betroffenen 
Ausländer bevollmächtigt sind, selbstver­
ständlich ztt bescheiden. 

4.) Welche Yt.:nahrensweise empfiehlt 
der Senat in Fällen, in denen 
Ausländer(innen) die Befristung ihrer 
Ausweisungsverfügw1g mit Aussicht auf 
Erfolg beantragen wollen? 

Antwort:, Der Senat von Berlin emp­
fiehlt, sich bei Antragstellungen an die 
Zuständigkeitsregelungen des Ausländer­
gesetzes zu halten. nach § 63 Abs. 3 
AusiG sind im Ausland die vom Auswär­
tigen Amt ennächtigten Auslandsvertre­
tungen nur ftir Pass- und Visaangelegen­
heiten zuständig, nicht jedoch fiir Anträ­
ge, mit denen gemäß § 8 Abs. 2 AusiG 
Befristungen von Wirkungen von Aus­
weisungen und Abschiebungen beantragt 
werden. Solche Anträge sind immer bei 
der Ausländerbehörde zu stellen, die die 
Maßnahme. mit der ein Wiedereinreise­
verbot verbunden ist, verfugt hat. Gemäß 
§ 64 II AuslG darf eine andere Auslän­
derbehörde Befristungen von Ausweisun­
gen oder Abschiebungen nur im Einver­
nehmen mit der Auländerbehörde verfU­
gen, die die Maßnahme angeordnet hat. 0 

Beamten­
Sonderurlaub 

Kleine Anfrage r. 13/5303 des Abge­
ordneten Burkhard Müller-Schoenau 
(Bündnis 90/Die Grünen). Die Beantwor­
tung erfolgte am 23.11.99 durch die Se­
natsvenvaltung für Inneres 

1.) Wird der Senat in Folge der Recht­
sprechung der Gerichte die bisher bewil­
ligten aber noch nicht angetretenen Son­
derurlaube für Beamte und Beamtinnen 
auf Grund der nun festgestellten Rechts­
widrigkeit widerrufen? Wenn nein. war­
um nicht? 

Antwort: Nein. Eine generelle Rück­
nahme bereits bewilligter und unanfecht­
bar geworden er Bescheide, bei denen der 
Sonderurlaub noch nicht angetreten wur­
de. wäre gemäß § 48 Abs. 2 Verwaltungs­
verfahrensgesetz (VwVfG) unzulässig. 
Die Rücknahme eines Bewilligungsbe­
scheides verbietet sich nach dieser Vor­
schrift. soweit die betroffenen Antragstel­
ler auf die Rechtmäßigkeit des Venval­
tungsaktes vertraut haben und ihr Vertrau­
en unter Abwägung mit demöffentlichen 
Interesse an e iner Rücknahme schutzwür­
dig ist. 0 
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Nur 
noch Müll 

Künstler des »Instituts für Ökonomische 
Disharmonisierung« haben im Rahmen 
eines Kunst-Happenings in einen exklu­
siven Amsterdamer Luxuswarenhaus 207 
Gegenstände aus dem Müll in die Regale 
geschmuggelt. Die vermeintlichen Waren 
wie alte Schals, Teller und eine Bettdek­
ke wurden ordentlich mit kopierten Preis­
schildern im Gesamtwert von umgerech­
net etwa 2700 Mark ausgezeichnet. Ei­
nige Artikel seien bereits verkauft wor­
den. Die peinlich berührten Kaufhausver­
antwortlichen erklärten, 
daß eine Kontrolle 
aller Artikel 

~~f:::~ R 
g a I e n 
I e i der 
n i c h t 
möglich sei. 
Der Mül l sei kaum 
vom nmmalen Angebot zu unterscheiden, 
gaben sie zu. Daher sei auch - leider -
unbekannt, wie viel Abfall immer noch 
in den Regalen liege (TS. 27 .11.99). 0 

Alt 
und Vergessen 

In Pflegeheimen der niederländischen 
Stadt Weert bereitet man sich auf das 
»Jahr-2000-Problem« vor. Um im Falle 
eines Computerabsturzes gegen Strom­
ausfall gewappnet zu sein, versuchten die 
Verantwortlichen zwei er Pflegeheime zu­
nächst Notstromaggregate zu kaufen. Als 
Ersatz entschieden sie sich jedoch flir 
Karnevalsrasseln, die großen Lärm ma­
chen können und pro Stück nur rund zwei 
Mark kosten. Damü könnten die Senio­
ren in otf<illen die Nachtwache alarm ie­
ren (Neues Deutschland, 23.11.99). 0 

Hundekacke für's 
Allgemeinwohl 

Berlin ist mit großem Abstand Deutsch­
lands Hundestadt Nummer eins. Da sich 
die Zahl der angemeldeten Hunde auf 
I 02.81 1 erhöhte, kommt statistisch auf je 
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Vermischtes 

33 Berliner ein Hund. Insgesamt zahlten 
1998 Berlins Herrchen und Frauchen 
rund 22,7 Millionen Mark Hundesteuer. 
Somit leisteten die Vierbeiner indirekt 
auch einen Beitrag zur Sanierung der 
angeschlagenen Hauptstadtfinanzen (taz, 
18.11.99). 0 

Milliarden 
Einnahmen 

Nach Angaben des Europäischen Dro­
gen-Beobachtungszentrums (Lissabon) 
verzeichnet die EU jährlich 6000 bis 7000 
Drogentote. In Deutschland, Östeneich, 

Finnland und Schweden 
ist der Konsum von 

harten Dro-

~T
~~-w~~ 
ten Ver­
gleich of­
fenbar 
am ge­

ringsten. Etwa 
30 von I 0 000 Ein­

wohnern nehmen in diesen Ländern 
Rauschgifte wie Heroin oder Kokain. Am 
größten sei das Problem in Großbritani­
en, Italien und Luxemburg mit etwa 70 
bis 80 Drogenkonsumenten unter jeweils 
I 0 000 Einwohnern. 

Bei der Vorstellung des EU-Berichts 
1999 hieß es, daß schätzungsweise eine 
bis eineinhalb Millionen Menschen un­
ter den 3 75 Millionen EU-Bürgern regel­
mäßig hatte Drogen nehmen. Rund 40 
Millionen EU-Bürger konsumierten ge­
legentlich die >>weiche<< Droge Cannabis. 

EU-weit würden jedes Jahr fünf bis 
sechs Tonnen Heroin und bis zu 38 Ton­
nen Kokain beschlagnahmt. (Neues 
Deutschland, 23.1 1.99) 

In ihrer Eröffnungsrede zum Kongress 
»Prävention der Suchtkrankheiten« (LPD 
22.11.99) wies die Jugendsenatorin Ing­
rid Stahmer darauf hin, daß allein in 
Deutsch land von folgenden Zahlen aus­
gegangen werden muß: 

- 17,8 Mio. Raucher/innen, davon 6,8 
Mio. mit einem Konsum von mehr als 20 
Zigaretten pro Tag- 4,4 Mio. Menschen 
mit mißbräuchlichem und abhängigem 
Alkoholkonsum- 1,4 Mio. Mekikamen­
tenabhängige - 250.000 - 300.000 Kon­
sumenten harter Drogen- 2,1 Mio. Ha­
schischkonsumenten, davon 270.000 mit 
fast täglichem Konsum - 300.000 Kon­
sumenten von Amphetaminen 
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Für Berlin liegen folgende Schätzun-
gen vor: 

- 250.000 Alkoholabhängige 
- 7.000 bis 8.000 Drogenabhängige 
-50.000 bis 80.000 Medikamentenab-

hängige 0 

Machos sind 
Out 

Einer Umfrage zufolge wünscht sich die 
Mehrheit der deutschen Frauen einen 
Mann, der die traditionelle Männenolle 
übernimmt. Er solle zupacken können 
und für die Familie sorgen. Diesen »Typ 
Macher« bevorzugten 69 Prozent der 
Frauen. Sensible Männer mit viel Ver­
ständnis fiir die Partnerin haben nach den 
Umfrage-Ergebnissen bei 44 Prozent der 
Frauen eine Chance. Rund 38 Prozent 
sehnten sich nach einem galanten Mann 
mit großzügigem Lebensstil. Lediglich 12 
Prozent der Frauen wollen sich von» Ver­
ftihrertypen« erobern lassen. Nach der 
Meinung von 60 Prozent der tausend Be­
fragten taugten diese Männer selten für 
eine Partnerschaft. (TS, 23.11.99) 0 

Eine Geißel der 
Menschheit 

Einem Bericht der UN-Organisation zur 
Bekämpfung von Aids (UNAIDS) zu fol­
ge bereitet sich die Krankheit nach wie 
vor rasch aus. Rund 16 Millionen Men­
schen sind bisher an der immunschwä­
che gestorben. Mit weltweit 2,6 Millio­
nen Toten werde in diesem Jahr ein neu­
er Rekord erreicht. Etwa 5,6 Millionen 
Erwachsene und Kinder seien im Jahr 
1999 neu infiziert worden. Afrika südlich 
der Sahara sei nach wie vor das »Epizen­
trum« der Krankheit: 12,2 Millionen 
Frauen und 10,1 Millionen Männer leb­
ten derzeit auf dem Kontinent mit einer 
Aids-Infektion. Die Lebenserwartung im 
südlichen Afrika, die von 44 Jahren An­
fang der 50er Jahre auf 59 angestiegen 
sei, werde in den Jahren 2005 bis 20 I 0 
wegen Aids wieder auf 45 Jahre zurück­
fallen (TS. 24.1 1.99) 0 

»Wanzen unter der Wohnzimmer­
couch sind doch keine Kuscheltiere.« 

Hennann Bachmeier, SPO-RechiSexperte 

zit. n. Neues Deutschland 



0,0 %o 
für jeden 

Seinen Stuhl muß der Chef der Polizei­
direktion Bautzen. räumen, nachdem er 
betrunken am Steuer seines Wagens er­
wischt wurde. Der 56jährige wurde erst 
einmat·versetzt. Wie es weiter geht, ent­
scheidet sich, wenn die Ermittlungsergeb­
nisse der Staatsanwaltschaft vorliegen. 
Der Führerschein ist zunächst einmal 
weg. vgl. taz, 21.10.99 0 

Verirrtes 
Projektil 

Ein Sandereinsatzkommando der Polizei 
hat bei einem nächtlichen Einsatz in 
Nordrhein-Westfalen einen Familienva­
ter erschossen. Auf der Suche nach ei­
nem der Söhne stürmte eine achtköpfige 
SEK-Einheit die Wohnung der Familie im 
Kreis Olpe. 

Laut Angaben des Staatsanwalts grif­
fen die unbewaffneten Eltern d ie Polizi­
sten an. Beim zurückdrängen des 45jäh­
rigen Familienvaters löste sich im Hand­
gemenge ein Schuß aus der Dienstwaffe, 
hieß es hierzu. Das Projektil traf den 
Mann in den Kopf. vgl. Frankfurter Rund­
schau, 14.12.99 0 

Elektronische 
Überwachung 

In Hessen wird die elektronische Fußfes­
sel auch als Ersatz für Haftstrafen erprobt. 

Der geringste Bauer und Bettler ist 
ebensowohl ein Mensch wie der Kö­
nig. Ein Justizkollegium, das Unge­
rechtigkeiten ausübt, ist gefährli­
cher und schlimmer wie eine Die­
besbande. Vor der kann man sich 
schützen! 

Aber vor Schelmen, die den Man­
tel der Justiz gebrauchen, um ihre 
üblen Pressionen auszuführen, vor 
denen kann sich kein Mensch hü­
ten, sie sind ärger wie die größten 
Spitzbuben in der Welt und meri­
tieren eine doppelte Bestrafung 

Friedrich d. Große 

Seitenwechsel 

Wie das Justizministerium mitteilte, ei­
nigten sich darauf Justizminister Christe­
an Wagner (CDU) mit dem Koalitions­
partner FDP. Die elektronische Überwa­
chung sollte bisher nur als Auflage für 
Bewährungstrafen eingesetzt werden. Im 
nächsten Jahr soll dazu ein . Modellver­
such in Frankfurt beginnen, der bei posi­
tiven Ergebnissen ausgedehnt werden 
kann. vgl. taz, 06.10.99 0 

Dealer im 
J :ustizrock 

festgenommen 
worden. Bei einer 
Wohnungsdurchsuchung wur-
den mehrere Kilogramm der Drogen ge­
funden , teilte die Behörde mit. »Der 
Mann arbeitete den Angaben zufolge in 
der Asservatenkammer der Staatsanwalt­
schaft.« Zu diesem Zeitpunkt konnte 
noch nicht geklärt werden ob tatsäeblich 
die Drogen von der Asservatenkammer 
stammen. vgl. taz, 11.11.99 0 

Humanes 
Töten? 

»Wenn schon inhuman , 
dann aber richtig«. 

Trotz scharfer Kritik, 
nicht nur von Gegnern der 
Todesstrafe, bleibt in Flori­
da der elektrische Stuhl das 
gängigste Hinrichtungsin­
strument Mit der knappen 
Mehrheit von vier zu drei 
Stimmen entschied das 
höchste Gericht Floridas, 
daß der elektrische Stuhl 
keine ungewöhnlich grausa­
me Strafe sei. »Die Mehr­
heit der Richter verwies auf 
eine Vielzahl von Beweisen, 
wonach diese Hinrichtungs­
art einen Todeskandidaten 

der li ehebl i ck 6/1 999 

sofort bewußtlos mache und er daher kei­
ne Schmerzen empfinde.« 

ur in Florida, Georgia, Alabama und 
ebraska wird von den 38 US- Bundes­

staaten die die Todesstrafe wieder einge­
führt haben, der elektrische Stuhl als ein­
zige Methode verwendet. In den meisten 
US- Bundesstaaten wird heute die Gift­
spritze eingesetzt. vgl taz, 27.09.99 

Der Wiedergutmachungsgedanke einer 
Strafe, wenn es denn einen gibt, spielt in 
den USA scheinbar keine Rolle mehr, 
vielmehr steht Vergelrung bei der Straf­
maßzumessung im Vordergrund. 0 

Promisohn 
dealt 

Der Sohn 

N 
~raenk~ 
furter 
Pol_izei­
prasr ­
denten 

muß s ich vor 
dem Landgericht 

Frankfurt (Oder) wegen des Vorwurfs des 
gewerbsmäßigen Handeins mit Heroin 
und Kokain verantworten. Der Vertreter 
der Staatsanwaltschaft wirft dem Ange­
klagten 2ljährigen Percy L. vor, als Mit­
glied einer kriminell organisierten Grup­
pierung in 28 Fällen mit Rauschgift »in 
nicht geringer Menge« zum Zweck der 
finanziellen Bereicherung gehandelt zu 
haben. vgl ND, 29.10.99 0 
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Etwas zum 
Nachdenken 

lch babbel gern. Bin ein Bememer Mäd­
che. Aber meist hab ich keinen, der zu­
hört. Dann babbel ich halt mit mir. Der 
Vogel wird mich wohl kaum verstehen! « 
Die 78 Jahre alte Paula K. bietet Kaffee 
und selbst gebackenen :vtarmorkuchen 
an. Er mundet. Sie lacht: »Schließlich 
hab· ich Köchin gelernt.« 

Das »Schultheiß im Westend« war ihr 
Berufsfeld. Die Ausbildung am Herd 
brachte sie im feinen, alten Hotel Charl­
ton am Hauptbahnhof hinter sich. »Das 
Berufsleben war hart«, sagt sie. Es habe 
ihr aber Spaß gemacht, auch. wenn es im 
Schichtbetrieb oft ein Uhr morgens wur­
de. 1942 kam das Verhängnis über sie. 
Sie sollte weg vom Herd, an die Dreh­
bank einer Munitionsfabrik »Da hab ich 
mich geweigert. Ich wollt' net ftir den 
Krieg arbeiten!« Sie hielt durch, dank 
ihrer politischen Überzeugung: »Meine 
Eltern waren schon immer Sozialdemo­
kraten und gegen die Nazis!« Doch nach 
zwei Tagen hat man sie abgeholt und bis 
Krieg ende 1945 nach Berlin in ein Ar­
beitslager gebracht. 

Sie berichtet das fast leidenschaftslos. 
Und doch hat es ihr Leben zerstört. Zer­
stört waren auch die Wohnung und das 
Haus in Bornheim, in dem sie lebte. »Da 
hieß es. bei null wieder anfangen.« 

Sie schaffte es als Verkäuferin, weil 
ihre angeschlagene Gesundheit die Arbeit 
als Köchin nicht mehr zuließ. Der Sohn 
aus erster Ehe starb mit vier Jahren an 
Diphtherie. Ihr Mann fiel im Krieg, be­
vor er noch erfahren konnte. daß er Vater 
geworden war: »Sie schickten alle Feld­
postbriefe an mich zurück!« Eine zweite 
und dritte Ehe scheiterten: »Mit Männem 
hatte ich kein Glück«, stellt sie lapidar 
fest. 

Mit dem Alter kamen Krankheiten. 
Zwei Schlaganfalle überstand sie, doch 
Herz und Kreislauf sind angegriffen. 
»Die Ärztin verschreibt nicht alles. Ich 
brauch ' aber Kopfschmerz- und Kreis­
laufmittel: die zahl'ich halt selbst.« Oft 
60 Mark im Monat. 

Mit der Monatsrente von 584 Mark (sie 
mußte mit 55 Jahren aufhören zu arbei­
ten) käme sie nicht weit. Das Sozialamt 
hilft mit Kleidergeld, zahlt die Miete, und 
auch die FR unterstützt sie. So erhielt sie 
einen Kühlschrank und den Ferseher aus 
dem Altenhilfe-Etat. >>Wenn Ihr nicht 
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Soziales 

wärt!«sagt sie unter Tränen. Es bricht 
dann doch aus ihr heraus: >>Manchmal 
hab ich nur noch einen Wunsch: )licht 
mehr aufzuwachen. Keiner sagt was. kei­
ner fragt was, jeder denkt nur an sich 
selbst, als hätte man eine ansteckende 
Krankheit. Ich muß immer babbele, weil 
ich Angst hab' . mal aufzuwachen und 
nicht mehr reden zu können! « 

Es gäbe kaum noch Pflichtgefühl .und 
Ehrlichkeit. klagt sie. Einmal, als sie, 
krank und alleif\. Z\vei Wochen bettläge­
rig war. rief sie einen Jungen mit dem 
Fahrrad zu sich, gab ihm I 00 Mark und 
bat, er möge ihr Brot, Butter und I 00 
Gramm Gelbwust kaufen. »Das war mor­
gens. Es wurde Abend, ich hab nichts 
mehr von dem Jungen und dem Geld ge­
sehen.« zit. nach Frankfurter Rundschau, 
vom 09. I 1.99 

Wer helfen will: Spenden bitte an »Not 
gerveinsam lindern«, eine Alten- und 
Weihnachtshilfe der Frankfurter Rund-

»Wenn wir so weiter­
machen, werden wir 
die Rache des kleine·n 
Mannes bitter zu spü­
ren bekommen.« 

Gerhard Sehröder 

(zit. n. Der Spiegel l 9/99. S. 37) 

schau e. V., Postbank Frankfurt, Konto 
r. I 02 500 603 (BLZ 500 l 00 60), mit 

dem Vem1erk » Weihnachtshilfe 1999«. 
Die Redaktionsgemeinschaft des Ge­

fangenenmagazins der Iichtbl ick 
möchte mit diesem Beitrag anregen. ein­
mal über den Umgang mit alten Men­
schen nachzudenken. 0 

Von oben 
herab 

'ach Auffassung des Präsidenten des 
Deutschen Städtetages Oberbürgermei­
ster (OB) Hajo Hoffmann, ist das 1iveau 
der Sozialhilfe in der Bundesrepublik zu 
hoch. Er begründete dies mit dem Hin­
weis, daß 1 Iedrigverdiener finanziell oft 
ähnlich gestellt seien wie Sozialhilfeemp­
fanger, obwohl sie einer Arbeit nach ge­
hen. »insbesondere bei kinderreichen 
Familien kann die Sozialhilfe derart hoch 
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ausfallen, daß kein besonderer Anreiz 
mehr besteht. aus der Sozialhilfe heraus­
und in ein Beschäftigungsverhälmis hin­
einzukommen.« 

Mit dem sicheren und üppigen Salär 
eines OB 's, läßt sich leicht Kritik am · ho­
hen' N iveau der Sozialhilfe üben. 0 

Deutschland = 
kinderfreundlich? 

Ab Januar 2000 gilt die Erhöhung des 
Kindergeldes auf270 Mark. Diesmal sol­
len auch Familien davon profitieren, die 
auf Sozialhilfe angewiesen sind. Wie aus 
der SPD-Fraktion gemeldet wurde, soll 
die Kindergelderhöhung um 20 Mark als 
»anrechnungsfreies« Einkommen behan­
delt werden. Zu danken ist dieser Um­
stand der SPD-Fraktionsspitze. Aller­
dings soll diese Regelung bis 2002 befri­
stet werden. Danach gelten die neu fest­
gelegten Regelsätze für die Sozialhilfe. 
Gewerkschaften und Sozialverbände hat­
ten eine Besserstellung von Kindem aus 
annen Familien gefordert. Da das Kin­
dergeld nach der bishe1igen Regelung mit 
der Sozialhilfe verrechnet wurde, gingen 
rund eine Millionen Kinder leer aus. vgl. 
taz, 27.10.99 0 

Gestiegene 
Bedürftigkeit 

In Berlin ist die Zahl der Empfanger von 
Hilfen in besonderen Lebenslagen gestie­
gen. Im Laufe des Jahres 1998 erhielten 
rund 86.500 Menschen Sozialleistungen 
für außergewöhnliche Belastungen wie 
Pflegebedürftigkeit, Krankheit oder Be­
hinderung, teilte das Statistische Landes­
amt mit. Dies entsprach gegenüber dem 
Vorjahr einer Steigerung von 6,7 Prozent 
Bei der »Krankenhilfe und Hilfe zur Fa­
milienplanung« sowie der »Behinderten­
hilfe« waren Zuwächse um 15,1 Prozent 
auf 4 7. 700 beziehungsweise 15,5 Prozent 
auf 15.500 Menschen zu verzeichnen. 
Knapp 29 Prozent der Ernpfauger von 
Hilfen in besonderen Lebenslagen waren 
im Jahr 1998 Ausländer. Ihr Anteil hat 
sich gegenüber dem V01jahr um 1 ,9 Pro­
zent erhöht. Diese Sozialleistungen, de­
ren Umfang 1998 1,6 Milliarden Mark 
betrug, wurden zumeist älteren Menschen 
gewährt. Ein Drittel der Empfanger war 
älter als 60 Jahre.( vgl. taz, 20. 1 0.99) 0 



Höhere 
Umsätze 

Im August hat die Berliner Industrie ei­
nen Umsatz in Höhe von 4,7 Milliarden 
Mark erzielt. Wie das Statistische Lan­
desamt mitteilte, wurden damit 2,2 Pro­
zent mehr Erzeugnisse und Leistungen 
umgesetzt wie vor Jahresfrist. Für das 
lnnlandsgeschäft wurde eine Steigerung 
von 1,9 Prozent und fur das Auslandsge­
schäft eine Steigerungsrate von 3,2 Pro­
zent ermittelt. Dieses positive Ergebnis 
ww·de auch durch die Verbrauchsgüter­
produktion e1Teicht. Dabei ist die Anzahl 
der Beschäftigten in den Berliner Indu­
striebetrieben um 4,6 Prozent zurückge­
gangen. vgl. taz, 26.10.99 0 

Fettwerden 
zahlt sich aus 

lm Staatsdienst fett zu werden, zahlt sich 
aus. Pensionierte Beamte in Israel kön­
nen in Zukunft eine erhöhte Rente bezie­
hen, wenn sich ihr Gesundheitszustand 
wegen Gewichtszunahme im Amt ver­
schlechtert hat. »Auch Beschäftigte im 
Öffentlichen Dienst, Lehrer und Kran­
kenhausangestellte, die bei ihrer Einstel­
lung zu viel wiegen, kölUlen von der neu­
en Regelung profitieren -wenn sie wäh­
rend ihrer Amtszeit noch mehr zuneh­
men.« vgl. Tagesspiegel 30.09.99 0 

Alles Gute kommt 
von oben 

Florian Gerster (SPD), Sozialminister 
von Rheinland-Pfalz, hat sich gegen ein 
höheres Kindergeld fur Sozialhilfeemp­
Hinger ausgesprochen. »Falls der Bundes­
tag so ein Gesetz vorlegt, werde ich mei­
ner Landesregierung nahelegen, nicht 
zuzustimmen«, ließ er verlauten. Der 
Ausstieg aus der Sozialhilfe müsse fur die 
Betroffenen attraktiver werden. (vgl. taz. 
21 .10.99) 

Im Neuen Deutschland hieß es zu den 
Begründungen Gersters weiter: »Je mehr 
Kindergeld ein Sozialhilfeempfanger be­
komme, desto geringer sei der Anreiz, 
einen regulären Job anzunehmen.« 

Ab ersten Januar wird vorraussichtlich 
das Kindergeld um 20 Mark steigen, da-

Soziales 

von sollen auch die Empfänger von So­
zialhilfe profitieren. 

Am gleichen Strang wie Gerster zieht 
der Präsident des Münchner Ifo-Instimts, 
Hans Wemer SilUl. »Arbeitslose brauchen 
Anreize, einen Job anzunehmen«, sagte 
Sinn und verwies auf den Arbeitsmarkt 
in den USA. Wenn dieses System [von 
Billigjobs] auch in Deutschland einge­
führt wird, sei mit einem »Beschäfti­
gungswunder im Bereich der einfachen 
Arbeit zu rechnen. ND.21.1 0.99 0 

Alte 
Privilegien 

»Die Altbundespräsidenten der Bundes­
republik werden auch im kommenden 
Jahr ihre Büros und Dienstautos vom 
Staat bezahlt bekommen.« Trotz einer 
anderslautenden Ankündigung, die der 
stellvertretende Vorsitzende des Haus­
haltsausschusses, Manfred Hampel, 
machte, bleibt es bei dieser Regelung. Die 
Sonderbezüge sollen erst im Rahmen der 
Haushaltsberatungen 200 I debattiert 
werden, hieß es aus Kreisen der Rot-Grü­
nen Koalition. Die »Sensibilität« für diese 
Angelegenheit sei inzwischen gestiegen, 
aber fur eine Veränderung des Haushalts 
2000 fehle die Zeit. 

Für die Büros der drei Ex -Präsiden­
ten Walter Scheel, Richard von Weizsäk­
ker und Roman Herzog werden rund 1 ,5 
Millionen Mark im Haushalt 2000 ver­
anschlagt. Auch nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Amt stehen ihnen Dienstwagen 
mit Cheffahrer, Büro, zum Teil mehrere 
Mitarbeiter sowie Vergütungen für 
Dienstreisen zu. Begründet \Verden die 
Sonderbezüge für Büros, die über die 
vollen Amtsbezüge hinaus bezahlt wer­
den, mit den »fort- und nachwirkenden 
Aufgaben« der Ex- Staatsoberhäupter. 

Der ehemalige FDP-Politiker Walter 
Scheel profitiert davon bereits seit 20 Jah­
ren. vgl. Der Tagesspiegel, 12.11.99 0 

Wenig und noch 
zuviel 

Dieter Hundt, Arbeitgeberpräsident hat 
die Bundesregierung aufgefordert, den 
Bundeszuschuß fur die Bundesanstalt für 
Arbeit im Etat fur das Jahr 2000 von zehn 
auf fünf Milliarden Mark zu halbieren. 
Vorrangig solle das Geld bei der aktiven 
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Arbeitsmarktpolitik eingespart werden, 
verlangte Hundt. Es sei »unvertretbar«, 
die Ausgaben fur die aktive Arbeitsmarkt­
forderung auf dem Rekordniveau von 45 
Milliarden Mark fortzusetzen. Nach Mei­
nung von Hundt müßten weitere Ein­
schnitte bei der Absicherung von Arbeits­
losen gemacht werden. »In kaum einem 
anderen Land seien die Arbeitslosen ma­
teriell so gut Abgesichert wie in Deutsch­
land.« Dies ist ein Gnmd dafür, warum 
die Bereitschaft Bi II ig- Jobs anzunehmen 
so gering sei. Sozialhilfe und Arbeitslo­
senhilfe müßten angeglichen werden. vgl. 
Neues Deutschland, 23.09.99 0 

Bestochene 
Demonstranten 

Teilnehmern an seiner Demonstration 
gegen das Sparpaket der Regierung am 
19. Oktober, hat der Deutsche Beamten­
bund (DBB) ein Tagegeld von 50 Mark 
und Reisespesen gezahlt.» Wenn die Mit­
glieder für die Kundgebung privaten Ur­
laub nähmen und lange unte1wegs seien, 
dann halten wir es fur selbstverständlich, 
daß die Mitgliedsbeiträge auch flir diese 
Kosten eingesetzt werden, sagte Geyer.« 
Es habe sich hierbei nur um einen »be­
scheidenen Unkostenbeitrag« gehandelt. 
An der Demonstration in Berlin, zu der 
DBB und DGB aufgerufen hatten, nah­
men rund 50.000 Menschen teil. Der 
DGB hatte seinen Mitgiliedem dafur kein 
Geld gezahlt. Der DBB-Landesverband 
Bremen hat für die Anreise nach Berlil1 
einen Airbus gechartert, bestätigte Gey­
er weiter. vgl. Tagesspiegel, 01.11.99 0 

Nostalgie oder 
Ostalgie? 

Nach einer Umfrage zu Folge, berichtete 
der »Stern« wünscht sich jeder funfte 
Westdeutsche die Mauer zurück. In den 
neuen Ländern sind es 14 Prozent der 
Bürger, die sich wieder eine Zweiteilung 
vorstellen können. 61 Prozent der Ost­
deutschen sind laut Umfrageergebnissen 
mit der jetzigen Demokratie unzufrieden. 
Ebensoviele Westdeutsche äußerten Zu­
friedenheit mit dem politischen System. 
Zehn Jahre nach der Wende glauben mehr 
Bundesbürger an die »Mauer in den Köp­
fen« als an ein geistiges Zusammenwach­
sen in Ost und West. vgl. taz. 16.09.990 
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Lieber rein 
statt raus 

:vtit den Worten »Ich will wieder in den 
Knast« stellte sich ein Mann bei der Po­
lizei und gab an. drei Einbrüche began­
gen zu haben. 1achdem er vor drei Mo­
naten aus einem Gefängnis entlassen 
worden sei, habe er seinen Pass verloren 
und bekomme daher keine Arbeit. Ob­
dachlosigkeit und zunehmende Kälte 
setzten dem Mann so zu, daß er wieder 
eine Unterkunft im Gefängnis wollte. 
Nach der Überprüfung des Geständnis­
ses entsprachen die Beamten seinem 
Wunsch und führten ihn einem Haftrich­
ter vor (taz. 03.11.99). 

Im wärmeren Nahen Osten waren es 
nicht die Wetterverhältnisse, die einen Pa­
lästinenser in den Knast getrieben haben. 
Um seine ierensteine loszuwerden, hat 
der Mittellose Palästinenser aus Gaza 
eine drastische Lösung gewählt: Er be­
gann eine Prügelei mit einem Nachbarn. 
ließ sich von der Palästinenser-Polizei 
festnehmen und klagte dann im Gefäng­
nis über schreckliche Bauchschmerzen. 
Die Polizisten hätten den 32jährigen dann 
sofort ins Polizeikrankenhaus gebracht. 
Dort wurden die ierensteine des Man­
nes, der kein Geld für eine Krankenver­
sicherung hatte, entdeckt und auf Kosten 
der Polizei entfernt (Tgsp.,08.1 1.99). 

Nach dem Motto, »da könnte ja jeder 
kommen«, wurde ein Drogenhändler im 
Gefängnis von Gerona (Nordspanien), 
wo er seine viereinhalbjährige Haftstra­
fe absitzen wollte. am Tor der Anstalt von 
den Wächtern abgewiesen. weil er sich 
nicht ausweisen konnte. Die Anwältin des 
Marokkaners bat den Gefängnisdirektor 
inständig, ihren Mandanten doch einzu­
lassen. Aberder Beamte blieb stur. Er for­
derte den Mann auf. sich eine Bescheini­
gung seiner Identität zu besorgen und es 
in den nächsten Tagen noch einmal zu 
versuchen ( 1D, 12.11.9~). 0 

Kultur­
Banausen 

Klassische Musik soll Drogensüchtige 
künftig aus dem Bahnhof der niederlän­
dischen Grenzstadt Heerlen vertreiben. 
Nur fur die Ankündigungen von Zügen 
solle das Musikprogramm aus den Laut­
sprechern unterbrochen werden. Versu-
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ehe in der Hamburger U-Bahn hätten ge­
zeigt, daß klassische Musik herumhän­
genden Junkies auf die erven gehe. 
»Wir müssen gucken. was besser v. irkt, 
Bach oder Beethoven«. sagte eine Spre­
cherio (Tagesspiegel. 19.1 0.99). 0 

Weder 
noch 

Ein Tatverdächtiger wurde zunächst im 
Frauengefängnis in der thailändischen 
Provinz Lop Buri in Untersuchungshaft 
genommen. Hier kamen den Wärtern je­
doch Zweifel, ob es sich bei ihrem Ge­
fangenen nicht doch um einen Mann han­
dele. Ein Arzt stellte fest, es handele sich 
um einen Mann mit weiblichen Ge­
schlechtsorganen. Die Gefcingnisverwal­
tung wisse nun nicht. ob der Gefangene 
im Frauen- oder Männertrakt unterge­
bracht werden solle. Um weitere Verwir­
rung zu vermeiden. bleibt der oder die 
22jährige \'Orerst im Gefängniskranken­
haus {taz. 08.10 .. 99). 0 

Viagra 
Wahn 

ach der Weigerung seines Arztes, ihm 
mehr als vier Pillen des Potenzmittels 
Viagra zu verschreiben, hat sich ein 
83jähriger Brite als Rezeptfalscher ver­
sucht. »Sex ist das einzige Vergnügen, das 
mir noch bleibt, und ich brauche jede 
mögliche Hilfe«, verteidigte sich E.P., 
nachdem er von der Polizei erwischt 
worden war. Der dreimal verheiratete 
Weltkriegsveteran und Vater von sechs 
Kindem gab an, er brauche die Hilfe, um 
seine 39jährige Freundin zu befriedigen 
(Tagesspiegel, 31.1 0.99). 0 

Elektronische 
Hundemarken 

Itali~n fuhrt elektronische Fußfessel für 
Vierbeiner ein.ln der sizilianischen Stadt 
Catania werden allen Hunden »elektro­
nische Hundeausweise« unter dem Fell 
implantiert. Mit Hilfe des Mikrochips 
sollen entlaufene oder ausgesetzte Tiere 
leichter identifiziert und Kampflnmde 
besser überwacht werden können. Auf 
dem Mikrochip seien alle Daten des H un-
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des und seines Besitzers gespeichert. Die 
Operation dauere nur wenige Minuten 
und sei für die Hunde völlig sehrnerzlos 
(Tagesspiegel. 07.11.99). 0 

Schlagende 
Argumente 

In Kenntnis überall die Flugzeugunfalle 
in der jüngsten Zeit trauten sich die Pas­
sagiere eines Fluges von Rio nach Bue­
nos Aires nach zweimaligem Abbruch des 
Starts wegen technischer Probleme nicht 
mehr ins Flugzeug. Daraufbin prügelte 
die brasilianische Polizei die verängstig­
ten Passagiere unter Androhung von Waf­
fengewalt wieder ins Flugzeug. Zwei 
Argentinier seien dabei wegen Widerstan­
des festgenommen worden (Tagesspiegel, 
04.11.99). 0 

No 
Sex 

Während einer Studie über l..infruchtbar­
keit in Malaysia stellte die Behörde fur 
Familienplanung in Kuala Lumpurin ih­
rer Befragung von 2500 Paaren fest, daß 
50 Paare. die ihre Kinderlosigkeit beklag­
ten, eine rein platonische Beziehung 
pflegten. Die Befragten sollen zwischen 
20 und 30 Jahre alt gewesen sein (Tages­
spiegel, 20.1 0.99). 0 

Bissiger 
Fund 

Nachdem bei einer Hausdurchsuchung in 
Chelmsford nordöstlich von London ein 
Aquarium zerbrochen war. wollte ein bri­
tischer Polizist einem Fisch wieder ins 
Wasser helfen. Er ahnte jedoch nicht. daß 
er es mit dem in Südamerika beheimate­
ten Knochenfisch zu tun hatte. Der Pi­
ranha biß ihm durch den Finger (Der Ta­
gesspiegel, 25.10.99). 0 

Ein Radfahrer kollidierte mit ei­
nem Wildschwein. »Das Wild­
schwein«, so lautete es im Poli­
zeiber icht, »entfernte sich uner­
kannt vom Unfallort« (Berliner 
Morgenpost, 24.10.99). 



Satire 

Sagenhafte 
Knastgeschichten 

Erhält ein Häftling der NA-Tegel das 
Bundesverdienstkreuz? 

E in Häftling der Justizvollzugsan­
stalt (JVA) Tegel hat dem deut­
schen Bundespräsidenten einen 

Brief geschrieben, den der Präsident mit 
einer Bitte um Stellungnahme an die Re­
daktionsgemeinschaft des Gefangenen­
magazins der liehtblick weiterleitete. 

Wegen des von allen Beteiligten deut­
lich geäußerten Wunsches nach Vertrau­
lichkeit können die Inhalte der Briefe und 
der liblichen Stellungnahme hier nur be­
grenzt widergegeben werden. Aber das 
wenige wird reichen, um einen neuen 
Aspekt des Umgangs bundesdeutscher 
Justiz mit Straftätern deutlich zu machen. · 

Begonnen hat alles mit dem alten: Ein 
Staatsanwalt hatte es nach dem Studium 
der Aktenlage für sicher erachtet, daß der 
Verurteilte nach seiner Entlassung wie­
der straffällig werden würde und deshalb 

seien, »derart aufmich einzuwirken, daß 
ich nach der Verbüßung meiner Strafe ein 
wertvolles (oder zum indest n icht mehr 
straffälliges) Mitglied der Bundesrepu­
blik Deutschland« sein könne. 

Weil sich der Häftling durch die staats­
anwaltschaftliche und richterlicherseits 
bestätigte Prognose in einen unerträgli­
chen Konflikt mit seiner Umwelt und sei­
ner gutbürgerlichen Lebensplanung ge­
bracht sah, bat er den Bundespräsiden­
ten, ihn aus der Staatsbürgerschaft der 
BRD zu entlassen und nach Verbüßung 
der jetzigen Haft in ein Land abzuschie­
ben, in dem die laut Staatsanwalt nicht 
mehr zu bebebenden kriminellen Neigun­
gen folgenlos bleiben würden. 

Wunschgemäß trat der Bundespräsi­
dent über das Auswärtige Amt (AA) mit 
verschiedenen Ländern in Kontakt um 

Gesucht: ein Land in dem ehemalige Straftäter entge­
gen der Prognosen deutscher Staatsanwälte straffrei 

leben können 

bei einem Amtsgericht beantragt, anzu­
ordnen, dem Häftling Körperzellen zum 
Zwecke der Feststellung des DNA-Iden­
tifizierungsmusters zu entnehmen, was ja 
nach § 8lg StPO problemlos möglich ist. 

Der Häftling war jedoch überrascht, 
weil er sich nach seiner Verurteilung vor­
genommen hatte, nie wieder Straftaten zu 
begehen. Und er war schockiert, weil so­
wohl der Staatsanwalt als auch die Rich­
terin, an deren Kompetenz er nicht zu 
zweifeln wagt, festgestellt hatten, daß er 
schon wegen seiner »Täterpersönlich­
keit« undtrotzdes mehrjährigen Aufent­
halts im Behand lungsvollzug der JVA­
Tegel wieder krin1inell handeln würde. 

Was sollte er seinen Eltern. seiner Frau 
und seinen Kindem sagen? 

Wie sollte er sich je wieder an einen 
ehrbaren Arbeitgeber mit der Bitte um 
Beschäftigung wenden? 

Und was war mit den ihn liebevoll und 
serviceorientiert umsorgenden Stations­
beamten? - immerhin hatte das Gericht 
ja festgestellt, daß sie gänzlich unfähig 

deren Bereitschaft zur Aufnahme von 
Menschen zu prüfen, die zwar willens, 
aber deutschen Staatsanwälten zufolge 
unfähig sind, ein ehrbares, straftatenfrei­
es Leben zu führen. 

Anscheinend hat das AA jedoch noch 
kein Land gefunden, in dem das möglich 
ist. Der Bundespräsident hat jedenfalls 
den liehtblick gebeten, solche Länder 
ausfindig und ihm im Erfolgsfalle das 
Land oder d ie Region namhaft zu ma­
chen. Deshalb hier die Frage an das lib li­
che Publikum: Wer kennt einen Staat, des­
sen Volk und Führung Menschen eine 
Chance gibt, nach der Entlassung aus 
deutscher Strafhaft straffrei zu leben? 

Sollte sich so ein Land fmden, könnte 
das eine erhebliche Entlastung flir deut­
sche Steuerzahler bedeuten: wenn näm­
lich ehemalige Straftäter einfach ausge­
bürgert und dann abgeschoben werden, 
ließen sich die kostspieligen DNA-Un­
tersuchungen ebenso sparen wie die viel 
Geld kostende Speicherung und Verarbei­
tung der DNA-Daten, deren vollständige 
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Auswertung nur im Ausland erlaubt ist 
und daher eine Datenhin- und -herschie­
berei erforderlich macht. 

Außerdem wäre das Ausbürgern und 
Abschieben von Häftlingen, denen deut­
sche Staatsanwälte eine iiTeparable Nei­
gung zu kriminellem Handeln unterstel­
len, auch ein Akt der Menschlichkeit: es 
würde die Abgeschobenen davor bewah­
ren, weitere Straftaten zu begehen. 

Die Suche nach einem Land, in dem 
ehemalige Straftäter eine Chance auf ein 
Leben ohne Straftaten haben, lohnt sich 
also. Vielleicht könnte sogar eine probe­
weise Abschiebung ins Auge gefaßt wer­
den? Wenn beispielsweise die politische 
Großwetterlage nicht mehr an ewig kri­
minell handelnden Menschen interessiert 
ist, könnten Staatsanwälte auch wieder 
nach dem Sozialstaatsprinzip prognosti­
zieren und ehemaligen Rechtsbrechern 
auch in der BRD wieder eine sozialver­
trägliche Zukunft bescheinigen. 

Auch eine vorzeitige Abschiebung in 
ein Land, deren Volk und Volksvertreter 
nicht ausschließlich aufvergangene, son­
dern hauptsächlich auf aktuelle Persön­
lichkeitsmerkmale achten, sollte, so der 
Häftling, »zum Prüfungstatbestand erho­
ben« werden. Denn auch hier liegt nicht 
nur ein menschlicher, sondern auch ein 
finanzieller Aspekt verborgen: Die Haft­
kosten belaufen sich auf zum Teil über 
200,- DM pro Tag und Häftling. 

Die Frage des Bundespräsidenten, ob 
nicht nur dem (Er)Finder eines solchen 
Landes, sondern auch der Häftling, der 
die Ausbürgerungs-/ Abschiebungsidee 
hatte, das Bundesverdienstkreuz am Ban­
de verliehen werden sollte, hat die Re­
daktionsgemeinschaft des Gefangenen­
magazins d e r liehtblick selbstverständ­
lich mit Ja beantwortet. 0 

Der »Berliner Gefangenenrat in der 
JVA-Tegel« (vgl. d e r liehtb lick 3/ 
99, S. 19) möchte darauf aufmerksam 
machen, daß es noch freie Plätze für 
die »Ausbildung zum Flugzeugbau­
er« gibt - Bewerbungen (Vormelder 
reicht) können noch bis zum Jahres­
ende an den lie htb lick gesandt wer­
den. Der »Erwerb eines Piloten­
scheins (für Hubschrauber und Dreh­
flügler)« wird aber doch entgegen 
dem Beschluß des Bundesverwal­
tungsgerichts (vgl. der lichtblick4/ 
99, S. 19) erst ab dem Jahre 2001 
möglich sein. 
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auffiruch in die 
Unterwelt 

Wo Gedanken zum Nicht-Sein bestimmt 
sind, da gehört Dir nur noch Dein Schat­
ten. Eindrucksvoll machte die Theater­
gruppe »autBruch« deutlich, daß sich in 
der Dunkelheit einer Justizvollzugsanstalt 
(JVA) auch der Besitz des Schattens er­
übrigt. Was bleibt. wenn der ame zur 
Nummer wurde. ist das Herz. 

Unter der künstlerischen Leitung von 
Roland Brus und Holger Syrbe war, so 
die Selbstdarstellung, »im August 1999 
im Rahmen von >Berlin - offene Stadt< 
Spiel-Räume in Zusammenarbeit mit den 
Berliner Festspielen aufgefuhrt« worden, 
was mit einer »Zeit-
reise durch Berlin 
auf der Spree« be­
gann und im verbor­
genen Raum der 
JVA-Tegel endete. 
Unterstützt wurde 
diese Produktion von 
»der Senatsverwal­
tung für Wissen­
schaft Forschung 
und Kultur, der Stif­
tung Ku lturfonds, 
ProKultur u.v.a.«. 

~ 

:: 
<= 

Was die wieder .~ 
einmal zweiteilige 
Auffiihrung so forde­
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Kultur 
I 

das Boot verlassen hatten, »nicht mehr 
derselbe Fluß. der durch die Stadt fließt.« 

Ähnliches erlebte das Publikum des 
zweiten Teils, bei dem es um den »Me­
chanismus und die Funktionsweise der 
Maschine Tegel« ging. Gänzlich ihrer ei­
genen Darstellungsgewalt vertrauend, 
verzichteten die Künstler diesmal aufbe­
sondere Bühnenaufbauten - so bestand 
das Bühnenbild ausschließlich aus Mu­
nitionskisten, die im Theater-Spiel stän­
dig zu neuen Kulissen aufgetürmt. aus­
gebreitet, umgeschichtet wurden. 

Wer die Intensität erleben durfte, mit 
der die Künstler ein Minimum an Mit­
teln zu einem Höchstmaß arr Ausdruc.ks­
kraft formten, war nachhaltig beein­
druckt: fur die meisten der externen Gä­
ste waren es nach der Vorstellung nicht 

ler Menschlichkeit entkleideten Unter­
weltlers folgt. 

Schon vor der Aufnahme in die Unter­
welt wurde zur quälend schönen Musik 
von John Cage sichtbar gemacht, was den 
modernen Vollzug zur Sinnlosigkeit ver­
dammt: Lebende Menschen, die im Zwi­
schenreich aus »Flammensee! « und 
»Schlachthaus!« nicht einmal mehr die 
Chance haben, »ein >seliger Toter< zu 
werden«, können es nur als Hohn emp­
finden, wenn die Götter von »differen­
zierten Behandlungsformen« sprechen. 
von Behandlungskonzepten, »die an den 
straftatverursachenden Defiziten und den 
individuellen Fähigkeiten der Gefange­
nen« orientiert sind. (Diese Formen und 
Konzepte sind wörtliche Widergaben des­
sen, was in der realen JVA-Tegel mit ih-

ren vielen Feuer­
löchern als reale 
»Leitidee« prä­
sentiert wird.) 

rungswürdig macht, Theateraufführung in Tegel 
ist die unglaubliche 

Bevor die Un­
terweltlichen von 
der Einweisungs­
abteilung (EWA) 
auf einzelne Be­
handlungsberei­
ehe verteilt wer­
den, erscheint der 
altägyptische 
Sonnengott Re 
und mahnt alle 
Anwesenden, zu 
bedenken, daß sie 
hier »vor denen 

Kreativität, mit der ein minimaler Ein­
satz an Material zu höchster Theaterwir­
kung gefuhrt wird: Im ersten Teil wurde 
das Publikum während einer »nächtlichen 
Fahrt mit dem Frachtkahn auf der Spree« 
mit »historischen Orten und Geschehnis­
sen« konfrontiert, »die demnächst unter 
den Fundamenten und hinter den Fassa­
den des >Neuen Berlin< verschwinden 
werden«. Aufihrer nächtlichen »Reise in 
die dunklen Kapitel dieser Stadt« erleb­
ten die Fahrgäste »Texte und Motive aus 
den ägyptischen Toten- und Unterwelt­
büchern«, die zu »einer zeitgenössischen 
Stückfassung u.a. mit Texten von Franz 
Kafka, lnge Müller und Heiner Müller 
verknüpft« waren. Das Buch der Toten 
diente dabei als Mittel, um »die tiefsten 
Schichten menschlicher Existenz« zu er­
gründen und »elementare Wünsche, Äng­
ste, Gefahren und Möglichkeiten« offen­
zulegen. Nach der Zeitreise entlang der 
»Adern der Stadt« war es fur viele, die 
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mehr dieselben »Objekte der Läuterungs­
maschine Justizvollzugsanstalt« - auch 
wenn es der nicht ganz glücklichen Aku­
stik wegen gelegentlich Verständnispro­
bleme gab (vgl. Leserbrief S. 29). 

Erstaunlich war, daß selbst externe Gä-
ste den Handlungsverlauf mitallden vie­
len merkwürdigen Details, die es in ei­
ner Haftanstalt gibt, verstanden haben: 

da oben verbor­
gen« seien - »weil ihr Böses getan habt«. 

achdem ebenso kurzen wie strahlen­
den Auftritt folgt der Alltag: Aufschluß. 
Einschluß. Dazwischen stumpfsinnige 
Arbeit, brutale Sozialisierung. Wochen­
end-Träume: ein arabischer Macho 
möchte nicht länger selber bügeln und 
wünscht sich zurück zu seinen Frauen; 
ein spanischer Melancholiker bereut sei-

Altägyptische Totenbücher und die Leitidee der Tegeler 
Unterwelt: im Flammenmeer fühlt sich jeder wie ein 

Fisch im Wasser, das kocht 

Ohne den Zuschauenden genau erklären 
zu müssen, was beispielsweise der Aus­
ruf »Yierundachtzigzwei! « bedeutet 
(nämlich§ 84 Absatz !I Strafvollzugsge­
setz), gelang es dem aufBruch-Ensemble 
mühelos, deutlichzumachen, daß einem 
solchen Aufruf die Durchsuchung aller 
Körperöffnungen des vollständig und al-
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ner Mutter gegenüber, daß er »viel 
Schlimmes getan« habe; ein Chinese 
singt, während sein Gesicht spielt, von 
einem Krieger. der fur die Ehre kämpft 
und sein Mädchen verliert - brausender 
Szenenapplaus des ergriffenen Publi­
kums; ein Deutscher sucht ein »Taxi! 
Taxi!«, was die Griechen vermutlich be-



sonders komisch fanden(» Taxi« heißt bei 
ihnen »Ordnung« ... ). 

Es ist ganz sicher eine der großen Stär­
ken der Tegeler Künstler und ihrer exter­
nen Förderer, daß sie jederzeit und de­
tailgenau Witz und Brutalität, Sehnsüch­
te und Orgien des Hasses darzustellen 
vermögen, daß sie die zum Teil grotes­
ken Züge des Sicherheitswahns einer 
Vollzugsanstalt ebenso wirkungsvoll in 
Szene setzen können wie die von eigener 
Verwesung lebenden und eigene Fäulnis 
atmenden Bewohner des Totenreichs. 

Das Premierenpublikum wurde von 
dem dampfenden Schwaden noch voll­
ständig und minutenlang eingehüllt- spä­
tere Vorstellungen gaben den Blick auf 
die Bühne dann wesentlich früher frei. 

Mit dem Wunsch nach Freiheit endet 
auch das Stück, das mit »Ramstein« und 
»Einstürzenden Neubauten« aufs pas­
sendste musikalisch untermalt war: ein 
Untenveltler- »ick binjetz nu schon seit 
12 Jahren hier, hab mir ordentlich jeführt, 
hab imma jearbeitet«- tritt vor d ie Göt­
ter (=Strafvollstreckungskammer) und 
»möchte doch mal wissen, wie es denn 
so wäre, ob es denn möglich sei . .. «. 

Die Götter wenden sich ob eines sol­
chen Ansinnens einer nach dem anderen 
von ihm ab; einer weist darauf hin, daß 
ein Menschenleben unersetzlich sei. 

Es wäre schön, wenn diese Botschaft 
nicht nur die Künstler in ihrer vollen 
Bandbreite verstehen würden. Dann wäre 
auch das überaus informative Programm: 
heft selbst da wirksam, wo es um »die 
einzigen wirklich brauchbaren Motive für 
Theater« (»Traum und Wunsch«), um den 
Sinn der »Maschine Gef<ingnis« geht: um 
»Aufrechterhaltung ... «. 0 

Spiriritus 
ohne Flaschen 

Unter dem »Stichwort: biblio-tbeke« bat 
die Redaktionsgemeinschaft des Gefan­
genenmagazins der lichtblickeinen in­
teressanten Aufruf erhalten: »In Berlin 
baut sich in Friedrichshain« eine Biblio­
thek auf, um »gebundene Printmedien 
rund um die Uhr verfügbar ~u halten; 
dazu ist noch angestrebt«, lesenden Men­
schen »welt\veite netz-reisen - z.B. in die 
Washington-Bibliothek oder in Vatikan­
Archive - anzubieten«. 

Das derzeit verfügbare Angebot um­
faßt derzeit über 8.000 Titel, die sieb der 
Initiator der biblio-theke »auf Antiquari-

Kultur 

atsreisen, auf Flohmärkten« und zum Teil 
»auch neu angeschafft« llat. Dabei han­
delt es sich um philosophische, enzyklo­
pädische, entymologische, kulturge­
schichtliche, sprachphilosphische Bücher 
ebenso wie um Sammlungen von Lie­
dern, Karrikaturen, Lyrik, Essays und 
Biograph ien »enzyklopädischer Men­
schen wie z.B. Leonardo und Friedell. 
Weiteres im >stattbuch Berlin< 1999 und 
im archiv-reader aus Amsterdam vom i. 
d.«; auch die taz (06.0 1.99) hat das Pro­
jekt bereits erwähnt. 

>>Wäre es nicht allen Städten zu wün­
schen, Menschen, die nachts in Ausgeh­
stimmung sind, aber nicht in eine Knei­
pe trinken gehen wollen, als Anlaufstelle 
eine immer offene biblio-theke anzubie­
ten, wo statt Spirituosen wir~licher Geist 
ausgegeben wird«? 

Wer dabei mitmachen oder »ähnliche 
Vorhaben an Punkten geballten mensch­
lichen Zusammenwohnens<< realisieren 
möchte, »kontaktiere bitte '305 95 95« 
oder 371 45 71. Auch außerhalb Berlins 
können sich interessierte Menschen be­
reits infom1ieren: 040 - 452 594, 069 -
835 78 1. 

»Die biblio-theke fetischisiert nicht das 
Buch. Ein Beispiel sei die Kassette/CD, 
die an Goethes 250. Geburtstag von mir 
hergestellt wurde[ ... ] Hege! & Schopen­
hauer, bei Blochianern in Nürnberg pro­
duziert, gibt's ebenso nur akustisch«. 

Menschen, die lesen, sprechen und 
denken können, bittet der Initiator dieses 
Projektes, »ihr Lieblingsbuch· zu bespre­
chen, schriftlich oder - dokumentiert -
mündlich«. Insbesondere sind Menschen 
gesucht, die etwas zu Fritz Mauthner 
(»am 22. I I. würde er !50 werden«) zu 
sagen oder zu schreiben haben. 

Für Menschen in Haft könnte sich aus 
dem Umgang mit den Betreibern der bi­
blio-theke ganz sicher ein interessanter 
Schriftwechsel ergeben, zumal sie vie­
les über biblia (Bücher) und theken (Be­
hältnisse) zu berichten haben und genau 
wissen, daß einmal Gelesenes ebensowe­
nig zu behalten ist wie einmal Gegesse­
nes - indem wir aber von dem einen gei­
stig, von dem anderen leiblich leben, 
werden wir das, was wir sind. 0 

Veranstaltungen des SozPäd: 

01.03.00, 1800 Uhr in der Kirche: Kla­
vierkonzert; weitere Termine standen 
bis zum Druck noch nicht fest. 
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Briefwechsel 
ohne Briefe 

Zu den meistgelesenen Seiten des Iicht­
biicks gehören die der »Fundgrube«. In 
diesem Annoncenteil bitten viele Häftlin­
ge tim Briefkontakt zu Mitmenschen. 
Häufig sind mit den Bitten auch Vorstel­
Jungen verbunden. Leider fehlt es den 
Briefeschreibenden allzuoft an Mut, die­
se Vorstellungen auch klar zu äußern; ge­
legentlich wird sogar verschwiegen, daß 
ein bestimmtes Geschlecht, eine be­
stimmte Nationalität oder besondere Nei­
gungen erhofft wird. 

Wenn sich dann die Antwort auf das 
Inserat nicht mit den nicht deutlich ge­
nug oder gar nicht geäußerten Erwartun­
gen deckt, überwiegt die Enttäuschung, 
was bedauerl icherweise meist durch 
Nichtbeantwortung der Post ausgedrückt 
wird. 

Wie sich das Schweigen aufjene Men­
schen auswirkt, die ein (oder mehrere) 
Inserate beantwortet haben, teilte Man­
fred G. mit: 

»lch betreue [von] kirchlicher Seite eh­
renamtlich alte und gebrechliche Leute. 
Nun wollte ich schon seit langem mit In­
haftierten in Briefwechsel treten. 

Es klappte so gut wie gar nicht - viele 
Post wurde immer wieder an meine 
Adresse zurückgeschickt. [ . . . ] 

Ich finde es sehr traurig, wenn sich In­
haftierte an Leute wenden und einen 
Briefwechsel wünschen und nachher kei­
nen Anstand oder was haben, daß sie kei­
ne Antwo1t finden. Von den drei Adres­
sen, die ich angeschrieben habe - Schwei­
gen im Walde und der dritte Briefzmiick. 
[ ... ].Ich würde nochmals.einen Versuch 
starten und möchte gerne mit einem oder 
mehreren Inhaftierten in Briefwewcbsel 
treten.[ .. . ] Ich würde über alle Themen, 
die ein Inhaftierter wünscht, schreiben. 
Sie können ja an Interessenten meine 
Adresse weitergeben«. 

Wer mit Herrn G. oder mit anderen 
schreibfreudigen Menschen von der Hu­
manistischen Union in Verbindung treten 
möchte, sollte sich vor der Kontaktauf­
nahme überlegen, ob die eigene Anschrift 
auch eine dauerhafte ist - häufig genug 
schreiben Menschen wie Herr G. an Häft­
linge, die schon längst verlegt oder ent­
lassen sind. Und aus datenschutzrechtli­
chen Gründen dürfen die Anstalten eben­
sowenig über die neue Anschrift sagen 
wie der Iichtbiick. 0 
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Doch ihr dürft nicht traurig werden. 
Reiche haben Armut gern. 
Gänsebraten macht Beschwerden. 
Puppen sind nicht mehr modern. 
Morgen kommt der Weihnachtsmann. 
Allerdings nur nebenan. 



Tannengrün mit Osrambirnen -
lernt drauf pfeifen! Werdet stolz! 
Reißt die Bretter von den Stirnen, 
denn im Ofen fehlt's an Holz! 
Stille Nacht und heil'ge Nacht-
weint, wenn's geht, nicht! Sondern lacht! 

Morgen, Kinder, wird's nichts geben! 
Wer nichts kriegt, der kriegt Geduld! 
Morgen, Kinder, lernt fürs Leben! 
Gott ist nicht allein dran schuld. 
Gottes Güte reicht so weit. . . ...---.,.--,,....~ 
Ach, du liebe Weihnachtszeit! 



Arbeitsbetriebe 
I 

Arbeit in Tegel V 
Aus der Tegeler Anstaltsschule soll eine richtige Oberschule werden - es 

wäre der erste Betrieb, der für das Jahr 00 positive Perspektiven bietet 

•• 

U er die Schule in der Justizvoll-
ugsanstalt (NA) Tegel wurde 
m liehtblick schon des öfteren 

berichtet. Daß der Bildungsbetrieb nun 
auch in der Serie über die Tegeler Arbeits­
betriebe beschrieben wird, mag auf den 
ersten Blick etwas merkwürdig scheinen 
-aber sind es nicht die (Aus) -bildungs­
betriebe, die den größten Gewinn erwirt­
schaften? 

Eine abgeschlossene Lehre oder ein 
Scbulabschluß, so hat der liehtblick 
schon mehrmals festgestellt, gibt den 
Häftlingen soviel Selbstvertrauen, soviel 
Selbstwertgefühl und soviele Möglich­
keiten, daß sie nach der Entlassung eher 
nach redlieber Arbeit als nach Einkom­
mensalternativen suchen werden. Und 
daSchule nicht nur für das Arbeits-, son­
dern vor allem für das Alltagsleben aus­
bildet, sieht die Redaktionsgemeinschaft 
in der Schulausbildung die beste Voraus­
setzung, nach der Entlassung wieder Fuß 
im Arbeitsleben fassen zu können und zu 
wollen. Auch werm noch immer manch 
eipe »Prüfung in Ketten« 1 stattfindet und 
ein »Ende aller Mißlichkeiten«2 wegen 
der Entscheidungsunlust des Tegeler Voll­
zugsleitersdoch nicht abzusehen ist, kmm 
und muß hier über eine erfreuliche Ent­
wicklung berichtet werden, die mit der 
dreiteiligen Serie3 über schulische Aus­
bildungsmöglichkeiten ausgelöst wurde: 
Der Schulleiter hat sich und seine Mit­
arbeiter davon überzeugt, im Jahr 2000 
einen ersten konkreten Schritt in Rich­
tung Abitur zu wagen. 

Darüber hinaus enthält die neue Schul­
Konzeption5 noch weitere begrüßenswer­
te Ansätze Lmd Klarstellungen, die dem 
Schulleiter zu folge auch dem OE-Prozeß 
(Organisationsentwicklungsprozeß)6, der 
sonst soviel Unmut ausgelöst hat (auf 
über 30 % schnellte der Krankenstand), 
zu verdanken sind. Die Schule wäre da­
mit der erste Anstaltsbetrieb, der von der 
darllit verbundenen Verlagerung von Ver­
antwortung nach unten profitiert hätte. 
Folgerichtig klingt vieles in der Konzep­
tion nach einer Leitidee: »Auch im Voll­
zug« habe »Schule/Unterricht« nicht nur 
mit Vorgängen oder Strukturen des Er­
kennens zu tun, sondern auch mit (psy-
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chischen) Zustandsänderungen, die durch 
äußere/innere Vorgänge ausgelöst wer­
den. Unterricht sei daher »nicht nur die 
Vermittlung von Wissen in den klassi­
schen Unterrichtsfachern, nic.ht nur Er­
kenntnis, sondern auch ein möglicher und 
wesentlicher Beitrag zum Resozialisie­
rungsprozeß, zur positiven Einstellungs­
änderung bei den Gefangenen«. 

Was bietet nun die Schule außer schö­
nen Worten? Der Anfang der 70er Jahre 
gegründete und seit 1984 nicht mehr der 
Senatsschul-. sondern der Senatsjustiz­
verwaltung unterstehende Betrieb »stellt 
ein sogenanntes Kernangebot bereit«. Zu 
diesem Angebot gehören ein der Alpha­
betisierung dienender »Grundbildungs­
kurs« (GBK I), an dem zur Zeit 10 Häft­
linge teilnehmen; eü1 auf den Besuch der 
ebenfalls angebotenen Hauptschulkurse 
( 12 bzw. 17 Teilnehmer) vorbereitender 
GBK Il, der von 19 Häftlingen besucht 
wird; und ein Realschulkurs dem momen­
tan I 0 Bildungswillige angehören7

• 

»Darüber hinaus gibt es ein ergänzen­
des Programm<<: zum Beispiel »Deutsch 
für Ausländer«, ein »in drei unterschied­
lichen Niveaukursen Z\:veimal wöchent­
lich« stattfindender Unterricht fiir »Ge­
fangene, die über keine bzw. sehr gerin­
ge Deutschkenntnisse verfugen. 

Bis Mitte 98 wurde dieses Kursange­
bot noch von der Sozialpädagogischen 
Abteilung8 (SozPäd) bereitgestellt, was 
sich aus der Konzeption noch herausle-

Der Lohn der Schul-Arbeit ist dage­
gen fur alle gleich: Ähnlich wie die Be­
triebsleiter der handwerklichen Arbeits­
stätten werden auch die Lehrer im Ver­
hältnis zu ihrer Leistung und der von ih­
nen wahrgenommenen Verantwortung 
unterbezahlt - nicht einmal der für jede 
pädagogische Aufgabenerfüllung not­
wendige Urlaub steht ihnen zu. 

Das gleiche gilt für die Häftlinge: sie 
werden mit Lohnstufe III (das sind mo­
natlich etwa 160,- DM) entlohnt. »Zu­
sätzlich besteht für die Teilnehmer die 
Möglichkeit, eine Leistungszulage von 
bis zu 30% zu erhalten«; Urlaub haben 
sie jährlich 18 Tage, von denen nur 15 
bezahlt werden. 

Noch ärger sieht es bei den Studenten 
aus: insbesondere jene, die an der Fem­
Universität Hagen im Gasthörerstatus 
einges~hrieben sind. erhalten auf Wunsch 
einzelner Beamter weder den Grundlohn, 
noch Urlaub; auch Zulagen bleiben ih­
nen vorenthalten -selbst dann, wenn sie 
hervorragende Klausurergebnisse nach­
weisen. Hier ist der Vollzugsleiter gefor­
dert, nicht dem Gutdünken seiner Mitar­
beiter, sondern der Gerechtigkeit zu fol ­
gen: Wer sich an der FemUni immatri­
kuliert hat und dann Arbeiten vorlegt, auf 
denen »bestanden« steht, muß- unabhän­
gig von seinem Hörerstatus - Lohn und 
auch Leistungszulagen erhalten. 

Um im Fernstudium Erfolge zu erzie­
len, müssen die Häftlinge nämlich gänz-

Zum Lohn des Lehrensund Lemens: wer sich als Leh­
rer, Schüler oder Student betätigt, muß auch entspre­

chend entlohnt werden 

sen läßt: »Der Lehrgang wirkt unterstüt­
zend auf das von der JVA-Tegel verfolg­
te Behandlungskonzept (Nach-Sozialisa­
tion etc.), indem er hilft, die notwendige 
Kommunikation der am Resozialisie­
rungsprozeß beteiligten Mitarbeiter und 
dem Gefangenen zu ermöglichen.« Zu­
ständig ftir dieses kommunikationsfor­
dernde Angebot sind drei auf Honorar­
basis tätige Lehrer. Für diejenigen, die das 
Kemangebot wahrnehmen, stehen sechs 
Lehrer zur Verfügung. 
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lieh aus eigener Kraft und Disziplin tätig 
werden, was in einem sonst eher nach 
Untätigkeit (oder nach unerwünschten 
Tätigkeiten) strebenden Umfeld recht 
schwer fallt. Auch Schreib- und Lemma­
terial (Bücher, Studienbriefe) müssen sie 
selbst beschaffen und finanzieren. Und 
sie müssen meist an mehr Wochenstun­
den arbeiten als an der Schule üblich ist. 

Im GBK J, der mit bis zu 12 Teilneh­
mern durchgefuhrt wird und im GBK ll, 
an dem 15 - 20 Häftlinge teilnehmen kön-



nen, sind wöchentlich »Ca. 20 Srunden 
Unterricht vorgesehen«: der etwa I ,5 Jah­
re dauernde und mit Z\\·ei Dutzend Schü­
lern beginnende Hauptschulkurs beschäf­
tigt die Teilneluner 24 - 28 Stunden pro 
Woche; lediglich der Realschulkurs, an 
dem jene Häftlinge teilnehmen können, 
»die bereits einen einfachen oder erwei­
terten Hauptschulabschluß haben«, 
scheint so zeitaufwendig wie ein Srudi­
um zu sein- die Anzahl der Wochensrun­
den läßt die Konzeptionjedenfalls offen. 

Ungeklärt ist auch die »Ausstattung 
mit Lehr-/ Lernmitteln«: Es gibt zwar 
mittlerweile hinreichend viele Computer, 
so daß ein moderner Unterricht zumin­
dest in technischer Hinsicht stattfinden 
kann, aber der Chemie/Physikraum ist 
seit Jahren »aufgrund seines maroden Zu­
stands nicht benutzbar«. 

Hilfe kann und muß hier von außen 
kommen: um einen angemessenen narur­
wissenschaftlichen Unterricht durchfüh­
ren zu können, sind nur etwa 20.000 DM 
erforderlich - und die sollte auch ein 
Land verfügbar haben, dessen Senat sich 
dafür entschieden hat, das Justizressort 
vorerst als Nebenjob eines Regierenden 
Bürgermeisters zu fiihren. 

Wie wichtig es ist, daß auch Volksver­
treter den Wert schulischer Ausbildung 
von Häftlingen erkennen und dann dem­
entsprechend handeln, macht der LPäd 
(Leiter der Pädagogischen Abteilung) 
deutlich: »Die Schule plant, im Jahr 2000 
einen Kurs zur Erlangung der Fachhoch­
schulreife e inzurichten. [ . . . ] Tegel wäre 
damit die zweite Anstalt in Deutschland, 
in der es möglich ist, während der Haft 
ein Abitur abzulegen«. 

Abgesehen von dem noch bestehenden 
erheblichen »Kiärungsbedarf« hinsicht­
lich der daran »beteiligten Institutionen 
[ ... ] und anstaltsfremden Bildungsein­
richtungen«, würde die Verwirklichung 
dieser Pläne dazu beitragen. daß in der 
größten reinen Strafanstalt Deutschlands 
die schon oft und von vielen kritisierten 
Bildungs- bzw. Resozialisierungslücken 
geschlossen werden. Dazu bedarf es a l­
lerdings der politischen und finanziellen 
Unterstützung derjenigen Lehrer, die be­
reit sind, bis an ihre Leistungsgrenzen zu 
gehen - wer nämlich jahrelang nur An­
alphabeten, Haupt- und schwierigsten­
falls Realschüler zu unterrichten hatte, 
muß sich intensiv selbst neu schulen, um 
Teilnehmer unterstützen zu können, die 
einen Kurs zur Erlangung der Fachhoch­
schulreife belegen wollen. Daß die Mit­
arbeiter der Pädagogischen Abteilung so 
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motiviert sind, liegt ganz sicher daran. 
daß sie die Ursachen für das Desinteres­
se vieler Häftlinge an einem Schulab­
schluß erkannt haben: ·gerade für Lang­
strafer, die es nach der Entlassung am 
schwersten haben, einen Einstieg ins 
Berufsleben zu finden, ist die Schulaus­
bi ldung nur dann eine echte Chance, 
wenn sie nicht fünf, zehn oder noch mehr 
Jahre vor dem Haftende aufhört und im 
Nichts des Vollzugsalltags mündet. Sie 
wissen, daß alle, die sich erfolgreich 

einen reibungslosen Ablauf des Schulbe­
triebs. Und bei jedem Wetter holen sie 
die Häftlinge aus den einzelnen Teilan­
stalten ab und bringen sie häufig auch 
wieder in die Häuser zurück. 

Was beialldem berechtigten Lob nicht 
untergehen darf, ist ein fiir Mißlichkei­
len sorgendes Mißverständnis: die Schu­
le stellt zw~r »Kommunikationsmöglich­
keiten der Fernstudenten untereinander 
sowie der Fernsrudenten mit Vertretern 
der FU Hagen sicher, gewährleistet Klau-

Volksvertreter und Häftlinge sollten wissen, daß, wenn 
sie jetzt das Angebot der Schule nicht fordern bzw. 

nutzen, weitere Verbesserungen ausgeschlossen sind 

durch die Grundbildungs-, Haupt- und 
Realschulkurse gearbeitet und damit fiir 
den Erwerb eines höheren Schulabschlus­
ses qualifiziert haben, das erworbene 
Wissen und die Lust am Lernen wieder 
verlieren, wenn sie das Erworbene dann 
nicht anwenden können. 

Die beste Anwendung und die größte 
Chance auf berufliche Wiedereingliede­
rung bietet ein abgeschlossenes Studium. 
Studieren können aber nur diejenigen, die 
eine Hochschulzugangsberechtigung, 
also das Abitur haben. 

Der von der Schulleirung ins Auge ge­
faßte weiterfUhrende Schulabschluß ist 
(vorerst) zwar nur eine fachgebundene 
Fachhochschulreife, aber auch mit die­
ser läßt sich einiges srudieren. Außerdem, 
und d_as ist das wesentliche, stellt d iese 
Erweiterung des Kernangebotes ei nen 
großen Schritt in Richrung sinnvolle Ge­
stalrung des Strafvollzugs dar. 

Die Schule hat damit bewiesen. daß es 
möglich ist, in einer Zeit. in der so viele 
menschliche Wahrheiten auf dem Altar 
betriebswirtschaftlicher Zwangsvorstel­
lungen geopfert werden, pädagogische 
Phantasie zu bewahren und offen fiir di­
daktische Neuerungen zu bleiben. 

Nun sind die politischen Entschei ­
dungsträger und vor allem die Häftlinge 
gefordert, das Angebot der Schule zu för­
dern bZ\v. zu nutzen. Wer diese Chance 
verschläft, erstickt mögliche Verbesse­
rungen im Keim. Den Lehrern und Ho­
norarkräften, die das neue Schulkonzept 
mitzutragen bereit sind, sei hier im Na­
men aller Bildungswilligen gedankt. 

Ausdrücklich in diesen Dank mitein­
zuschließen sind die Beamten der Schul­
zentrale: unter schwierigen Umständen 
und mit sicherlich nicht immer einfach 
zu behandelnden Menschen sorgen sie fiir 
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sur- bzw. schriftliche Prüfungsnachwei­
se« und »stellt Räumlichkeiten zur Ver­
fügung« - aber keinesfalls darf sich ein 
einzelner Beamter das Recht herausneh­
men, über Studienmaterialien. die den 
Studenten gehören oder ihnen von der 
Uni oder dem AStA (als Dauerleihgabe) 
überlassen wurden, zu verfUgen. Aufsicht 
und Kontrol le müssen sein. Aber daß ein 
einzelner Lehrer darüber entscheidet, 
welcher Student mit welchen Materiali­
en srudiert. ist kaum länger hinnehmbar. 
Hier ist wieder der Vollzugsleiter gefor­
dert: er hat klarzustellen. daß in seinem 
Veranrworrungsbereich ein Verhalten aus­
geschlossen ist, das zumindest als Will­
kür empfunden werden kann. Der Sruden­
tensprecher hat den Vollzugsleiter schon 
des öfteren zu den regelmäßig stattfin­
denden Studententreffen eingeladen -zu 
hoffen ist, daß diese Einladung im Jahr 
2000 angenommen wird. Gerade weil die 
Schule auf dem besten Wege ist, zu ei­
nem der sichersten Pfeiler des Resoziali­
sierungskonzeptes der gesamten Anstalt 
zu werden, sollte auf den zu erwartenden 
Anstieg der Anzahl an studierenden Häft­
lingen mit klaren Richtlinien und mit 
notwendigen Freiräumen ftir alle redli­
chen Betei ligten reagiert werden. 0 

'der liehtblick 3/99. S. 9 
1der liehtblick 1-2199. S. 6f 
lder liehtblick 3 98, S.4tT. 4-5/98. S.9. 6198. S.8 
'Jörg Bors; in der Broschüre» 100 Jahre Justizvoll­
zugsanstah Tegel«. die im Oktober 1998 von der 
NA-Tegel herausgegeben wurde, hat er die »Schule 
im Vollzug« dargestellt 
!>>Konzeption der Pädagogischen Abteilung;Schu­
le der NA-Tegel (Bestandsaufnahme und Perspek­
tiven)«: im folgenden wird ausschließlich diese 
Konzeption zitien 
6vgl. der lichtblick4-5/98, S. 4-7 und Broschü­
re• S. 99 • lOS 
'Zahlenstand: 01.12.99 
'vgl. der liehtblick 4-5/98. S. 46 
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Gesellschaft 

Therapie? 
Kann Therapie überhaupt zum gewünschten Erfolg führen? 

D
er Aspekt der Freiwilligkeit gilt 
allgemein als eine der zentralen, 
ja selbstverständlichen Voraus­

setzungen jeder Therapie, insbesondere 
der Psychotherapie. Dementsprechend 
lösen Begriffe wie »Zwang« oder 
»Druck« in Verbindung mit Therapie 
häufig Assoziationen an Gehirnwäsche 
und andere Zwangsmaßnahmen totalitä-

und deren Rahmenbedingungen. wenn 
therapeutische Maßnahmen innerhalb 
oder in Verbindung mit Institutionen 
angeboten und durchgeführt werden, 
deren primäre Zielsetzungen nicht Hilfe 
und Behandlung, sondern Kontrolle, 
Sicherung oder auch Bestrafung sind. 

Ein vergleichsweise einfaches Beispiel' 
daftir wären etwa 1 achschulungskurse 

rückfallgefährdet und therapieresistent 
gilt. 

Das Paradigma an einer freien Behandlung 
ist die Beziehung zwischen 

Diese Regelung beinhaltet die 
»Zurückstellung der Strafvollstreckung« 
zugunsren einer vom Verurteilten bean­
tragten Therapie und ergänzt die beste­
henden Möglichkeiten einer Behand­
lung Drogenabhängiger im Rahmen 
der Bewährung oder in Maßregelein­
richtungen. Voraussetzung für diese 
Zurückstellung ist, daß die Strafzeit 
(oder der noch zu verbüßende Rest) nicht 
länger als zwei Jahre ist und daß die 
Straftat( en) aufgrundeiner Drogenabhän­
gigkeit begangen wurde(n). Ferner müs­
sen auch Beginn und Durchführung der 
Behandlung gewährleistet sein. 

Arzt und Patient 

rer Staaten aus. Tn der Folge fuhrt dies 
leicht zu einer generellen Ablehnung von 
Therapien, die von außen beeinflußt oder 
veranlaßt werden. 

Freiwilligkeit bedeutet in diesem 
Kontext, daß ein Patient oder Klient von 
sich aus einen Therapeuten aufsucht. daß 
er mit diesem Ablauf, Dauer und Art der 
Behandlung, ggf. auch die Bezahlung 
bespricht und daß er - innerhalb eines 
gemeinsam festgelegten Rahmens -
auch das Ende der Therapie (sei es ein 
regulärer Abschluß oder ein vorzeitiger 
Abbruch) frei l;>estimrnt. Zum Prinzip der 
Freiwilligkeit gehört ferner, daß weder 
der Therapeut noch sonst irgend jemand 
die Entscheidung des Patienten durch 
besondere, nicht mit der Therapie ver­
knüpfte Mittel zu beeinflussen , ·ersucht ­
weder durch positive Anreize noch durch 
mögliche negative Konsequenzen. 

Das Paradigma dieser freien Behand­
lung ist die Beziehung zwischen Arzt 
und Patient in ambulanten Praxen. Dies 
ist auch jener Bereich therapeutischer 
Interventionen, in dem vor etwa 100 
Jahren die Psychotherapie ihren Aus­
gangspunkt hatte. ln der Zwischenzeit 
entwickelten sieb allerdings zahlreiche 
weitere therapeutische Anwendungs­
felder und Verfahren, für die andere 
Voraussetzungen bezüglich Aufnahme, 
Durchführung und Beendigung gelten 
(können), bei denen die Beziehung zwi­
schen Behandler und Klient zumindest 
partiell anders geartet ist, und bei denen 
darum auch der Aspekt der Freiwilligkeit 
neu und anders zu betrachten ist. 

Besonders deutlich werden diese 
Veränderungen für die Behandlung 
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oder Verhaltenstrainings für verkehrs­
auffällige Kraftfahrer, denen auf diese 
Weise die Möglichkeit der Abkürzung 
einer bestehenden Sperrfrist gern. § 69a 
StOB in Aussicht gestellt wird. Weitere, 
schon komplexere Beispiele sind: 

Therapieweisungen bei Straf(rest)aus­
setzungen zur Bewährung gern. § 56c 
StOB) 

Behandlungsprogramme in Justizvoll­
zugsanstalten (z. B. in Form von 
Gesprächsgruppen, therapeutisch ausge­
richteten Kursen oder Freizeitprogram­
men), therapieorientierte Spezialeinrich­
tungen des Strafvollzuges, insbesondere 
sog. sozialtherapeutische Anstalten gern. 
§ 9 StVollzG). 

Therapie in Einrichtungen des Maßre­
gelvollzuges gern. § 63 StOB (forensisch­
psychiatrische Kliniken) und § 64 StGB 
(Entziehungsanstalten). 

In all diesen Fällen befinden sich die 
betroffenen Klienten in einer besonderen 
Zwangssituation, die nur wenig Raum 

Die Zurückstellung bedeutet konkret, 
daß der (oder die) Verurteil te aus der 
Haft entlassen wird und an einem -
zumeist stationären - therapeutischen 
Langzeitprogramm einer Behandlungs­
einrichtung in freier Trägerschaft, jedoch 
mit staatl icher Anerkennung, teilnimmt. 
Die do1t verbrachte Zeit wird - zumindest 
teilweise - auf die Strafe angerechnet. 
Das letzte Drittel der Strafzeit wird - bei 
erfolgreicher Therapie - zur Bewährung 
ausgesetzt. 

Wird die Therapie durch den Klienten 
oder durch die Einrichtung abgebrochen, 
so wird die Zurückstellung widen"Ufen, 
sofern die Behandlung nicht in einer 
anderen Einrichtung fortgesetzt ·wird. 
Dieser Widerrufbedeutet eine Rückkehr 
in den Strafvollzug. Auch danach ist 
allerdings eine erneute Zurückstellung, 
also ein weiterer Therapieversuch, mög­
lich. 

Im Vollzug befinden sich Klienten in einer besonderen 
Zwangssituation, die nur wenig Raum läßt fur freie, 

unbeeinflußte Entscheidungen 

läßt für freie, unbeeinflußte Entscheidun­
gen. Es wird im Gegenteil ausdrücklich 
versucht, die Therapiebereitschaft durch 
den vorbandenen justitiellen Druck zu 
fördern. Entsprechendes gilt auch für 
den seit rund I 0 Jahren bestehenden 
Ansatz des §35 BtMG. der für drogen­
abhängige Straftäter und damit für eine 
Personengruppe geschaffen wurde, die 
allgemein als besonders schwierig, 
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Die hinter dieser Form der Therapie­
überleitung stehende gesetzgeberische 
Absicht ist einerseits, auch bei Drogen­
abbähgigen die Strafvorschriften des 
BTMG anzuwenden. andererseits soll 
Strafe als Mittel zur Therapiemotivation 
dienen. 

Bevor die Frage erörtert wird, ob 
es überhaupt möglich ist, Therapiemo­
tivation durch justitiellen Zwang zu 



beeinflussen, soll zunächst in knapper 
Form dargestellt werden, wie sich Dro­
genabhängigkeit entwickelt, und unter 
welchen Bedingungen Abhängige bereit 
sind. Schritte zu einem drogenfreien 
Leben zu unternehmen. 

1 ach G. Bühringer ( 1991) lassen sich 
bei der Entwicklung der Drogenabhän­
gigkeit Jugendlicher zumeist drei aufei­
nanderfolgende Phasen unterscheiden: 

In einer ersten Phase, etwa zwischen 
12 und 18 Jahren, geht es dem jugend­
lichen Drogenkonsumenten um Neu­
gierde. um das Ausprobieren oder 
auch um das Nachahmen von Gleich­
altrigen mit Vorbildfunktion oder um 
den Wunsch, kein Außenseiter in der 
Gruppe sein zu wollen - während die 
pharmakologische Wirkung der Drogen 
hier noch nicht im Vordergrund steht. 
Viele Probierer hören - zum Glück 
- nach einiger Zeit wieder auf und 
gelangen so nicht zu der zweiten Phase. 

In dieser zweiten Phase werden 
Drogen als Mittel zur kurzfristigen 
Überbrückung unangenehmer sozioe­
motionaler Situationen erfahren. Dabei 
spielt dann auch die pharmakologische 
Drogenwirkung eine Rolle, die- je nach 
Droge - Erregung oder Entspannung, 
Selbstsicherheit oder Gleichgültigkeit 
verschafft. Allmählich kann sich dadurch 
das Verhaltensrepertoire in kritischen 
Situationen auf den Drogenkonsum 
einschränken und so eine psychische 
Abhängigkeit entstehen. 

Werden nun auch härtere Drogen, ins­
besondere Heroin, probiert, so bildet sich 
relativ schnell in einer dritten Phase e ine 
zusätzliche körperliche Abhängigkeit, 
die dadurch gekennzeichnet ist, daß der 

Gesellschaft 

Stoff,,·echsel des Abhängigen auf die 
regelmäßige Zufuhr des Suchtmittels 
angewiesen ist. Erfolgt diese Zufuhr 
nicht, so entstehen unangenehme Ent­
zugserscheinungen, die durch neuerli­
chen Drogenkonsum (bei Heroin alle 5 -
6 Stunden) zum Verschwinden gebracht 
werden können und müssen. Dieser 
Kreislauf des Verhaltens ist äußerst 
stabil und beherrscht zunehmend den 
Alltag des Abhäng igen, für den der 
Erwerb und Konsum von Drogen zum 
dominierenden, alles beherrschenden 
Lebenszweck wird. Der Tagesablauf, 
die sozialen Bezüge und alle sonstigen 
Bereiche werden nun ganz der Drogen­
einnahme untergeordnet und zwar nicht 
mehr deshalb, weil die positiven Dro­
genwirkungen gesucht werden, sondern 
damit die ständig und rasch wiederkeh­
renden Entzugserscheinungen vermieden 
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werden. Der körperlich Abhängige steht 
also immer unter einem Zwang, dem 
inneren Zwang der Droge, die ihm 
seinen spezifischen Lebensrhythmus 
diktiert. und er handelt daher auch 
niemals wirklich frei,,·illig, wenn er sich 
in eine Behandlung seiner Abhängigkeit 
begibt. Im Vordergrund stehen vielmehr 
folgende Beweggründe: 

!.Der Wunsch, die erlebten negativen 
Folgen des Drogenkonsums zu vermei­
den oder zu korrigieren. Dazu zählen psy­
chische Folgen wie Depression. körper­
liche Folgen, z. B. erhöhte Infektanfällig­
keit, und soziale Folgen wie Verlust der 
Arbeit. Dies läßt sich als ein innerer 
Zwang charakterisieren. 

2. Ein achgeben gegenüber sozialen 
Einflüssen, z. B. Vorhaltungen oder 
Drohungen des Partners. der Eltern. 
der Arbeitgeber, später auch der Druck 
von Beratern, Therapeuten oder der 
therapeutischen Gruppe. Sie können 
insgesamt als äußere Zwänge bezeichnet 
werden. 

3. Positive Erwartungen hinsichtlich 
eines drogenfreien Lebens. 

Gelangt ein Abhängiger sehr früh 
in eine Therapie, was ja an sich wün­
schenswert ist, so sind seine positiven 
Erwartungen, sehr leicht von den Drogen 
wegzukommen, oftmals überhöht. Die 
in der Therapie gestellten Forderungen 
werden dagegen nicht selten als zu 
schwierig angesehen. und weil die inne­
ren und äußeren Zwänge wegen der noch 
sehr kurzen Drogenkarriere nicht sehr 
stark ausgeprägt sind, kommt es hier in 
vielen Fällen zu einem Therapieabbruch, 
dem fast automatisch ein Drogenrückfall 
folgt. · 
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FernUni 
[. . .}Ich bin Fernstudent an der FernUni­
versität Hagen und Inhaftierter[. . .}. Die 
Schulabteilung stellt uns einen Raum :ur 
Ve1jiigung in dem wir Geräte (Kopierer 
und demnächst einen Computer[?]) und 
Studienmaterial (Büche1; alte Kurse) 1111-

terste//en können. Dieser Raum istjiir uns 
der:eit Mo, Mi und Fr. in den Vormittags­
stunden :ugänglich. 

Fiir das Schreiben von Klausuren stellt 
die Sclwlabteilung eine Aufsichtsperson 
und einen gesonderten Raum zur Velfii­
gung. [. . .} 

Ein ernsthaftes Studium besteht aber 
nicht 11ur aus dem Schreiben von Klau­
suren oder dem Vorhandensein von 
Räumlichkeiten [. . .}. Ich erhalte regel­
mäßig Studienmaterial (Kurs texte) ::uge­
sandt {. . .}. Zusatzliteratur. welchefiirdas 
Verständnis des Kursmaierials Ieif~,·eise 
unumgänglich ist, ist for uns immer nur 
mit \'feien Hindernissen zu erreichen. Es 
beginnt bei der Auswahl, welches Buch 
istfiir mich das geeignetste. Ich habe die 
Möglichkeit, über die Buchfernleihe mir 
die Bücher :ukommen zu fassen, oder ich 
kaufe sie mir [. . .}. Die Wahrscheinlich­
keit, das richtige Buch erwischt :u ha­
ben. ist gering. Ein Student außerhalb der 
JVA geht in die Bibliothek, liest Biicher 
an und wählt dann aus oder sucht einen 
Mentor im Studienzentrum auf Diese 
Möglichkeiten sind uns nicht gegeben, es 
sei denn, wir HJären gelockert (Ausfiih­
rung, Ausgang usw). [. . .} 

Was mich nun interessiert: welche Er­
fahrungen habt Ihr mir {dem] Studium in 
[. .. Haft} gemacht? Was können wir [Te­
geier Studenten} anders machen, 11111 uns 
das Studium :u erleichtern? { .. .} 

Andreas B., Berlin, 29.1 0. 99 

Abdrücken 
Hallo, liebe Leutel Ich möchte mal mit­
teilen, was mir richtig stinkt. Schön, daß 
H[aus]II jet:t auch »fortschrittlich<< 
wäscht. Wer meint, das heißt gleich sau­
bere »Wäsche«, der irrt. Um nämlich 
»saubere« und nicht nur »gespülte« Wä­
sche ::u bekommen, muß man wahrschein­
lich >>abdriicken«; nur so kann tnan hof 
Jen. daß die Wäsche auch die entspre­
chenden Waschgänge durchmacht. [ .. .} 

Da lob ich mir H. III und den ollen 
>>Honecker«, der an dieser Ste/lefiir sei­
ne Arbeit ein dickes Lob verdient hat: bei 
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Leserbriefe 

ihm bekommt man gegen {einen] kleinen 
Obulus sogar seine Sachen gebügelt! 

Alfred W, Berlin, 24.10.99 

OLG-Celle 
[ ... }Ein Bericht ihrer aktuellen Ausgabe 
ist mir aufgefallen: { ... } »Doppe/befe­
gung« unter der Rubrik >>Recht«. Hier der 
Beschluß des OLG Celfe vom 5.11.98 
{ .. .}.Inihrer Berichterstattung [derlicht:r 

b lick 5199, S. 39f. vgl . . VStZ 4199, S. 216] 
haben Sie den Beschluß als äußerst po­
sitiv geschildert. Vordergründig mag dies 
auch der Fall sein, jedoch bei näherer 
Sicht zeigt sich, daß das OLG Ce/le mit 
dem Schlußsatz verdeutlicht, in welcher 
Problematik es sich befindet: >>Die 
Schwierigkeiten bei der Umerbringung 
der Gefangenen. mit denen es die Volf­
:ugsbehörden im Hinblick auf die An:ah/ 
der Strafgefangenen und die nur be­
schränkte Zahl der \'Orhandenen Hafträu­
me der:eit zu tun haben. bieten den Ge­
richten keine Möglichkeit, \'Oll den ein­
deutigen gesetzlichen Bestimmungen ab­
:uweiclzen {ob1rohl einige das gern wiir­
den} und Rechte der Gefangenen, die 
ihnen nach dem Geset: ::usrehen, ein:::u­
schränken. Hier Ablzilfe :u schaffen, ist 
Aufgabe der Voll::ugs- und Vollstrek­
kungsbehörden und ggf. des Geser:ge­
bers.<< 

Hier :eigt sich, daß es direkt eine Auf­
forderung ist, an den Gesetzgebe1; den § 
18 StVollzG entsprechend ab:uändern. 
Und das würde eine weitere Verschlech ­
terwzg der Situation bedeuten. { ... } 

InsoH·eit erlaube ich mil; Ihnen einen 
Beschluß der St VK Liineburg {. .. /6 St VK 
484/99 StVollzG, 13.08.99] :u iibersen­
den. 

[ ... Aus dem Beschluß:] ».\4it Antrag 
auf gerichtliche Enisclzeidung vom 14.1 
16.07.1999 beantragte der A mragstefler 
gerichtliche Entscheidung gegen die 
Doppelbelegung und verwies auf den 
Beschluß des OLG Cefle vom 05.11./998 
(I Ws 200198). Er beantragte, die An­
tragsgegnerin {also die JVA} anzuweisen, 
ihn allein in einem Hafimum wuer:::ubrin­
gen, sowie Pro:::eßkostenhilfe. { .. .} 

Dem Antragsteller ist gem. § 120 Abs. 
2 StVoli:::G, § 114 ff ZPO Pro::eßkosten­
lzilfe zu bewilligen. 

Der Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung ist als zulässig anzusehen. Zwar ist 
davon auszugehen, daß formliehe Anträ­
ge des Antragstellers, allein in einem 
Haftraum untergebracht :u werden. ni'Cht 
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ausdrücklich abgelehnt worden sind. 
Auch hat der Antragsteller keine Daten 
mitgeteilt, wann er eventuell solche An­
träge gestellt haben will. Die Maßnah­
me, gegenm die sielt der Antragsteller 
wendet, ist aber die Anordnung vom 
15.12.1998, ihn in Doppelbelegung in ei­
nem Haftraum unterzubringen. Es ist da­
von auszugehen, daß diese Anordnung 
dem Antragsteller nicht schriftlich mit 
Rechtsmittelbelehrung ausgehändigt 
\'.'Orden ist, so daß die FrisT des § 112 Abs. 
1 StVoi/:G nicht :u laufen begann. Da seit 
der Maßnahme noch kein Jahr (§ 113 
Abs. 3 StVolfzG analog) verstrichen ist, 
ist der Antrag als ;:u/ässig zu behandeln. 
{. .. } 

Nach billigem Ermessen sind die Ko­
sten des Ve1jahrens und die notwendigen 
Auslagen des Antragstellers der Landes­
kasse at!f:uerlegen. {. .. ] 

Die Kammer hat sich insoll'eit an die 
Rechrsansiclzt des I. StrafsenaTs des OLG 
Cel/e :u halten. ll'ie sie im Beschluß \'Om 
05.11.1998 (1 Ws 200198) niedergelegt 
worden ist. Danach ist davon aus:uge­
hen, daß die Unterbringung des Antrag­
stellers gemeinsam mit einem anderen 
Gefangenen rechtswidrig H'C/1; weil die 
saclzlichen Vorausset:ungen hierfür ge­
mäß § 18 Abs. 2 Sar: 2 StVoll:::G nicht mr­
/agen {. .. ]. « 

Christfan l'inke. ,\leppen. 01.11.99 

.. 
Knast-Arzte 

[. .. } Ich weiß nicht so recht wo ich an­
fangen soll, so viel schlechtes kann ich 
über die är:tliclze Versorgung{. .. vgf. der 

liehtblick 5/99, S. 4f] berichten. 
Am 22.01.99 gab ich einen Antrag 

(Vormelder) ll'egen starker Zalmschmer­
:::en bei meinen Stationsbeanuen der Sta­
tion 2 in der TA Ill ab. Nach mehrmali­
gem {e1folglosen] Nachfragen bei Stati­
onsbeamten I in der A GSr [ Ar::.tgesclzäfis­
stelle] hatte ich dann nach drei Monateil 
so et\\·as vo11 Haß i11 mi1; daß ich dann 
bei der Polizei in Reinickend01j anrief 
und eine An:eige wegen Umerlassen von 
Hilfeleistung und Verfer::.zmg der Auf­
sicluspjliclll stellen II'OI!te. 

Es kamen ::.11·ei in Griin gekleidete Be­
amte bis ::ur Zemrale. und man riefmich 
dazu. Jet: I könmlhr Euch sicher denken, 
{übe1} was die netTen Beamten sich sn 
bis :u meinem Erscheinen unterhielten. 
Selbstverständlich nahm man meine An­
zeige nicht auf und empfahl mil: mein 
Problem auf die altbekanme Weise {also 



durch Aussitzen} zu lösen.[. . .} Ich möch­
te hier nun von staatlich verordnetem 
Drogenkonsum berichten: Seit März 98 
klage ich [. . .} über starke Rückenschmer­
zen. [. . .} Irgendwann fing man dann an, 
mich durchzuchecken, aber immer schön 
mit Medikamenten und irgendwelchen 
Spritzen, die eine Hilfe von ljeweils] ca 
zwei Stunden waren. 

Wie oft ich Röntgenstrahlen ausgesetzt 
wurde, kann ich heute nicht mehr genau 
sagen, aber mindestensfünfzehnmal, und 
[. . .}über zwanzig Monate nehme ich nun 
schon die verschiedensten Medikamente 
zu mil; was ganz bestimmt nicht gesund 
sein dü1jte. 

Hier nun eine kleine Auswahl aus dem 
Drogendschungel: [. . .} Aspirin, Spalt, 
Voltaren, lmbun, Nova/gin, Aponal, Neu­
rozil, Tramal, Diazepam und was weiß 
ich noch alles[. . .}- wann wird mir end­
lich geholfen, ohne daß ich weiterhin ir­
gendwelchen Dreck in mich hineinstop­
fen muß[. .. ]? 

Gerrit v. G., Berlin, 28.10.99 

Rücktritt 
[im folgenden kein Leserbrief an den 
Iichtbiick, sondern ein Schreiben an den 
Vollzugsleiter der JVA-Tegel} 
Sehr geehrte Herr Dr. Meinen, 

hiermit erklärte ich aus Vollzugsgrün­
den meinen Rücktritt als Sprecher der Ge­
samtinsassenvertretung [GJV}, der JVA 
Tegel. Es bleibtfür mich festzustellen, daß 
seitens der [. .. Teilanstaltsleite1} und 
auch der Gesamtanstaltsleitung immer 
noch Schwierigkeiten bestehen, sich mit 
der GIV und ihrem Sprecher auseinan­
derzusetzen [. . .}. 

Mein anfängliches Vertrauen in eine 
sachliche und von gutem Willen getrage­
ne GIV-Arbeit wurde durch die Praxis­
abläufe in der Justizvollzugsanstalt Te­
gel erheblich erschüttert. 

Die Ernsthaftigkeit und die Bereit­
schaft der Teilanstaltsleiter, die Arbeit der 
GJV endlich uneingeschränkt zu akzep­
tieren und zu unterstützen, ist nach zehn 
(10) Jahren noch immer nicht gewähr­
leistet (bloße Lippenbekenntnisse reichen 
da nicht aus). [. . .} 

Ich hatte erwartet, daß sich die Ver­
antwortlichen inhaltlich mit den einzel­
nen Problemfeldern ernsthaft befassen 
und sich dazu ggf. auch schriftlich äu­
ßern. 

Wenn ich Herrn 0[. .. } oder Herrn 
G[. .. } anspreche, ist keine Resonanz zu 
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verbuchen [. . .}. Auch auf meine Schrei­
ben gibt es 'keine Ant1-V01t. 

Was nützt es, wenn man uns bei der 
Küchenbeiratssitzung zuhört aber nur 
winzige Ergebnisse folgen läßt?! Bis auf 
ganz kleine Dinge wurde'nie etwas zuge­
sichert oder umgesetzt. 

So wird die GIV an dem Anstaltsleben 
• nicht beteiligt, sondern immer vor voll-

endete Tatsachen gestellt. [. . .} 
Ich stelle fest, daß die GIV nur noch 

eine Alibifunktion erfiillt! Dabei bedau­
re ich die mangelnde Beteiligung der In­
haftierten in dieser JVA-Tegel und weiß, 
daß wir nur etwas erreichen können, 
wenn wir wissen, daß die Mitgefangenen 
hinter uns stehen und uns auch unterstüt­
zen in unserer Tätigkeit. 

Fiir Ihre Arbeit wünsche ich Ihnen, 
Herr Dt: Meinen, Gliick und E1jolg! 

Mit freundlichem Gruß 
Kar/ Heinz R., Berlin 24.09.99 

Lieber Uli! 
Ich möchte Dir sagen wie sehr ich Dich 
liebe und es in die ganze Welt hinaus­
schreien. Außerdem möchte ich mich auf 
diesem Weg fragen : Möchtest Du mich 
heiraten? Ich liebe Dich über alles und: 
ich möchte Dich glücklich machen. Du 
bist mein Leben. 

Natascha, Berlin, 26.11.99 

Highlight 
Hey, Lichtblicker! Am 17.1l.1999 hatte 
ich die Gelegenheit und auch Freude, die 
Premiere des neuen aujBruch-Stiickes 
»Transfer-Tegel<< [vgl. S. 20} zu sehen. 

War zwar ein komisches Gefohl, von 
einem Knast in den anderen zu fahren, 
hat sich aber gelohnt. Mir gefiel das Stück 
sehr gut. Ich mußte mich zwar erst an d ie 
Dekoration gewöhnen, ging dann aber. 
Es ist ja auch verhältnismäßig ungewöhn­
lich, daß mit Munitionskisten Theater 
gespielt wird. Aber da ja auch der Ort 
sehr ungewöhnlich war, paßte alles zu­
sammen. Was ich ein bischen traurig 
fand, war, oft war der Text schwer zu ver­
stehen. Gerade bei der Szene mit den 
Wachtürmen fand ich es traurig, daß man 
nichts verstanden hat[. .. }. Aufjeden Fall 
kann ich sagen, daß diese Auffiihrung in 
meiner Haftzeit ein angenehmes High­
light war. Schade, daß nicht noch mehr 
Frauen von uns diese Aujfiihrung sehen 
konnten. 
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Aber eins muß ich noch loswerden: ich 
empfand diesen Knast als so bedrückend, 
daß ich froh war als ich wieder in [der 
JVA-]Lichtenberg wm: 

Sigrid S., Berlin. 26.11.99 

Entlassung 
[. . .}Seit kurzem bin ich als Vollzugshel­
fer in Haus I! »zugange«, dem gleichen 
Haus, in dem ich vor längerer Zeit fiir 
eine Weile als Knacki die Wände einer 
Zelle unter mehr Einschluß als Aufschluß 
von innen betrachten dwfte (U-Haft vor­
weg) - am Ende das übliche: keine Woh ­
nung mehr, keine Arbeit, riesiger Berg 
Schulden. 

Die Vollzugshelferei mache ich nicht, 
um eine Schuld abzutragen, sondern aus 
Freude, Gefangenen helfen zu dii1jen 
nach der Haft ins richtige Fahrwasser zu 
kommen; und ich hoffe, daß es gelingt. 

[ .. .}Als Kind und Jugendlichem wur­
den mir, besonders vom weiblichen El­
ternteil ständig Vonvü1je gemacht, wenn 
ich etwas tat oder wenn ich etwas nicht 
tat. [. . .} Der väterlicherseifige Großva­
tel; der seinen Sohn, meinen Vate1; in der 
Kindheit geprügelt hatte, war Prediger 
innerhalb einer Landeskirche [. .. } und 
brachte mir von Kindesbeinen an bei, daß 
ich, wie alle anderen Menschen auch, ein 
Sünder sei, also schuldig. Lebensläng­
lich! Das konnte für mich nur im Knast 
enden, und ich tat alles, um nach der 
Schule (wo ich ziemlich faul war), Lehre 
(geschmissen), Bundeswehr und hin und 
wieder sogar Arbeit, dorthin zu gelangen. 
[. . .} Schon mit 17, zur Tanzstundenzeit, 
mit den Schulkameraden[ .. .] machte ich 
die ersten e1folgreichen Versuche im 
Komasaufen. Später bei der Bundeswehr 
wurden wir in dieser Disziplin weiter 
ausgebildet. 

In späteren Jahren, in München, Ham­
burg [. .. } versuchte ich eifrig, darin zur 
Weltmeisterschaft zu gelangen und dop­
te mich auf diesem Weg mit vielerlei Dro­
gen. [ ... } Meine nun vollenf1.Vickelten 
Schuldgefiihle, verstärkt durch das, was 
sich so auf meinem Kerbholz ansammel­
te, nötigten mich, möglichst oft »zu« zu 
sein. Im tiefsten Inneren wußte ich aber 
doch, daß ich unschuldig wie ein Neuge­
borenes wm: Das widerspricht sich zwm; 
aber innerlich so zerrissen war ich eben 
nun mal. - Wenn Psychologen alles über 
Bord wetfen würden, was sie irgendwann 
einmal gelernt haben, verstehen sie mich 
vielleicht [ ... } 
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Auch meine vielen katastrophalen Er­
fahrungen, die mich ein'IJ.aar mal an den 
Rand des Ablo·atzens und oftin den wirt­
schaftlichen Ruinfohrten, sind im nach­
hinein gesehen ein großer _Gewinn for 
mein Leben, und ich hoffe, efl.Vas zum 
guten fii.r andere davon weitergeben zu 
können. [ .. .} 

Nachdem meine Eltern ins Jenseits ab­
gedriftet waren (meinen Teil der Erb­
schaft haute ich in. wenigen Monaten auf 
den Kopf- das kann man als »Leistung<< 
bezeichnen), war ich amEndemeiner Al­
kohol- und D)·ogenkarriere angelangt, 
Ich hatte die .Wahl zwis.chen Gruft und 
grauem Berufsalltag, wählte letzteres und 
beendete diesen nun durch vorzeitige 
>>Pensionierung«. Damit schlug ich den 
unheilprophezeienden Verwandten am 
Ende doch noch ein Schnippchen. Dar­
über bin ich sehr fi'oh, denn nun habe ich 
genügend Zeit, um in den Knast zu ge­
hen; vorläufig erst einmal nur zu einem 
Gefangenen. Viel/eicht werden s bald 
zwei, aber mehr nicht. Später, nach er­
hofftem Etfolgfor sie, aber wieder neue. 

Nach Tegel seinerzeit, das mir eine Er­
holungsphase verschaffte und Endphase 
meiner Suchtkarriere [ww;} halfen mir 
Selbsthilfegruppen und vor allem eine 
Psychoanalyse, in der alte Schuldgefiih­
le von mir a~fielen wie nix, so daß ich 
wieder das bin, was ich immer war: ein 
unschuldiges Kind, so wie (fast?) alle, die 
hier »sitzen« [. .. }. 

Wenn ich jedoch nach a/1 den Eljah­
rungen und meinem heutigen Wissenjetzt 
ein Ding drehen würde, könnte man mit 
Recht zu mir sagen: Schuldig! Ab in den 
Behandlungsvolfzug' 

Allen alles Gute und viele Grüße, 
WS., Berfin, 20.09.99 

Danke, Dr. E. 

[. .. } Millenium-Meeting in der SothA: 
Verarsche am Stück. Oder [ein} Versuch, 
uns an unsere Grenzen zu fiihren, auf 
Kosten unserer sozialen Kontakte? 

Ich bin seit 1 ~ Jahren Klient in- der 
SothA. Und dies war nun schon mein drit­
ter Versuch, durch ein Meeting soziale 
Kontakte zu stärken. Als Ergebnis ist aber 
genau das Gegenteil zu verzeichnen! Und 
das in einem Hause, das den Namen So­
zialtherapeutische Anstaft trägt, wo es 
gerade wichtig wäre, [soziale Bindungen 
zu fordern}, da das Wort sozial auch Fa­
milie und Umfeld mit-beinhaltet. Aussa­
ge eines Fast-Besuchers: »Ja, ja, das 
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habe ich mir schonfast gedacht, es ist ja 
nicht das erste Mal{, daß so eiu Meeting 
kurzjh'stig abgesagt wird]r<. Von meiner 
anderen [Fast-]Besucherin kamen Wor­
te wie »Danke fiir das versaute Wochen­
ende«. Und dieses Danke möchte ich 
hiermit an Frau Dr. Essler [die Leiteri.n 
d~r SothA, vgl. S. 42} weitetgeben. Weil: 
unsererseits ist [ .. . das Meeting] lange ge­
nug vorbereitet und geplant gewesen.Jch 
habe sogar auf meinen Fleischeinkauf 
verzichtet, um meiner Familie einmal ei­
nen schönen Tag als Dankeschön bieten 
zu können - for die vielen Jahre, die sie 
in meiner Haft nun schon immer zu mir 
gestanden [haben .. .}. 

Ronny Borchwald, Berlin, 06.12.99 

Ausfälle . 
[ .. .}ich binjetzt seitfast zwei Jahren im 
Schauspielerhaus und sollte [schon] an 
3 [. .. jeweils gut vorbereiteten, dann aber 
doch immer wieder ausgefallenen} Mee­
tings teilnehmen. Nun kann es jedoch 
sein, daß durch den OE-Prozeß [OJga­
nisationsentwicklungsprozeßj auch mei­
ne Wahrnehmung schwindet und ich nur 
diese herausragende soziale Veranstal­
tung verpennt habe, obwohl ich, wie die 
anderen Tei/nehme1; [. .. zum} korrekten 
Ablauf (Sprecherschein, Besucheranzahl 
etc.) [ ... beigetragen} habe. 

Aber das wäre auch entschuldbar, denn 
wir haben ja noch andere Stationsaktivi­
täten wie z.B. Volleyball, das wir mit un­
seren vielzählig [vorhandenen} Beamten, 
die hochmotiviert sind, [auch immer aus­
fallen fassen .. .}. 

Gerade nach der riesigen OE-Party, 
die [am 03.09.99} gefeiert wurde. Na ja, 
nun sind wir ja nicht auf Knasta Brava 
und werden abwarten, was 2000 [so al­
les nicht} bringt. [ .. .] 

Ich hoffe, daß nur die Computer aus­
fallen -und nicht der ganze Laden. 

Lars Breue1; 06.12.99 

Neu in Tegel 

Hallo, Leute von der Redaktion von 
Iichtbiick! Gestern habe ich den neuen 
liehtblick in der: Bücherei der TA I erhal­
ten und auch den Artikel »Beschreiben 
des Haft(er)lebens in der JVA-Tegel« ge­
lesen. Nun möchte ich auch dazu einiges 
aus meiner Sicht schildern. 

Am 26.10.99 bin ich nach Tegef von 
der UHA [Untersuchungshaft- und Auf-
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nahmeanstaft} Moabit verlegt ,worden, 
womit auch gleich die ersten Schwierig­
keiten,begannen: Kein Beamter. ist in der 
Lage, den >>Neuankömmlingen« eine ge­
naue Ausktmft über die allgemeine Ver­
haltens.ordnung und was noch alles mit 
dranhängt, zu informieren. Hat·,man eine 
Frage, wird man von Beamten zu Beam­
ten geschickt, und jeder sagt dil; er sei 
dafor nicht zuständig, oder >ljragen sie 
in der nächsten Schicht nach«. Gleich­
zeitig möchte ich aber auch angeben, daß 
es vielleicht auch einige Beamte gibt, die 
ihren Job .doch gut machen. 

Nun bin ich auch auf Haus I gelandet 
und versuchte auch gleich, ein paar DiiJ­
ge zu .klären wie Besuch, Paket und an­
deres. Leider habe ich nicht mit .der ge­
hirnlosen Bürokratie der JVA-Tegel ge­
rechnet: Wenn man. nämlich aus Moabit 
kommt, mußt du altes schon beantragt 
haben, damit du auch alles bekommst. 

Wie soll man das realisieren, wenn in 
Moabit solche Fragen wie Einbringungs­
genehmigung erst gar nicht so gehand­
habt werden und auch »Neue«. die zum 
ersten Mal in Tegef sind, darüber keine 
Informationen haben? 

Also steht man wie blöd, auch vor den 
Angehörigen, da. Dazu kommt auch, daß 
man sichfiir so viel Schwachsinn, der von 
Tegel praktiziert wird, entschuldigen 
muß. Ein Vorschlag wäre, daß man ein 
Merkblatt nach Moabit sendet, worauf 
auch genau steht, was einen in Tegel er­
wartet und was jeder zu tun hat (welche 
Anträge, Einbringungen usw.), daß viel­
leicht dann dadurch die Mißständesich 
verringern oder erst gar nicht entstehen. 
Darüber soffte die Anstaltsleitung nicht 
nur nachdenken, sondern auch mal Ta­
ten folgen lassen. Da ich ja nun nur ein 
paar Tage hier bin, kann auch ich nur 
sagen, da hoffe ich , daß ich nicht der 
einzige bin. 

"Tegel geh mit der Zeit und bleibe 
nicht auf der Stelle stehen." 

Andy, Berlin, 29.1 0. 99 

Achtung Absender! 
Aus zahlreichen Briefen können wir 
nicht oder meist nur schwer herausle­
sen, ob sie zur Veröffentlichung be­
stimmt sind oder nur das redaktionelle 
Informationsbedürfnis befriedigen sol­
len. Hier wäre ein Fingerzeig hilfreich, 
ebenso ein Hinweis darauf, ob der 
Name des Absenders gegebenenfalls 
voll, abgekürzt oder (nur in absoluten 
Ausnahmefällen) gar nicht genannt 
werden soll. libli 



Einfach 
eingemottet 

Fast drei Jahre nach seinem myste­
riösen Verschwinden ist ein US-Ame­
rikaner wieder aufgetaucht - seine 
Leiche lag in einer Kiste, die seine 
Ehefrau mit anderen Paketen in ei­
nem Möbellager abgestellt hat. Sie 
hatte jahrelang 25 Dollar (rund 46 

Mark) pro Monat für die Lagerung 
bezahlt. Als die Zahlungen ausblie­
ben, verkaufte die Firma die Kisten. 
Laut Los Angeles Times wollte die 
Frau ihren Besitz nun unbedingt wie­
derhaben und bot >>jede Summe••. 
Vor allem diese eine Kiste sei ihr >>aus 
sentimentalen Gründen« wichtig. Die 
Käuferin wurde mißtrauisch, öffnete 
sie und fand die Leiche. Nun steht die 
31jährige vor Gericht. FR, 27.09.99 

Eine 
Randgruppe 

Trotz allgemeiner Schulpflicht gibt es 
nach Schätzungen d.er Vereinten 
Nationen in Deutschland rund vier 
Millionen Analphabeten. »Oie Dunkel­
ziffer dürfte aber fast noch einmal so 
hoch sein«, erklärte Marie-Luise Os­
wald vom Verein »Lesen und Schrei-

fnmkfurterBwufsc:hau 

ben« zum Welttag der Alphabetisie­
rung in Berlin. 

»Analphabeten gelten in der Öffent­
lichkeit als geistig unterbelichtet und 
dumm«, erklärte Oswald. Tatsächlich 
aber ist ihr Handicap in erster Linie 
auf äußere Einflüsse zurückzuführen. 

Medien 

Kinder mit Lese- und Schreibschwä­
chen kämen meist aus schwierigen 
Familienverhältnissen. Scheidung der 
Eltern , häufiger Wohnortwechsel, 
unregelmäßiger Schulbesuch in den 
ersten Grundschulklassen und zu 
wenig Förderung seien die Haupt­
gründe. Meist kämen diese Kinder 
dann erst mit der zweiten oder drit­
ten Klasse in eine Sonderschule, ver­
paßten auch dort den Anschluß und 
verließen die Schule schließlich ohne 
Abschluß und mit geringer Zukunfts­
perspektive. 

Als unzureichend kritisierte Oswald 
die staatliche Förderung von An­
alphabeten. FR, 09.09.99 

Arbeitslos 
Chancenlos 

Arbeitslose sind nach Meinung von 
Wissenschaftlern häufiger ängstlich, 

· unausgeglichen und depressiv als 
Erwerbstätige. Mehr als 100 Studien 
der vergangenen 30 Jahre hätten 
gezeigt, daß fehlende Erwerbstätig­
keil >>keinen einzigen positiven Ef-

fekt« habe, sagte der Psychologe 
Professor Klaus Moser von der Uni­
versität Erlangen-Nürnberg zum Auf­
takt einer Expertentagung in Nürn­
berg. 30 Forscher diskutieren dort bis 
zum Freitag psychologische und so­
ziale Aspekte der Arbeitslosigkeit. 

»Arbeitslosigkeit hat nur negative 
Effekte auf die seelische Gesund­
heit«, resümierte Moser ... wenn es 
am Stammtisch heißt, da kann man 
sich ausruhen oder endlich seinen 
Hobbys frönen, trifft das nicht die 
Realität der Betroffenen.•< Am mei­
sten litten Jugendliche darunter, kei­
ne Arbeit zu haben. Politisch begün­
stige Arbeitslosigkeit auch rechtsra­
dikale Tendenzen. Prof. Johann Ba­
cher, Soziologe an der Universität 
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Erlangen-Nürnberg: " ... ein latent 
vorhandener Extremismus [wird] oft 
während der Arbeitslosigkeit mani­
fest.« FR, 09.09.99 

Pinkel­
Kontrolle 

Die finnische Hauptstadt Helsinki will 
künftig mit einer speziellen Polizei­
Einheit gegen Männer vorgehen, die 
in der Öffentlichkeit Wasser lassen. 
Wie bekannt wurde, haben die Stadt-

DER TAG.~.SPIEGEL 

väter die Verwaltung gebeten, der 
Einrichtung einer von finnischen Me­
dien »Pinkel-Polizei<• getauften Son­
dereinheit zuzustimmen. Ein Beam­
ter des Rathauses erklärte, die Stadt­
verwaltung bekomme ständig Post 
von Anwohnern mit der Bitte, etwas 
gegen die weit verbreitete Unsitte in 
den Straßen von Helsinki zu unter­
nehmen. Schuld daran, daß immer 
mehr Männer im Freien urinierten, sei 
die Lockerung der strengen Gesetze 
zum Verkauf und Genuß von Alkohol , 
sagte ein Beamter. Bis vor zehn Jah­
ren war es in Finnland verboten, in 
der Öffentlichkeit Alkohol zu trinken. 
Der Tagesspiegel 26.08.99 

Wir 
hören mit 

Die Zahl der Telefonüberwachungen 
ist im Jahr 1998 um 13 Prozent ge­
stiegen. Spitzenreiter war Sachsen­
Anhalt mit einer Zunahme von 63 Pro­
zent. Diese Zahlen veröffentlichte der 
FDP-Bundestagsabgeordnete Jörg 
van Essen in Berlin. Er erkundigt sich 
regelmäßig beim Bundesjustizmini­
sterium nach den genehmigten Über­
wachungen des Generalbundesan­
walts und der Länder. Demnach wur­
den 1998 insgesamt 2705 Telefon­
überwachungen angeordnet, 1997 
waren es 2384. Die Zahl der amtlich 
Belauschten kletterte um 27 Prozent 
von 4535 auf 5764. 

Auffällig fand der Freidemokrat 
auch die Zunahme der Verfahren in 
Mecklenburg-Vorpommern von 61 
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auf 90 und in Nordrhein-Westfalen 
von 216 auf 319 um jeweils 4 7 Pro­
zent. ln Thüringen sank die Zahl der 
Telefonkontrol len um 18 Prozent. 
»Der erneute Anstieg der Telefon­
überwachungen ist besorgniserre­
gend«, sagte van Essen. Er forderte 

FrankfurterBundschau 

die Landtage von Sachsen-Anhalt 
und Nordrhein-Westfalen auf, aus den 
speziellen Entwicklungen in ihren 
Ländern »Folgerungen zu ziehen". 

Das Bundesjustizministerium teilte 
auch mit, wegen welcher Straftaten 
die Abhörgenehmigungen erteilt wur­
den. An der Spitze lagen Rauschgift­
handel (1585 Verfahren), Raub und 
Erpressung (237} sowie Mord und 
Tots•:hlag (214}. Eine Statistik über 
das Lauschangriff-Gesetz, die weite­
re Aufschlüsse über die Telefonkon­
trollen bringen könnte, hat die Bun­
desregierung noch nicht vorgelegt. 
FR, 28.1 0.99 

Je oller, 
desto doller 

Als skrupellose Chefin von Ha­
schischhändlern hat sich eine 63jäh­
rige Großmutter aus Reinickendorf 
entpuppt. Sie war wegen bandenmä­
ßig organisierten Rauschgifthandels 
festgenommen ·worden, wie die Poli-

zei mitteilte. Nach bisherigen Ermitt­
lungen hatte die Frau jeweils den 
»Stoff« besorgt, der dann von Fami­
lienangehörigen verkauft wurde. Au­
ßerdem soll sie Ausstiegswillige zum 
weiteren Drogenkonsum gedrängt 
haben. taz, 26.10.99 

Gangster im 
Justizgewand 

Ein neuer schwerer Skandal erschüt­
tert die Polizei in Los Angeles. Eine 
Reihe von Beamten steht im Ver­
dacht, auf unbewaffnete Menschen 
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geschossen, ihren Opfern Waffen 
untergeschoben und Beweismaterial 
gefälscht zu haben. Später behaup­
teten sie, aus Notwehr gehandelt zu 
haben. Ein Mann landete auf diese 
Weise nicht nur unschuldig hinter Git­
tern; er ist nach Schüssen aus Poli­
zeiwaffen querschnittsgelähmt. Zwölf 
Beamte wurden bislang vom Dienst 
suspendiert oder entlassen.[ ... ) Meh-

rere in Drogenhandel verwickelte 
Polizisten sollen auch verdächtigen 
Dealern Kokain untergeschoben ha­
ben, um einen Grund für eine Fest­
nahme zu haben. taz, 20.09.99 

Anfang vom 
Ende 

Eckhart Werthebach fordert eine 
»ernsthafte Diskussion« über Ein­
schränkungen der Versammlungsfrei­
heit. Er frage sich, ob zentrale Orte 
der Stadt wegen einer »exzessiven 
Wahrnehmung der Versammlungs­
freiheit durch Minderheiten'' versperrt 
werden dürften, sagte Werthebach. 

DER TAG~SPIEGEL 

Derze it gibt es pro Tag durch­
schnittlich sieben Kundgebungen. Bis 
Ende September zählte die Polizei 
bereits 1945 angemeldete Versamm­
lungen, die meisten davon in der City. 

Bisher sieht der Innensenator sei­
ne Hände gebunden: Die polizeiliche 
Versammlungsbehörde könne eine 
Demo nur verbieten oder Auflagen 
erteilen, wenn von ihr eine "unmittel­
bare und gegebenenfalls vor Gericht 
konkret nachzuweisende Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung ausgeht«. Werthebach äußer­
te »Zweifel, ob diese höchstrichter­
lich bestätigte Rechtsauffassung für 
Großstädte im gleichen Maß ange­
messen ist wie für vereinzelte De­
monstrationen in ländlichen Gebie­
ten<<. [ .. . ] (Der Tagesspiegel , 
23.10.99}. 

Die PDS-Bundestagsabgeordnete 
Petra Pau hat die Äußerungen von 
Berlins Innensenator Werthebach [ .. . ] 
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scharf kritisiert. Sie bezeichnete das 
Ansinnen des Innensenators als eine 
ungeheure politische Entgleisung. 
»Wo kämen wir hin, wenn parteibuch-

Neues Deutschland 

geprägte Senatoren zu entscheide 
hätten, welche Demonstration ihnen 
genehm ist und welche nicht<<, beton­
te sie. Damit stelle Werthebach ein 
substantielles Recht des Grundgeset­
zes zur Disposition. Werthebach ste­
he als Innensenator dem Landesamt 
für Verfassungsschutz vor, sei aber 
mit solch einem Ansinnen selbst ein 
Fall für den Verfassungsschutz. Da­
mit erweise sich Werthebach als Fehl­
besetzung an der Spitze des Berliner 
lnnensenats. ND, 25.10.99 

Alles 
verschleiert 

Das Landesverfassungsgericht von 
Mecklenburg-Vorpommern hat die 
Schleierfahndung als »überwiegend 
verfassungswidrig und nichtig<< be­
wertet. Die sieben Richter begründe­
ten ihr Urteil damit, daß >>der Einzel­
ne insbesondere in seinem Grund­
recht auf informationeile Selbstbe­
stimmung verletzt ist<<.[ ... ) Anlassun­
abhängige Personenkontrollen dürfen 
zwar im grenznahen Raum, in Ein­
richtungen des internationalen Ver­
kehrs und im Küstenmeer, nicht aber 
flächendeckend auf Durchgangsstra­
ßen durchgeführt werden. Auch für 

Neues Deutschland 

die Identitätsfeststellung im Grenz­
raum bis zu einer Tiefe von 30 Kilo­
metern machten die Richter Auflagen. 
Danach dürfen Personen auch in 
Grenznähe lediglich angehalten und 
zu Angaben über ihre Identität auf­
gefordert werden. Weitergehende 
Eingriffe wie Zwangsmaßnahmen, 
Festhalten, Durchsuchungen, die 
Verbringung in polizeiliche Dienststel­
len oder erkennungsdienstliche Maß­
nahmen seien dagegen nicht verfas­
sungskonform. Entsprechende Be­
fugnisse würden die Verhältnismäßig­
keil überschreiten. [ ... ] ND, 22.10.99 



Justizpolitik 

Killer oder Klienten? 
Die Strafjustiz beschreitet neue Wege. Und Psychologen schreiten mit: 

wer einmal kriminell war, so behaupten sie _seit neuestem, bleibt kriminell 

V or den letzten Bundestagswahlen wollten sich Politi­
ker aller Parteien damit profitieren. etwas gegen die 
immer öfter von der Öffentlichkeit bemerkten Sexual­

straftäter zu tun, In aller Eile wurden Gesetze verabschiedet, 
die zwar nicht geeignet waren, ihnen entgegenzutreten (Kin­
desmißhandlung wird immer noch nicht durchgängig als Straf­
tat geahndet, sondern meist als als Mittel der Erziehung gedul­
det), dafür aber dazu taugten, der Öffentlichkeit weiszumachen, 
es geschähe endlich etwas_ Eines dieser scheinheiligen Geset­
ze macht es der Sozialtherapie (ab 2003 zwingend) zur Pflicht. 
Menschen zu behandeln. die gegen die sexuelle Selbstbestim­
mung von Kindem und/oder Frauen so brutal verstoßen haben, 
daß es auch deutsches Recht nicht igporieren kann_ Dabei war 
allen am Gesetzgebungsverfahren Beteiligten klar, daß die in 
einer Sozialtherapeutischen Anstalt (SothA) beschäftigten The­
rapeuten eine solche, auf kranke (und nicht »nur« gestörte) 
Menschen gerichtete Behandlung gar nicht leisten können, da 
sie nicht im Bereich Psychiatrie, sondern im nicht-medizini­
schen Bereich Psychologie ausgebildet wurden1 _ 

Ein weiteres Gesetz dieser Art ist der neue § 81 g der Straf­
prozeßordnung (StPO), der Kriminelle und Kranke in einen Topf 
wirft: Straftaten »von erheblicher Bedeutung, insbesondere« 
Verbrechen. schwerer Diebstahl oder Erpressung werden mit 
»Vergehen gegen die sexuelle Selbstbestimmung« gleichgesetzt, 
Aus Sicht redlicher Bürger, die ja ein berechtigtes Interesse dar­
an haben, vor jeder Art Rechtsbrecher geschützt zu werden, ist 
diese Gleichsetzung durchaus zu begrüßen, 

Daß diese Vorschrift dennoch nicht mit dem derzeitigen 
Rechtssystem vereinbar, vielleicht sogar verfassungswidrig ist, 
liegt nicht an dem Verzicht auf Unterscheidung, sondern daran, 
daß die praktische Anwendung des Gesetzes darauf hinausläuft, 
alle oben genannten Verbrecher llnd Vergeher unabhängig von 
der inneren Herkunft ihrer Straftaten als dauerhaft kriminell zu 
brandmarken: denn nur »wenn Grund zu der A1mahme besteht, 
daß gegen« ehemalige Straftäter »künftig erneut Strafverfah­
ren zu führen sind«, dürfen ihnen »Körperzellen entnommen 
[ .. _ und dann] zur Feststellung des DNA-ldenrifizierungsmu­
sters molekulargenetisch untersucht werden»(§ 8lg I StPO), 

Über die mögliche Auswertung und Manipulation dieser in­
timsten Daten eines Menschen sei hier nicht spekuliert - es 
reicht der Hinweis auf die tägliche Praxis in bereits ausgebau­
ten Bereichen: »im Auftrag des Ausländeramtes [»hatte die Po­
lizei«] ein Kopftuch in die Fotos« abzuschiebender Asylbewer­
berinnen »hineinretuschiert, weil Iran nur Bilder akzeptiert. die 
Frauen mit Kopftüchern zeigen«2, 

Das deutsche Volk hat zwei Weltkriege ausgelöst und ge­
führt - wer geglaubt hatte, daß Deutschlands Führer daraus 
gelernt hänen und sich von weiterem Völkermord und von Völ­
kermördern fernhalten würden. ist enttäuscht worden: Von Ade­
nauer bis Kohl bauten deutsche Regierungen zielstrebig eine 
neue Vernichtungsmaschinerie auf. Zum Einsatz kam dieser Ap­
parat allerdings erst unter einem politischen Bündnis3• das sich 
bis Oktober 1998 als Kriegsgegner ausgegeben hane_ un lie-

fern wir den Türken Panzer und verkaufen den Griechen Waf­
fen_ Überall auf der Welt. wo im Auftrag politischer Machtha­
ber getötet wird, verdienen unsere Produzenten von Tötungs­
werkzeugen, sind unsere Soldaten im >> FriedenseinsatZ«4

- Wen 
wundert es, daß auch im Inland hochgerüstet wird? 

Dazu gehören nicht nur Forderungen nach Wiederinbetrieb­
nahme und dem Ausbau der Stasi-Überwachungstechnik. son­
dern auch der Abbau von Bildungseinrichtungen - wer nichts 
hat, worauf er Stolz sein kann, das wußte schon Schopenhauer, 
wird stolz auf die Nation, Und da es keinen Krieg ohne psy­
chologische Vorbereitung gibt- schüeßlich sollen ja, auch wenn 
das gern verschwiegen wird, lebende Menschen daran beteiligt 
bzw. darin vernichtet werden - wird auch in diesem Bereich 
hochgerüstet: Wer es genau wissen möchte, werfe mal einen 
Blick auf das sich je nach politischer Kriegslust wandelnde An­
gebot der Spielwarenhersteller , .. 

Aufschlußreich ist auch der Blick auf Menschen, die nicht 
die Kraft oder den Willen entwickelt haben, sich in einer Ge­
sellschaft, die zum Spielzeug politischer Machthaber wurde. 
beanstandungsfrei zu verhalten, Die Justizvollzugsanstalt (JVA) 
Tegel ist eine Institution, in der solche Menschen verwahrt wer­
den. Ein Bereich. in dem nicht nur verwahrt, sondern sogar 
behandelt werden soll. ist die SothA in der JVA-TegeL 

Daß die Leiterin dieser mit 160 Haftplätzen zweitgrößten 
Sozialtherapeutischen Einrichtung Deutschlands mit den Staats­
anwälten der Meinung ist, daß Grund zu der Annahme besteht, 
ihre Klienten werden nach deren Entlassung Anlaß geben. er­
neut Strafverfahren gegen sie zu fuhren, zeigt allerdings wie es 
um diese Behandlung bestellt ist. 

Anläßtich eines richterlichen Beschlusses, einem nicht we­
gen einer Sexualstraftat verurteilten Klienten zwangsweise Gene 
zu enmehmen, fragte der Iichtblick, ob. wenn in ihrem Hau­
se Therapie auch nur ansatzweise stattfinden würde. nicht doch 
eher eine straftatenfreie Zukunft ihrer Klienten prognostiziert 
werden müßte. antwortete sie (»da können sie mich ruhig zitie­
ren«), daß bei den meisten »nach zehn Jahren der Bruch« käme, 
»und dann wird's zur Serie«-

Ob die einzelnen Therapeuten ebenfalls der Ansicht sind, daß 
ihre Therapie bestenfalls aufschiebende Wirkung hat? Wie geht 
es den Häftlingen, die sich zum Teiljahrelang in der SothA um 
Ausgleich ihrer Straftaten ermöglichenden Persönlichkeitsde­
fizite bemüht haben, wenn sie so etwas hören? Es ist zu hoffen, 
daß sie im Iichtblick antworten werden. Vielleicht läßt sich 
der Wunsch politischer Staatsanwälte. die alte Aktenlage über 
den Therapieerfolg zu stellen, als Wunsch nach Heranzüchtung 
ewig stehlender, erpressender, raubender Menschen entlarven, 
Aber wer will das in einer Republik, deren Rüstungspolitiker 
Killer brauchen? 0 

' Über die Umerschiede s. der Iichtblick 1-2199, S. 30 • 33, 36- 39; eine in 
»Fakt(( 5/99. S. 21 begonnene Serie stelh Berufe und Berufsbilder vor 
Zfrank funer Rundschau, 03,12.99. S. 5 
lÜber die damit \erbundenen Hoffnungen: s_ der lichroftek 4-5 98. S, 57 
"Wie ein deutscher Krieger Frieden schaffi: S- der lich1:blick 5 99. $_ 33f 

der l ichtb l•ck 611 999 33 
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Gute Aussichten 

Was ist bei der Prognose von ehemaligen Straftätern zu be­
achten, wenn sie vorzeitig entlassen oder gelockert werden 
wollen? Das BVerfG entschied mal wieder goldr ichtig 

Unter dem Aktenzeichen 2 BvR 1538/99 »hat die 2. Kammer 
des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts [ ... ] am 24. 
Oktober 1999 einstimmig« etwas beschlossen, was so wichtig 
fur Häftlinge', Beamte und Entscheidungsträger innerhalb und 
außerhalb von Justizvollzugsanstalten ist, daß sich die Redak­
tionsgemeinschaft des Gefangenenmagazins der liehtblick 
entschieden hat, den Beschluß und dessen Begründung nahezu 
ungekürzt zu veröffentlichen. 

Für Menschen, die mit§ 8lg StPO, also mit der Entnahme 
von Körperzellen zu tun haben, könnte sich aus diesem Be­
schluß einiges hinsichtlich der Prognoseanforderungen ablei­
ten lassen - aufmerksames Lesen ist daher anzuraten. 

Aus den Gründen: »Die Verfassungsbeschwerde betrifft die 
Ablelmung einer Strafaussetzung zur Bewährung nach Verbü­
ßung von zwei Dritteln der Strafe gemäß § 57 F StGB. 

I 1. Der Beschwerdeführer wurde durch Urteil des Landgerichts 

Beschwerdeftihrer, dem durch das Tatgericht bei der Begehung 
des ihm zur Last gelegten Totschlags erhebliche kriminelle En­
ergie bescheinigt worden sei, nicht erkennbar; ferner sei sein 
Vollzugsverhalten nicht einwandfrei. Außerdem hätten drei län­
gerfristige Freiheitsstrafen -wenn auch nicht wegen einschlä­
giger Delikte - gegen ihn bereits vollständig vollstreckt wer­
den müssen. 

c) eine gegen diese Entscheidung gerichtete Verfassungsbe­
schwerde nahm die 2. Kammer des Zweiten Senats des Bun­
desverfassungsgerichts mit Beschluß vom 3. März 1999 - 2 
BvR 1768/98- nicht zur Entscheidung an. 

3.a) Die Strafvollstreckungskammer leimte mit Beschluß vom 
20. Mai 1999 [StVK 99/98) erneut die von dem Beschwerde­
ftihrer beantragte Strafaussetzung zur Bewährung ab und be­
zog sich zur Begründung auf die >nach wie vor zutreffenden 
Gründe< der Entscheidungen der Kammer und des Oberlan­
desgerichts im vorangegangenen Prüfungsverfahren. Auch nach 
den eigenen Angaben des Beschwerdeführers in der mündli­
chen Anhörung habe sieb seit der Entscheidung des Oberlan­
desgerichts nichts geändert. Eine irgendwie geartete Wahr­
scheinlichkeit, daß der Verurteilte keine neuen Straftaten mehr 
begehen werde, sei nicht ersichtlich. 

b) Die dagegen erhobene sofortige Beschwerde verwarf das 
Oberlandesgericht mit Beschluß vom 29. Juni 1999 [Ws 733/ 
99] als unbegründet. Bei einer solchen Vortat, wie sie der Be­

Nürnberg/Fürth vom 30. März 
1992 wegen Totschlags zu ei­
ner Freiheitsstrafe von zwölf 
Jahren verurteilt. Auslöser für 
die Tat des Beschwerdefüb-

Die Kammer lehnte die Strafaussetzung 
zur Bewährung ab, weil das 

Verhalten nicht beanstadungsfrei sei 

schwerdeführer begangen 
habe, könne eine Strafausset­
zung nur verantwortet werden, 
wenn es in erhöhtem Maße als 
wahrschein lich anzusehen 
wäre, daß es zu keiner Wieder­rers, dem der psychiatrische 

Sachverständige bei gewissen Schwierigkeiten im Umgang mit 
Gefühlen und im Zusammenhang mit der Akzeptanz von Re­
geln des sozialen Zusammenlebens volle Schuldfahigkeit be­
scheinigte, war der Umstand, daß sich seine damalige Lebens­
gefährtin von ihm ab- und einem anderen Mann, dem späteren 
Tatopfer, zugewandt hatte. Die Freiheitsstrafe verbüßt der Be­
schwerdeführer zur Zeit in der Justizvollzugsanstalt Straubing; 
zwei Dritttel der Strafe waren am 6. Mai 1998 verbüßt; das 
Strafende ist fur den 6. Mai 2002 vorgemerkt. 

2.a) Mit Beschluß vom 27. Juli 1998 lehnte die Strafvoll­
streckungskammer die Strafaussetzung zur Bewährung ab, weil 
das Vollzugsverbalten des Beschwerdeführers nicht beansta­
dungsfrei sei, Vollzugslockerungen nicht gewährt worden sei­
en und bis auf den Besuch eines elu-enamtlichen Betreuers kei­
ne sozialen Kontakte nach außen bestünden. Außerdem hätten 
drei längerfristige Freiheitsstrafen - zuletzt im Jahre 1987 -
gegen ihn bereits vollständig vollstreckt werden müssen. 

b) Die dagegen gerichtete sofortige Beschwerde des Be­
schwerdeführers verwarf das Oberlandesgericht mit Beschluß 
vom 28. August 1998 als unbegründet. Es könne nicht in er­
höhtem Maße als wahrscheinlich angesehen werden, daß es zu 
keiner Wiederholungstat komme. Ein Strafeindruck sei beim 

1 Bis zum 29.11.99 hatte das BVerfG, so teilte Reiner K. dem liehtblick mit, 
»bereits weit über I 00 Gefangenen kostenlos die Entscheidungskopie«, die ge­
wissennaßen eine »Bedienungsanleitung für richtiges Antragsverhalten nach 
§§ 109, 114 I! StVollzG« ist, zugesandt 
2 im folgenden wird das Wort "Absatz .. oder die übliche Abkünung ,,Abs:· 
weggelassen - stattdessen wird im Zusammenhang mit Pbaragraphen (§) oder 
Artikeln (Art.) eine römische Ziffer geschrieben; also start "Abs. I" nur I 
3 in Verbindung mit 

holungstat mehr komme. Dies sei aber nicht der Fall. Umstän­
de, die in einer Gesamtschau das Aussetzungsrisiko vertretbar 
erscheinen ließen, könne der· Senat nicht erkennen. Das von 
der Justizvollzugsanstalt bescheinigte beanstandungslose Ver­
balten des Beschwerdeführers im Vollzug sei ebenso wie der 
Umstand, daß er seiner Arbeitspflicht nachkomme, für diese 
Prognose weitgehend ohne Bedeutung. Dem Beschwerdefüh­
rer seien bislang keine Vollzugslockerungen gewährt worden, 
so daß auch nicht erkennbar sei, ob sich die Wahrscheinlichkeit 
zukünftigen straffreien Verhaltens verbessert habe. 

Auch die weitere strafrechtliche Vergangenheit des Vemr­
teilten, der sich durch frühere Strafvollstreckungen nicht zu 
einem straffreien Leben habe anhalten lassen, spreche gegen 
die Verantwortbarkeit einer Aussetzung. Auch sei der Senat der 
Überzeugung, daß sich Konfliktsituationen, wie sie der von dem 
Beschwerdeführer begangenen Tat zugrundegelegen hätten, je­
derzeit in Freiheit wiederholen könnten. 

II. Mit seiner Verfassungsbeschwerde rügt der Beschwerdefüh­
rer insbesondere die Verletzung seines Freiheitsgmndrechts aus 
Art. 2 li i.V.m.3 Art. 104 I GG und einen Verstoß gegen Art. 3 
III GG. Die Vollstreckungsgerichte hätten ihre Entscheidungen 
auf einer falschen Tatsachengmndlage getroffen und seien nur 
auf diese Weise unter Außerachtlassung von in der Forschung 
vorhandenen Standarderkenntnissen über Rückfalldelinquenz 
bei Tötungs- und aggressiven Gewaltdelikten zu einer auf Ei­
gentumsdelikte als Vortaten gestützten latenten Dauerrückfall­
gefährdung gekommen. So habe er in der mündlichen Anhö­
rung nicht- wie die Strafvollstreckungskammer ausgeführt habe 
- kundgetan, daß sich seit der letzten Entscheidung des Ober-

34 der l i eheb li ck 6/ 1999 



• Recht . 

Iandesgerichts nichts geändert habe. Wenn eine solche Bemer­
kung gefallen sei, habe sich dies allein auf die Nichtgewährung 
vor~ Vollzugslockerungen bezogen. Auch seien nicht alle Frei­
heitsstrafen gegen ihn vollständig vollstreckt worden. ein zur 
Bewährung ausgesetzter Strafrest aus dem Urteil des Kreisge­
richts Wurzen vom 27. Dezember 1979 sei ihm erlassen wor­
den. Nach den tatrichterlichen Feststellungen und entgegen der 
Ansicht des Oberlandesgerichts sei der Totschlag in einer Aus­

ben, die der Bedeutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. 
BVerfGE a.a.O.). 

2. Um eine diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen 
unterliegende Entscheidung im strafprozessualen Vollstrek­
kungsverfahren handelt es sieb, wenn darüber zu befinden ist. 
ob die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe zur Bewährung aus­
gesetzt wird. 

a) Gemäß§ 57 1 I StGB setzt das Gericht die Vollstreckung 
nahmesiruation begangen wor­
den; es habe sich nicht um eine 
jederzeit wiederholbare Tat­
handlung gehandelt. Ferner 
hätten die Vollstreckungsge­
richte nicht berücksichtigt. daß 

Für die Strafgerichte ergeben sich 
Mindestenordernisse für eine 

des Restes einer zeitigen Frei­
heitsstrafe zur Bewährung aus. 
wem1 zwei Drittel der verhäng­
ten Strafe verbüßt sind, der 
Verurteilte einwilligt und dies 
unter Berücksichtigung des Si­

zuverlässige Wahrheitserforschung 

sämtliche auf Wiedereingliederung und Resozialisienmg ab­
zielenden Maßnahmen durch die Justizvollzugsanstalt verhin­
dert worden seien. Es sei deshalb nicht gerech~fertigt, die Ni0ht~ 
gewährungvon Vollzugslockerungen nachteilig zu werten und 
zugleich nur auf seine >Vergangenheit vor dem Urteil< abzu­
stellen. Im übrigen widerspreche die Versagung der Strafaus­
setzung zur Bewährung einer nachprozessualen Prozeßabspra­
che, aus der heraus er die Einhaltung eingegangener Verpflich­
tungen einfordern könne. 

ill. Das Bayerische Staatsministerium der Justiz hatte Gele­
genheit zur Stellungnahme. Es hält die Verfassungsbeschwer­
de für unbegründet, da die negative Sozialprognose mit nach­
vollziehbaren Erwägungen belegt und die Auslegung und An­
wendung des§ 57 I StGB verfassungsrechtlich nicht zu bean­
standen sei. 

IV. Die Verfassungsbeschwerde wird zur Entscheidung ange­
nommen, weil dies zur Durchsetzung von Grundrechten des 
Beschwerdeführers angezeigt ist(§ 93a II lit. 4 b BVerfGG). Die 
Voraussetzungen für eine stattgebende Kammerentscheidung 
liegen vor(§ 93c BVerfGG), die für die Entscheidung maßgeb­
lichen verfassungsrechtlichen Fragen hat das Bundesverfas­
sungsgericht bereits entschieden. Die Verfassungsbeschwerde 
ist auch offensichtlieb begründet. Die angegriffenen Beschlüs­
se verletzen den Beschwerde-

cherheitsinteresses der Allgemeinheit veranrwortet werden kann. 
Nach §57 I 2 StGB sind bei der danach anstehenden Prüfung, 
ob der Verurteilte außerhalb des Strafvollzugs keine Straftaten 
mehr begehen wird, namentlich seine Persönlichkeit, sein Vor­
leben, die Umstände seiner Tat. das Gewicht des bei einem 
Rückfall bedrohten Rechtsgurs. sein Verhalten im Vollzug. sei­
ne Lebensverhältnisse und die Wirkungen zu berücksichtigen. 
die von der Aussetzung für ihn zu erwarten sind. Damit ist den 
Strafvollstreckungsrichtern eine prognostische Gesamtwürdi­
gung abverlangt. 

b) Bei der nach§ 57 I StBG zu treffenden Entscheidung han­
delt es sich zunächt um die Auslegung und Anwendung von 
Gesetzesrecht, die Sache der Strafgerichte ist. Sie wird vom 
Bundesverfassungsgericht nur daraufhin nachgeprüft, ob das 
Strafvollstreckungsgericht in objektiv unvertretbarer Weise vor­
gegangen ist oder die verfassungsrechtliche Bedeutung und 
Tragweite eines Grundrechts- hier insbesondere des durch Art. 
2 II 2, Art. I 04 II GG verbürgten Freiheitsrechts - verkannt hat 
(vgl. BVerfGE 18,85 <92 f., 96>: 72, 105 < 113 ff.>). 

Die aus dem Freiheitsrecht abzuleitenden Anforderungen an 
die richterliche Aufklärungspflicht richten sich insbesondere 
an die Prognoseentscheidung. Für ihre tatsächlichen Grundla­
gen gilt von Verfassungs wegen das Gebot bestmöglicher Sach­
aufklärung (vgl. BVerfGE 70, 297 <309>). Es verlangt, daß 
der Richter die Grundlagen seiner Prognose selbständig bewer­

führer in seinem Grundrecht 
aus Art. 2 11 S. 2 i.V.m. An. 
104 II GG. 

Richter müßen sich ein möglichst 
umfassendes Bild über die 

tet. verbietet mithin, daß er die 
Bewertung einer anderen Stel­
le überläßt. Darüber hinaus 
fordert es vom Richter, daß er 
sich ein möglichst umfassen-I. Die Freiheit der Person 

(Art. 2 II 2 GG, Art. 104 I und 
zu beurteilende Person verschaffen 

11 GG) darf nur aus besonders gewichtigen Gründen und unter 
strengen formellen Gewährleistungen eingeschränkt werden 
(vgl. BVerfGE 70, 297 <307>). 

Daraus ergeben sich für die Strafgerichte Mindesterforder­
nisse für eine zuverlässige Wahrheitserforschung, die nicht nur 
im strafprozessualen Hauptverfahren, sondern auch bei den im 
Vollstreckungsverfahren zu treffenden Entscheidungen zu be­
achten sind. Sie setzen unter anderem Maßstäbe für die Auf­
klärung des Sachverhalts und damit flir eine hinreichende tat­
sächliche Grundlage richterlieber EntScheidungen. Denn es ist 
unverzichtbare Voraussetzung rechtsstaalichen Verfahrens, daß 
Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit be­
treffen, auf zureichender richterlicher Sachautklärung beruhen 
und eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage ha-

• lit. ist die Abkürzung fiir Litera (Buchstabe) 

des Bild über "die zu beurtei-
Iende Person verschafft (vgl. BVerfGE a.a.O. S. 31 Of.: ferner 
Beschluß der 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesver­
fassungsgerichts vom 18. Juli 1997 - 2 BvR 5 I 7/97 - , in JU­
RIS veröffentlicht). 

3. Diesem Maßstab genügen die angegriffenen Beschlüsse 
nicht. 

Beide Vollstreckungsgerichte vernachlässigen die Auseinan­
dersetzung mit der Frage, ob von dem Beschwerdeführer zum 
jetzigen Zeitpunkt noch die Begehung rechtswidriger Taten 
droht, in einer Weise, die dem Freiheitsgrundrecht des Be­
schwerdeführers nicht die hinreichende Beachtung schenkt. 

a) Das Landgericht stützt die Annahme seiner negativen So­
zialprognose allein auf die nach wie vor zutreffenden Gründe 
zweier vorangegangener Entscheidungen, mit denen dem Be­
schwerdeführer fast acht bzw. neun Monate vorher Strafaus­
setzung zur Bewährung versagt worden war. Dabei übersieht 
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es d~n Umstand. daß sich gegenüber der Entscheidung aus dem 
Jahre 1998 Änderungen ergeben haben, die bei der Entschei­
dung hätten berücksichtigt werden müssen. Wenn die Strafvoll­
streckungskammer nicht darauf eingeht, daß dem Beschwer­
deführer jetzt beanstandungsfreies Verhalten im Vollzug be­
scheinigt worden ist, hat sie entweder den dadurch begründe­
ten Widerspruch zur gegenteiligen Feststellung in der früheren 
Entscheidung übersehen oder - wie auch das Oberlandesge­
richt - dem Umstand für die Entscheidung keine Bedeutung 
beigemessen. In jedem Fall aber hat sie damit Gesichtspunkte 
außer Betracht gelassen. die gemäß § 57 I 2 StGB als > Verhal­
ten im Vollzug< bei der prognostischen Gesamtwürdigung nicht 
außer Betracht gelassen werden durften. 

b) Das Oberlandesgericht hat seine Feststellung, es sei nicht 
in erhöhtem Maß als wahrscheinlich anzusehen, daß es zu kei­
ner Wiederholungstat des Beschwerdeführers mehr komme, 
ebenfalls nicht ausreichend mit Tatsachen und nachvollziehba­
ren Erwägungen belegt. 

Es ist zwar verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, daß 
das Gericht mit Blick auf die im einzelnen dargelegten Um­
stände der von dem Beschwerdeführer begangenen Tat grund­
sätzlich davon ausgeht, daß seine Entlassung nur in Betracht 
kommt, wenn eine erhöhte Wahrscheinlichkeit für künftige 
Straffreiheit besteht. 

Bereits vor der Änderung des § 57 I StGB durch das Gesetz 

gemäß § 2 StVollzG und damit wichtige Informationen für die 
Kriminalprognose vermitteln. 

Mit diesen Grundsätzen ist es nicht in Einklang zu bringen, 
daß für das OberlandesgericiH das von der Justizvollzugsan­
stalt bescheinigte beanstandungslose Verhalten des Beschwer­
deführers im Vollzug ebenso wie die Erfüllung der Arbeitspflicht 
weitgehend ohne Bedeutung sind. Es zeigt deutlich auf, daß 
das Gericht sich bei seiner Beurtei lung einseitig von den die 
Gefährlichkeit des Beschwerdeführers in der Vergangenheit prä­
genden Umständen hat leiten lassen und deshalb nicht zu einer 
auf einer umfassenden Tatsachengrundlage beruhenden realen 
Einschätzung der von dem Beschwerdeführer heute ausgehen­
den Gefahren gelangt ist. 

Solche Schlußfolgerungen setzen regelmäßig differenzierte 
Erkenntnisse über die Persönlichkeitsstruktur des Betroffenen 
und deren Enl\vicklung im Vollzug voraus, die darüber hinaus 
meist nur mit Hilfe e~es Sachverständigen zu gewinnen sein 
werden. Fehlen wie in dem den Beschwerdeführer verurteilen­
den Erkenntnis des Landgerichts eingehende Ausführungen zu 
den die Tat auslösenden psychischen Faktoren und ihrer dauer­
haften Verankerung in der Persönlichkeit des Täters und ver­
fügt das Gericht - wie auch das Oberlandesgericht- auch sonst 
über solche Informationen nicht, fehlt einer darauf gestützten 
Sozialprognose insoweit die Überzeugungskraft Dies gilt im 
konkreten Fall um so mehr, als der in der Hauptverhandlung 

zur Bekämpfung von Sexual­
delikten und anderen schweren 
Straftaten vom 26. Januar 
1998 (BGBI I S. 160) bestand 
in Rechtsprechung und Litera­
tur Einigkeit, daß bei Tätern, 

Bei langem Vollzug kann den Tatum­
ständen nur 'noch eine eingeschränkte 

Aussagekraft entnommen werden 

gehörte psychiatrische Sach­
verständige dem seelisch ge­
sunden Beschwerdeführer un­
eingeschränkte Schuld fah ig­
keit bescheinigt und auch an­
sonsten - abgesehen von ge­

die besonders gefahrliehe Taten begangen haben, der Versuch, 
sie probeweise zu entlassen. weniger leicht zu verantworten 
sei als bei anderen Verurteilten. [ ... ] 

Insoweit ist auch die Ansicht der Strafvollstreckungsgerich­
te, es handele sich bei der gesetzlichen Änderung lediglich um 
eine Klarstellung, daß es von dem Gewicht des bei einem Rück­
fa ll bedrohten Rechtsguts und dem Sicherungsbedürfnis der All­
gemeinheit abhänge, welches Maß an Erfolgswahrscheinlich­
keit für eine Aussetzung des Strafrestes zu fordern sei, verfas­
sungsrechtlich unbedenklich. 

Verfassungsrechtlich zu beanstanden jedoch sind die Erwä­
gungen, mit denen das Oberlandesgericht im konkreten Fall 
eine belegbare Chance dafür. daß sich der Beschwerdeführer 
in Freiheit bewähren werde, verneint. Es beschränkt sich bei 
seiner Würdigung im wesentlichen aufeine starke Gewichtung 
der die Tat des Beschwerdeführers begleitenden Umstände und 
seiner strafrechtlichen Vorvergangenheit, ohne konkret auf die 
entscheidende Frage einzugehen, ob und wenn ja welche Ge­
fahren von dem Beschwerdeführer heute noch - mehr als neun 
Jahre nach dem Beginn der Freiheitsentziehung - ausgeben. 
Zwar gibt es- auch von Verfassungs wegen- keine festen Re­
geln darüber, welchen der in § 57 I 2 StGB genannten Umstän­
de Vorrang vor anderen einzuräumen wären. 

Doch läßt sich festhalten, daß bei einem lang dauernden Voll­
zug von Strafe den Umständen der Tat nur noch eine r 'n!!e­
schränkte Aussagekraft zukommen kann; mit zunehmender 
Dauer der Freiheitsentz iehung gewinnen dagegen die Umstän­
de für die Prognose an Bedeutung, die - wie das Verhalten im 
Vollzug oder die augenblicklichen Lebensverhältnisse des Ver­
urteilten - Erkenntnisse über das Erreichen des Vollzugsziels 

wissen Schwierigkeiten im Umgang mit Gefühlen und im 
Zusammenhang mit Regeln des sozialen ~usammenlebens -
keine Besonderheiten festgestellt hat. 

Auch soweit das Oberlandesgericht zur weiteren Begründung 
das bloße Fehlen von Vollzugslockerungen anführt, ist dies nicht 
unbedenklich. Zwar wird - wie das Oberlandesgericht zu Recht 
ausführt - die Basis der prognostischen Beurteilung schmaler, 
wenn dem Gefangenen keine Vollzugslockerungen gewährt wer­
den. Doch darf sich ein Vollstreckungsgericht nicht mit dem 
Hinweis auf die dadurch begrenzte Tatsachengrundlage begnü­
gen; es hat vielmehr im Sinne der von Verfassungs wegen ge­
botenen umfänglichen Sachaufklärung auch danach zu fragen, 
aus welchen Gründen Vollzugslockerungen bisher versagt wor­
den sind (vgl. Beschluß der 2. Kammer des Zweiten Senats des 
Bundesverfassungsgerichts vom 22. März 1998, NJW 1998, S. 
2202). Nur wenn sich herausstellt, daß die Versagung auf einer 
tragfähigen Begründung beruht, darf auch die Nichtgewährung 
von Lockerungen in vollem Umfang zum Nachteil des Be­
schwerdeführers verwertet werden. Fehlen dagegen trotz Hin­
weisen auf die Ver<;agung von Lockerungen Ausführungen zu 
den tragenden Greden, ist dies ein Anhaltspunkt für eine nicht 
auf zureichender ri .:bterlicber Sachaufklärung beruhende Ent­
scheidung. 

c) Die angegriffenen Entscheidungen sind aufzuheben, die 
Sache ist an die Strafvollstreckungskammer zurückzuverwei­
sen. 

4. Die Entscheidung über die Auslagenerstattung beruh t auf 
:, . II BVerfGG. · 

Die~ - tsc>eidung ist [Gott sei Dank] unanfechtbar.« -
Hoffentlich ·-d .~ie so auch zur Kenntnis genommen. 
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Berlins schwuler Infoladen 

Motzstraße 5: 10777 Berlin 

m 
)> 
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Wir sind für Sie da 
bei: Alltagsbewältigung in der Haft 

Partner- und Familienstress, Schulden 
Rechtlichen Unklarheiten 
Wohnraumerhalt u. -suche 

Urlaub und keine Bleibe? Ehrenamtliche Mitarbeiter betreuen 
schwule Männer in Berliner Knästen: 
-Regelmäßige Besuche 
-Information zu HIV und AIDS 
-Unterstützung bei psychosozialen 
Problemen und Behördenkontakten 
-Begleitung bei den Vorbereitungen 
zur Haftentlassung und auch danach. 

Wir bieten Euch persönliche Beratung 
bei Drogenproblemen an. Meldet Euch 
telefonisch. brie flich oder werft Eure 
Vormelder in die Caritas-Briefkästen in 
den Häusern I. li und lii in der NA Te­
gel. 

CARITAS - Suchtberatung 
Große Hamburger Str. 18 

10115 Berlin 
Tel. (030) 280 5112 
oder (030) 282 6574 

Die Deutsche AIDS-Hilfe und die ihr ange­
schlossenen regionalen AIDS-Hilfen sind soli­
darisch mit betroffenen inhaftierten Men­
schen. Sie unterstützt und informiert Gefan­
gene und Mitarbeiter der Justiz über sinnvol­
le Maßnahmen zur AIDS-Prophylaxe. Die 
AIDS-Hilfen sind Orte der Selbsthilfe und Ser­
viceorganisationen von und für Menschen mit 
HIV und AIDS. Die Betreuung erfolgt über die 

DEUTSCHE AIDS-Hilfe e.V. 
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Unsere Urlauberwohnung steht für Sie bereit. 

Insolvenz- und Schuldenberatung 
Da ist noch eine Geldstrafe? 

Unser Projekt ARBEIT STATT STRAFE bietet Auswege. 

Auf den anstehenden Freigang vorbereiten? 

Sie wissen nicht wohin nach der Entlassung? 
Unser BETREUTES ÜBERGA:-IGSWOHNE 
stellt Einzelzimmer und Wohnungen zur Verfügung. 
Arbeitsplätze nach der Haftentlassung? 
Unser Betrieb SOZIALE BAU- UND WOHNHILFE 
bietet Ihnen Trainingsjobs im Baunebengewerbe. 

Zentrale Beratungsstelle der freien Straträlligenhilfe 

Bum.ballee 4:! 107 15 Berhn 

ZB 
Teldon: 10 30) 8 M 7 1 30 und8 610541 
Telt:ht\. <0 30> 89 47 13 49 
Carita~\erband für Berline. V. 
Dt;tl.oni,ches Werh. Berlin - Brandenburg e. V. 
Straffälligen- und Bewährung~hilfe Berlin e. V 

Danke, Herr Bundeskanzler! 

Dieffenbachstr. 33, 10967 Ber lin ; 
(0 30) 69 00 87-0 

Wir bieten detailliertere Antworten auf dringende Umweltfragen. 

Alkohol ist ein hervorragendes Lösungsminel. Er löst 
Familien. Ehen. Freundschaften, Arbeitsverhältnisse, 

Bankkonten. Leber und Gehirnzellen auf. 

Er löst nur keine Probleme!! 

Adre>se: 

Freie Hilfe Berlin e.V. 
Brunnenstraße 28 

10ll9 Berlin-Mitte 

Fax: 4 48 47 08 

FREIE HILFE BERLIN e.V. 
-Projekte der St ratratligenhilfe 

I I I I I 
Betreutes Externe Beratungs- Jugend- Werkstatt-
\\ohn- :'olitarbeiter stelle ftir projekt galerie 
projekt im Straf- Straffallige Laden 

vollzug 

Kon1.3.k1.adrt-... ~: Urunntru-tr.lS 6runntl'btr. 28 R)kt\lr.$2 
Brunmn..;tr. 2~ 10119Btrtin 10119 Rtrli.b 10405 &rlin 

llrunntn"\lr.lA 
IOH9 Dtrlln 

10119 Btrlln Td.: ~ J8 s.a n Tt<l.: 4 49 61 42 Tel.: 4 Jl 84 ~ 
l"f'l.: 449 ()~ .;2 Tel.: ~ OS 03 81 

d e r lo eh t;b l ic k 1·211999 

Öffnungszeiten 
Di. u. Mi. 9.00- 16.00 Uhr 
Do. 9.00 - 18.00 Uhr 
Fr. 9.00 - 12.00 Uhr 

I I 
Freizei tein· Alkoholfreie 
richtung Cafestube 
Club 157 

D;.ntlsttr:\tr. l5, UanJit::t r'ott.l!>? 
J(tr.W)" Bulin 10-IO" ~trlm 
l t l.: .. !$ 01 !4 Ttl.: 4 :~" 01 :.; 



Anzeigen 

STif~u~VERsAl 
Helmut Ziegn~ 

möchten sich auf diesem Wege bei Ih­
nen vorstellen. Aus Privathaushalten, 
aufgelösten Bibliotheken, Nachlässen 
und aus anderen Quellen sammeln die 
Mitarbeiterinnen Bücher aJler Genres. 
Derzeit stehen in der Buchkiste ca. 7000 
Bücher zur Nutzung bereit. 

~ 
~ 
~ 
~ 
~ 
~ 
~ 
~ 

13403 Be•l•n 
Tel J ·2 .:o 94 

135i8 Ber ", 
.,.e 3 36 85 5o Diese Bücher werden kostenlos an so­

zial schwache Bürger und an soziale 
Projekte abgegeben. 

Wor untcrstu!Zen S•c u.a bCI 

· Arbe•tssuche (SI•flungse•gene ProJekte) 
• Schuldenregulierung 

38 

· Behördenkontakten 
· pnvatcn Problemen 

L n-;ere Anschrift Wenn S1e Interesse haben. rufen S1e uns an oder schre1ben S1e uns. 

\RBLI GmbH. Projekt »Buchki:-te« 
Streustraße I::?::? 

Be• Bedarf fuhren w~r Aufnahmegespräche 1n den Haflansta'ten durch. 
Al~ lnsdsse der JVA·MOdblt erre1chen S1e uns per Vormelder 1m Gruppen· 
und Beratungszentrum Her unterhalten \'111 ein standiges 
Beratungsangcool !ur Sie und Ihre Angehorogen zu allgemeinen Fragen 
der Entlassungsvoroerc•tung 

110'\6 Berlin-\\'eiß.:n-.ee 
Td.9209-U 45 
\ t o.-Do. YOn 

und 
09:0·bis 12' 
13'" bis 16'" 

Filmriss oder ASH 

Die »Alkoholjker- und Strafgefangenen-Hilfe e. V.« (ASH) 
bietet seit 1983 Hilfe für Suchtkranke-insbesondere für 
(entlassene) Häftlinge. 

Außerhalb von Strafanstalten ist die Erasmusstr. 17 
(10 553 Berlin) Anlauf- und Beratungsstelle. In den Voll­
zugsanstalten können die Beraterinnen (JV A-Tegel: Frau 
Heckmann, Frau l<asulke) per Vormelder angesprochen 
werden. Tel.: 030/3452797 

Buchfernleihe 
für 

Gefangene!! 
Die BuchfernJeibe ftir Gefangene ist eine Bibliothek. die kosteillos Bücher an 
Gefangene und an Patienten von Landeskrankenhäusern im gesamten Bun­
desgebiet verleiht. 
Der Bezug ist grundsätzlich kostenlos, aber wir haben nur wenig Geld zur 
Verfügung und bitten Dich, Dich an den Kosten zu beteiligen, wenn Du in 
der Lage dazu bist. (Spenden am besten in Form von Briefmarken) 
Wir verschicken die Bücher als Büchersendung, d.h. bis zu einem Kilo 2,50 
Di\1, oder als Päckchen bis zu zwei Kilo 6,90 DM. Dies \\ären flir Dich auch 
die Kosten für die Rücksendung der Bücher. 
Die Ausleihfrist für die Bücher beträgt im allgemeinen 8 Wochen. 

Buchfernleihe Dortmund 
Schweizer Allee 25, 4-U87 Dor tmund 
Tel.: 0231/4.48111 

d e r ichcbllck 6.1999 

Universal- Stiftung 

Pettenkoffer Str. SO 
10247 Berlin 

Tel.:291 06 61 



Adressen 

Knackis Adreßbuch 
Abgeordnetenhaus von Berlin, Niederkirchner Str., 
I 0111 Berlin. Tel. 2325-0 
Amnescy International, Heerstr. 178. 53 I II Bonn 
Amtsanwaltschaft Berlin. Kirchstr. 6. I 0557 Berlin 
Arbeitskreis kritischer Strafvollzug (AkS) e. V., Prof. Dr. H. Koch. 
Postfach 1268, 48002 Münster 
Ärztekammer Berlin, Beauftragte für Menschenrechte 
Flottenstr. 28-42, 13407 Berlin, Tel. 40806-0 
Ausländerbehörde, Friedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin 
Ausländerbeauftragte des Senats. Potsdamer Str. 65, 
10785 Berlin. Tel. 26542351 
Berliner Datenschutzbeauftragter, Pallasstr. 25126, 
I 0781 Berlin. Tel. 78768831 
Bundesgerichtshof, Postfach 27 20, 76014 Karlsruhe 
Bundesministerium der Justiz, 53170 Sonn 
Bundesverfassungsgericht, Postfach 17 71. 76006 Karlsruhe 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) 
Ruhrstr. 2. 10709 Berlin 
Bundeszentralregister. Neueoberger Str. 15. 10969 Berlin 
Deutscher Bundestag-Petitionsausschuß. Bundeshaus, 
53113 Bonn 
European Cornmission of Human Rights 
(Europäische Menschenrechtskommission EMK) 
Concil of Europe. F- 67075 Strasbourg Cedex 
Freie Hilfe Berline. V.. Brunnenstr. 28. 10119 Berlin,Tel.4496742 
Humanistische Union Berlin. Haus der Demokratie, 
Friedrichstraße 165. 10117 Berlin. Tel.0301204502-56 
Kammergericht. Elßholzstr. 30-33. 10781 Berlin, Tel.32092-I 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V. 
Aquinostraße 7-11. 50670 Köln; Tel.0221/97269-20 u. -30 
Landgericht Berlin, StVollstrKarnmer, Turmstr. 91, 10548 Berlin 
Landeseinwohneramt - Pass- und Personalausweisstelle 
Friedrichstraße 219. I 0958 Ber1in 

' LKA. Tempelhafer Damm 12. 12101 Berlin. Tel.699-5 
Landesversicherungsanstalt (LVA), Auskunfts- u.Beratungsstelle 
Wallstr.9- 13. 10179 Berlin Tel.030!202085 
Nothilfe Birgitta Wolf e.V.. Rarnsach 7, 
82418 Mumau, Tel.08841/5209 
Polizeipräsident von Berlin, Platz der Luftbrücke 6. 1210 I Berlin 
SCHUFA, Mariendorfer Damm 1-3, 12099 Berlin 
Senatsverwaltung für Justiz. Salzburger Str. 21 - 25, I 0825 Berlin 
Soziale Dienste der Justiz - Gerichtshilfe und Bewährungshilfe­
Bundesallee 199. 10717 Berlin, Te1.90140 
Staatsanwaltschaft I bei dem LG Berlin, 
I 0548 Berlin. Tel.3979-l 
Strafvollzugsarchiv an der Universität Bremen, FB 6, 
Postfach 330 440, 28334 Bremen 
Synanon. Semburger Str. 10, 10963 Berlin 
Täter- Opfer- Ausgleich ,.Dialog·'. Schönstedtstr. 5, 
13357 Berlin. Te1.90156322 
Verfassungsgerichtshof Berlin. Elßholzstr. 30-33, 
10781 Berlin. Tel. 2178-0 
Verwaltungsgericht Berlin. Kirchstr. 7, 10557 Berlin 
Zentrale Beratungsstelle der Freien Straffalligenhilfe, 
Bundesallee 42, 10715 Berlin, Tel. 8647130 
Anwaltsnotdiensl. Tel. 0172/3255553 
Berliner Rechtsanwaltskammer, Tel. 30693100 
Senatsverwaltung für Justiz, Tel. 9013-0 
-Abteilung V (Justitzvollzug), Tel. 90133349 
Strafvollstreckungskammer LG Berlin. Tel. 3979-1 
Petitionsausschuß Abgeordnetenhaus. Tel. 2325 1470177 
Weißer Ring e. V .. Tel. 8337060 

Anti-Diskriminierungsbüro, 
Berliner Anwaltsverein e.V. 

Tel. 
Tel. 

Büro gegen ethn. Dikriminierungen, Tel. 

2042511 
2513334 
2168884 

Gefangeneninitiative Dortmund, Tel. 0231/4121 14 
Landesdrogenbeauftragte von Berlin, Tel. 
Srafvollzugsarchiv Universität Bremen. Tel. 

030/9026-7 
0421/2184035 
0800/1110111 
0800/111 0222 
0301773003-0 

Telefonseelsorge (weltlich). Tel. 
Telefonseelsorge (kirchlich), Tel. 
Universal Stiftung Helmut Ziegner Tel. 

Berliner Justizsenat ® 
Senator für Justiz 
Staatssekretär 
Referatsleiter Justizvollzug 
Referatsleiter Gnadenwesen I 
Soziale Dienste 
Referatsleiter Strafrecht 

Dr. Ehrhart Körting 
Detlef Borrmann 
Christoph Flügge 

Kurt Bung 
Lut.z Diwell 

Berliner Vollzugsbeirat © 
Beiratsvorsitzende 
Stellvertreter 
Stellvertreter 
Vors. Anstaltsbeirat (AB) Düppel 
Vors. AB JVA- Moabit 
Vors. AB JVA- ftir Frauen 
Vors. AB JVA- Hakenfelde 
Vors. AB JVA- Plötzensee 
Vors. AB Jugend-Arrestanstalt 
Vors. AB Jugend-Strafanstalt 
Dozent Humbolt Uni 

Vors.Berlin Heiligensee 

Dr. Olaf Heische! 
Friederike Kyrieleis 
Dr. Lothar Grunau 
Paul-Gerhard Fränkle 
Hanmut Kieburg 
Charlone Görlieb 
Fricdrike Kyrieleis 
Ronald Schirocki 
Wolfgang Thamm 
Dietlind Weider 
Dr. Olaf Homann 

Anene Nießing 

Tegeler Anstaltsbeiräte © 
Teilanstalt I 
Teilanstalt I EIEWA 
Vorschaltstation TA I 
Teilanstalt II 

Substitutenstation TA II 
Teilanstalt 111 

SothA/ TA IV 
Tei lanstal t V 

Teilanstalt VI 

Pädagogische AbteilgJSchule 
Psychiatr.-Neurolog. Abteilg. 
Ansprechpanner flir Gefangene: 
- aus arabischen Ländern 
- aus der Türkei 
-aus Polen 
- f. d. kathoL Pfarramt 
- f. d. evang. Pfarramt 

Mehmet Tat 
Kar! Mollenhauer 
Karl Mollenhauer 
Georg Klein u. 
Jürgen Albrecht 
Karl Mollenhauer 
Helmut Keller u. 
Paul Warmuth 
Axel Voss 
Cam1en Weisse u. 
Michael Braukmann 
Dietrich Schildknecht u. 
Pawel Winter 

Axel Voss 
Paul Warmuth 

Maher Tantawy 
Mehmet Tat 
Pawel Winter 
Georg Klein 
Michael Braukmann 

Vorsitz: Paul Warmuth, Stellver t retung: Carmen Weisse 

»Die Mitglieder des Beirates können namentlich Wünsche, Anregungen und 
Beanstandu ngen entgegennehmen.<<(§ 164 I I StVollzG) »Die Mitglieder des 
Beirates können die Gefangenen und Untergebrachten in ihren Räumen aufsu­
chen. Aussprache und Schriftwechsel werden nicht überwacht.<<(§ 164 II St­
VollzG) 
Post an den Anstal tsbeirat ist an das Schlüsselfach 906 Tor I zu r ichten. 
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Vielleicht habe ich (25/ 
182), dunkelblond, 
sportlich, kinderl ieb, 
nicht ortsgebunden, 
deutsch, das Glück, 
eine Frau (25 - 35 J.), 
gern auch mit Kind, 
kennenzulemen. Mehr 
ist nach meiner TE 
(10.0 1) mögl ich . Zu­
schriften bitte mit Foto. 

Chiffre 8823 

Gittertausch: Wer hat 
Lust. in Geldem einen 
Lehrgang oder eine 
Lehre zu machen und 
mit mir die Gitter zu 
tauschen? Aus familiä­
ren Gründen möchte 
ich unbedingt nach 
Berlin (JVA-Tegel). 
Weiter lnfom1ationen 
gebe ich auf Anfrage. 
Also: melden. 

Chiffre 8824 

Ich. Mattbias (231187/ 
70), blond (demnächst 
Schwarz geHirbt) wür­
de mich freuen, wenn 
mir Mädels mit Ver­
stand schreiben. Foto 
und Briefmarke sind 
erwünscht. aber nicht 
notwendig. Hobbys: 
Fahrradfahren, Essen, 
In! ineskating, Schrei­
ben etc. Chiffre 8825 

Er (29 190/86) möch­
te Briefe schreiben, in 
denen Ehrlichkeit. Ver­
trauen, Charakter, Zu­
verlässigkeit zu finden 
sind. Ich suche Mädels 
und oder Gleichden­
kende für mehr als nur 
Schreiben. Eintagsflie­
gen können sich das 
Papier sparen. Ich bin 
in Haft! Chiffre 8826 

Junger Boy, Skin, 27/ 
186 65, a/p. in Jeans. 
Boots. Turnschuhen. 
Rangers und Skin­
Sportoutfit, sucht Kon­
takt zu geilen Typen. 
Auch Briefkontakt ist 
erwünscht. Ich bin 
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selbst gerade raus- war 
38 Monate drinnen. 

Chiffre 8830 

Peter ( 44), seit 12 Jah­
ren (LLer) in Haft. 
sucht auf diesem Weg 
eine nette Briefpartne­
rin, die an einem. offe­
nen und ehrl ichen 
Briefkontakt interes­
siert ist. Chiffre 8828 

Welche nene Sie. Alter 
zwischen 20 - 45J .. 
startet mit mir (39 J .. 
18 \cm, 95 kg), sport­
lich, braune Augen, neu 
durch? Ehrlichkeit 
steht bei mir an erster 

Fundgrube 

zum Frühstück nach 
New York. um das 
Himbeereis zu genie­
ßen; und Briefe, die mir 
den Knast angenehmer 
machen. Ich bin 39, · 
komme I 200 I raus und 
freue mich auf Post! 

Chiffre 8832 

Tja, da ist es wohl an 
mir, hier etwas für die 
Frauenquote zu tun. 
Also: wer Lust hat, ei­
ner vorurteilsfreien und 
offenen Outsiderio zu 
schreiben - ich strecke 
Euch hiermit die Hand 
zum Briefwechsel 
entgegen. Chiffre 8833 

:\1ichael. 34 183 85, 
sucht süße Sie, atio­
nalität egal, für geilen 
Briefverkehr; Du soll­
test von überall her mit 
Bild schreiben. TE ist 
in 5 Monaten bei mir. 
Schreibt einem annen 
Knacki aus NRW (mit 
Bi ld= I 00% Antwort) 

Chiffre 8837 

Ich, M/35 187 78. bin 
sehr lustig. offen für 
alle Probleme und su­
che nach großer Ent­
täuschung ehrliche und 
treuc Freundschaft zu 
Homosexuellen zw. 20 
und 35. Wohnung vor-

Fundgrube 

; zu,_-tmtt,·n 'llltl <IU,reh.JtenJ lJ.IPi-lll ZU 'enden 1 
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Stelle. TE: 01.04.0 I Ich 
antworte garantiert. 

Chiffre 8829 

Sofiane (29/ 185/96) 
sucht sinnliche, nette 
Frau zum Briefwech­
seln und eventuell auch 
mehr. Es müßte eine 
Frau sein, die meine 
Gefühle und Vorstel­
lungen vom Leben, ins­
besondere als ordafri­
kaner, zu schätzen 
weiß. Anrworten mit 
Bild? Chiffre 8827 

Schöne Menschen -
Frauen, Männer- Mu­
sik: lange gute Bücher. 
durchgetanzte ächte: 

Bin 46 183, z.Z. JVA 
Saarbrücken und suche 
nette »Sie« aus dem 
Raum Brandenburg fi.ir 
Briefkontakt - eventu­
ell auch mehr. Du soll­
test zw. 35 - 45 J. und 
nicht schreibfaul sein. 

Chiffre 8834 

Ich bin z.Z. in Thera­
pie und habe viel Zeit 
zum Briefeschreiben. 
Wenn Du weiblich, 18 
- 30 J. bist- Aussehen 
zweitrangig- und Lust 
hast, zu schreiben, 
dann ran an die Feder. 
Bei Sympathie auch 
mehr. Ich antworte ga­
rantiert. Chiffre 8836 
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banden. Urlaubsbe­
scheinigung für Weih­
nachten ist kein Pro­
blem. Chiffre 8838 

Suche Leute MIW, ge­
fangen oder nicht, die 
mit mir in Deutsch oder 
Italienisch korrespon­
dieren. Alter ist egal. 

Chiffre 8831 

Bin Poldi, 30, schwul 
und will Dir fressen. 
Los. futter. oooh 
schreibe!Chiffre 8845 

Wer hier inseriert, soll­
te sich nicht scheuen. 
außer der (kurzen!) 
Selbstdarstellung auch 

etwas über die Erwar­
tungen hinsichtlich der 
gesuchten Antwortge­
ber zu sagen. 
Außerdem sollten alle, 
die hier ihre Chiffre­
Anzeige aufgeben 
möchten, so fair sein 
und zumindest dem 
Iichtbl ick mittei len, 
wohin die Post nach ei­
ner Verlegung oder 
Entlassung geschickt 
werden soll. Wer näm­
lich auf Fundgruben­
Inserate reagiert und 
die Post dann mit dem 
Vermerk »unbekannt 
verzogen« zurücker­
hält. ist frustriert und 
wird wohl kaum noch 
anderen. Yielleicht pas­
senderen schreiben. 
Mehr hierzu steht auf 
Seite 20: »Briefwech­
sel ohne Briefe« 

Widder. 40 176. zur 
Zeit im Maßregelvoll­
zug (§ 64), würde sich 
sehr gerne mit einer 
jungen Frau (30 - 48) 
brieflieb etwas austau­
schen. Meine Hobbys: 
Literatur, \-lusik der 
70er. romantische Brie­
fe schreiben, träumen 
etc. Chiffre 8839 

Er , 461178/7 8, Rau­
cher, gesch., kinderlos. 
z.Z. im Maßregeh·oll­
zug. sucht sehr mollige 
oder auch sehr gern 
sehr dicke, vollbusige 
Dessous! iebhaberin 
(Brillenträgerin wär su­
per). die mir rcgchnä­
ßig schreibt, mit mir te­
lefoniert und mich be­
sucht. Chiffre 8840 

Der Roadmnner sucht 
wieder Post von Frau­
en. die Spaß am Humor 
haben und es lieben, Z\1 

lesen. Ich habe 27 Jah­
re auf den Fedcm und 
werde eine opfern, um 
Euch zu schreiben. Zur 
Zeit (TE: am 27.03.00) 



bin ich in der Wüste 
Moabit C hiffre 8841 

Gefangen er, I ieber 
Drache, 39, sucht ein 
rettendes Burgfräulein 
um ein Märchen wahr­
werden zu Jassen. Auch 
wenn Du als Hexe im 
Kerker sitzt: Gemälde­
zuschrift an 

Chiffre 8842 

Südländ er . 35, sehr 
humorvoll, sucht we­
gen momentaner Haft 
Briefkontakt zu molli­
ger netter Sie - auch 
nach der Inhaftierung. 
Bei Antwort: I 00 % 
Rückantwort mit Foto, 
das vor kurzem ent­
stand. Chiffre 8843 

Michael, 3411 83/80, 
blond, sucht Sie für 
normalen und geilen 
Briefkontakt mit Foto­
austausch. Ich sitze in 
Bocbum ein. Du soll­
test von ... - 55 J. alt 
sein; Nationalität egal. 
Foto= I 00% Antwort; 
später mehr, wenn Du 
es auch willst. 

Chiffre 8844 

Junger Mann (24/ 175/ 
75), z.Z. in Haft in der 
JVA-Werl (TE 
0 1.12.2006) sucht eine 
Frau, die im Leben 
steht und mit mir Kon­
takt aufnimmt. Briefe 
werden I OO%ig beant­
wortet. Foto wär toll! 

C hiffre 8835 

Hey Schwuler! Ja, ge­
nau Du! Du weißt, daß 
Du mich brauchst, daß 
Du mich willst! Ich 
(30) warte auf Deine 
Post. Schreib - mich -
an! Chiffre 8846 

Gittertausch : ich bin 
bis 2003 in der Berliner 
Frauenhaftanstalt Lich­
tenberg und suche den 
Gittertausch nach Gel-

senkircben. Aus famj­
liären Gründen würde 
ich gern ins Ruhrge­
biet Chiffre 8847 

Junger Boy, 24, sucht 
Ihn für erotischen 
Briefkontakt, vielleicht 
auch fiir eine feste Be­
ziehung. Du solltest 
zwischen 21 und 26 J. 
sein. Jeder Brief wird 
beantwortet.. Traut 
Euch! Chiffre 8848 

Tegeler Häftling (35/ 
184/70) würde sich 
gerne mit einer Frau 
brieflich austauschen; 
kurzweilig, aber lang­
fristig und vor allem 
nicht oberflächlich. 
Gerne auch mit einer 
Knackj-Frau. TE: Juli 
2005. Chiffre 8849 

Infos gesucht: Wer 
kann einem Tegeler 
Knacki, der in Berlin 
keine Bezugsperson 
hat, etwas über die 
Vollzugs-, Zweidrittel-, 
und Arbeitsbedingun­
gen in der JVA-Bam­
berg (die Mutter lebt in 
der ähe) mitteilen? 
Kontaktadressen erbe­
ten. Chiffre 8850 

Junger Mann, 34/ 186/ 
96, noch in Haft (Dau­
er fraglich) sucht auf 
diese Weise eine Be­
kanntschaft .zu Frauen 
zw. 25 und 35. Bitte nur 
ernstgemeinte Zu ­
schriften: Kinder: kein 
Hindernis. Bevorzugt, 
aber nicht Bedingung: 
Berlin und Umgebung. 

Chiffre 8851 

Ich, Türke, 25/ 174/75, 
suche nette und offene 
Brieffreundschaft. Du 
solltest nicht jünger als 
16 sein. Ich bin humor­
voll, nett, habe braune 
Augen und schwarze, 
lange Haare. Es ist 
egal, ob Du Iange/kur-

Fundgrube 

zeHaarehast oder Bril­
Jenträgerin bist. 

Chiffre 8852 

Schmusekater, 40/ 
170/56 , sucht liebe 
Schmusekatze (20 - ?) 
für gemeinsame Zeit 
nach dem Eingespem­
sein. Bild wäre ange­
nehm. Antwort ist ga­
rantiert. Chiffre 8853 

42jähriger Freak ( 1801 
75) sucht YOrurteils­
freie Sie (20 - 45 ) mit 
Herz . Nationalität 
spielt keine Rolle bei 
einem ernstgemeinten 

euanfang vor oder 
hinter Mauern. I 00% 
Antwort. Photo wäre 
nett. Chiffre 8854 

G ittertausch: Strafge­
fangener in der JVA­
Tegel, noch 4 Jahre 
Reststrafe, möchte in 
die JVA-Lingen und 
sucht einen Tauschpart­
ner. Chiffre 8855 

Dennis, bin noch 25 
(z.Z. JVA-Branden­
burg, TE 08.2003) und 
suche Mädel von 18-30 
flir Briefkontakt oder 
mehr. Aussehen ist 
egal! Ob in Haft oder 
nicht, ist mir ganz egal. 
Bild wäre nett, ist aber 
keine Bedingung. Ich 
freue mich auf Post! 

Chiffre 8856 

Marko (25 Jahre), z.Z. 
in Haft (TE 07.2003): 
ich suche weibliches 
Wesen von 18-25 J. für 
Briefkontakt etc. Ich 
freue mich auf Post -
ob aus der Haft oder 
nicht, ist völlig egal. 

Chiffre 8857 

Gittertausch: Tegeler 
Häftling, TE August 
2005, möchte in die 
NA-Dortmund ziehen 
und sucht Tauschpart­
ner. Chiffre 8858 
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Hessisch e r Frauen­
strafvollzug: Ich bin 
seit einigen Monaten in 
England inhaftiert und 
an einer Überstellung 
nach Deutschland in­
teressiert - wer kann 
mir Informationen über 
die Haftzustände in der 
BRD, vielleicht sogar 
eine Kontaktadresse 
geben? Chiffre 8859 

Gittertausch: Er, z.Z. 
in der JVA-SuhVGold­
lauter, möchte in die 
NA-Willich oder in die 
JVA-Wuppertal und 
sucht nur noch das pas­
sende Gegenstück 
dazu. Chiffre 8805 

Gittertausch: Aus fa­
miliären Gründen 
möchte ich mich in die 
NA-Bruchsal verlegen 
lassen. Wer wäre bereit, 
in die JVA-Diez zu 
wechseln? TE sollte 
20 I 0 oder früher sein. 
Ich bin auch an Brief­
kontakten interessiert. 

Chiffre 8860 

30jäh r iger Häftling 
strebt Brieffreund­
schaft und mehran-da 
ich so einsam bin und 
es nicht mehr sein 
möchte. Deswegen su-

ehe ich (180 cm, 85kg) 
einen schwulen Brief­
freund ( 18 - 30 J.) ­
keine Tunte - der mit 
mir die Einsamkeit 
teilt. Chiffre 8861 

Bei OBI gab es Qich 
nicht und TU! sagte, sie 
haben es sich verdient. 
Ich M/27 J., 183 cm, 
südl. Typ, frühstücke 
mit dem Fernseher. 
rede mit der Wand und 
flirte mit der Kaffee­
kanne. Wenn Du, W/ ab 
20, Rest Nebensache, 
mich daran hindern 
willst. ein Verhältnis 
mit dem Kühlschrank 
anzufangen , dann 
schreib m1r bitte 
schnell. Chiffre 7797 

Lohnausgleich - Ich 
suche Informationen 
zum Thema Lohnaus­
gleichbegehren vor­
sorglich Widerspruch 
ctc. C hiffre 8815 

Wer hat Beschreibun­
gen von NAs in NRW? 
Mein einziger Kontakt 
zur Außenwelt ist in 

eunkirchen. Tch biete 
einen Bericht über die 
U-Haft in Neuruppin 
und Prenzlau. 

Chiffre 8812 

Antworten auf Chiffre-Anzeigen sind dem 
liehtblick wie folgt zuzusenden: 

a) Auf den Brief, der die Antwort enthält, 
müssen der ~ame und die Anschrift des Ab­
senders sowie die Chiffre-Nr. geschrieben 
werden. 

b) Dieser Brief ist dann in einen offenen 
Umschlag (wegen der Postkontrolle: die 
Briefe werden nicht gelesen, aber auf ver­
botene Beilagen hin geprüft) zu legen. Der 
Umschlag sollte nicht beschrieben sein (be­
stenfalls kann, aber nur mit Bleistift, die 
Chiffre-Nr. darauf stehen). 

c) Der unbeschriebene Umschlag ist dann 
zusammen mit ausreichend viel Porto in ei­
nen zweiten Umschlag zu legen. Dieser Um­
schlag wird schließlich verschlossen (und 
ausreichend frankiert) an den liehtblick ge­
sendet. 
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Das Letzte 

Skandal oder normal? 
Die Pressefreiheit soll abgeschafft werden, das Grundgesetz wurde zum 

Privatbesitz von Politikern, und die Führung der Tegeler SothA .. . 

M it der neuen Rubrik »Das Letz­
te« möchte die Redaktionsge­
meinschaft des Gefangenen­

magazins der Iichtblick sich und ihrer 
Leserschaft eine Chance geben, noch In­
formationen zu verarbeiten, die erst nach 
Redaktionsschluß bekannt werden. Nicht 
immer wird es dabei um Skandale gehen 
- ausdtücklich erwünscht sind auch Bei­
träge, die von erfreulichen Ereignissen 
berichten. zum Nachahmen oder Nach­
denken anregen und vielleicht auch mal 
Anlaß zum Schmunzeln geben. 

Zur Zeit gibt es aber weder innerhalb 
noch außerhalb der Justizvollzugsanstalt 
(NA) Tegel etwas zu lachen: Der lange 
Zeit als Grün oder gar Links eingeordne­
te Bundesinnenminister Otto Schily 
möchte die Pressefreiheit abschaffen, der 
Berliner Senat hat sich eines Teils grund­
und landesverfassungsgesetzlich garan­
tierter Demokratieprinzipien entledigt, 
und die Sozialtherapeutische Anstalt (So­
thA) in der NA-Tegel trennte sich von 
ihren menschlichen Grundlagen. 

Vermutlich unter dem Eindruck der 
Wirkung, die das Entdecken Schwarzer 
CDU-Konten in der Öffentlichkeit aus­
gelöst hat, möchte Schily sogenannten 
Datenschützern (wahrscheinlich vom 
Verfassungsschutz) Zugang zu den Archi­
ven der Presse verschaffen, ihnen Kon­
troll- und Weisungsbefugnisse gegenüber 
den utzem von redaktionsinternen Da­
teien geben und schon die Recherche 
»unter Generalvorbehalt datenschutz­
rechtlicher Genehmigung« (Der Spiegel 
47/99, S. 5 I) stellen. Daß die Presse dann 
noch Mauseheleien der SPD-Führung 
aufdecken könnte, wäre damit wohl aus­
geschlossen - Panzerbesteller werden 
sich freuen. Wen wundert es angesichts 
derartiger Unverfrorenheit der Bundes­
politiker, daß auf Landesebene selbst das 
Grundgesetz zur privaten Spielmasse 
wird? 

In Artikel! Absatzill der Berliner Ver­
fassung vom 08.06. 1995 heißt es: 
»Grundgesetz und Gesetze der Bundes­
republik Deutschland sind für Berlin bin­
dend«. Für den Diepgen-Senat gilt das 
jedoch nicht: die Justizverwaltung wur­
de aufgelöst, um dieses Ressort dem Re-

42 

gierenden Bürgermeister zu unterstellen. 
obwohl nicht nur das Grundgesetz (GG) 
»Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung<< (Art. I Abs. III GG) 
ausdrücklich und aus gutem Grund von­
einander trennt, sondern auch Art. 3 I der 
Berliner Landesverfassung: »Die gesetz­
gebende Gewalt wird durch Abstimmung 
und durch die Volksvertretung ausgeübt. 
Die vollziehende Gewalt liegt in den Hän­
den der Regierung und der Verwaltung, 
die richterliche Gewalt in den Händen un­
abhängiger Gerichte«. Aber die Berliner 
»Regierung, ihre Mitglieder und auch 
Diepgen sind immer unterschätzt wor­
den« (Körting im Tagesspiegel vom 
03.12.99, S. 13) - wenn der ehemalige 
Justizsenator recht hat, wird wohl auch 
»die Zuständigkeit für den Strafvollzug<< 
(taz, 02.12.99, S. 19) den Besitzer wech­
seln. 

Wie die Großen, so machen es auch 
die Kleinen: Einmal im Jahr dürfen Men­
schen, die in der SothA gefangen gehal­
ten werden, weil sie sich nicht Gesetze, 
sondern gesetzlich geschützte Güter ein­
verleibt haben, ihre redlichen Angehöri­
gen zu einer besonderen, etwa dreistün­
digen Sprechstunde, einem sogenannten 
Meeting einladen. Ein solches, von 13 
Häftlingen für knapp 50 Angehörige im 
April für den 04. 12. 99 beantragtes und 
zuletzt schriftlich am 26.11.99 genehmig­
tes Meeting wurde nun fünfTage vor dem 
Stanfrnden abgesagt - und zwar nur des­
halb. weil die zuständige Leiterin des 
Hauses auf den Personalnotstand, der mit 
einem Krankenstand von über 30% tat­
sächlich gegeben ist, aufmerksam ma­
chen möchte. Anders ist es jedenfalls 
nicht zu erklären, daß der Anstaltsleitung 
gegenüber, die das Meeting dann endgül­
tig absagte, nur von fünfbis sechs dienst­
fähigen Beamten gesprochen wurde 
(sechs wäre die Mindestbesetzung für ein 
Meeting). obwohl sich für den 04.12. acht 
zum Dienst gemeldet hatten - neun Ar­
beitswillige, vier von ihnen allein auf der 
Station, auf der das Meeting stattfinden 
sollte, erschienen dann tatsächlich. Selbst 
nachts um 100 Uhr waren einige Statio­
nen noch mit zwei. die Frühschicht am 
Sonntag sogar mit drei Beamten besetzt. 
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Daß bei den kurzfristig ausgeladenen 
Angehörigen die Tränen flossen und vie­
le Häftlinge zwischen rasender Wut und 
tiefer Resignation schweben (vgl. Leser­
briefe. S. 30). liegt aber nicht nur daran. 
daß sie mit einer Unwahrheit um ihr vor­
weihnachtliches Treffen gebracht wur­
den, sondern auch daran, daß dies zum 
dritten Mal in Folge geschah. Da die An­
gehörigen mancher Häftlinge so weit au­
ßerhalb Berlins wohnen. daß ein norma­
ler (offiziell nur 30minütiger) Besuch 
mehr Streß als Freude macht. bedeutet der 
Ausfall für diese Ytenschen. daß sie sich 
drei Jahre lang nicht direkt begegnen 
können. Für die Häftlinge heißt das dar­
über hinaus, daß sie zu Weihnachten noch 
weniger als sonst essen werden: ihren nur 
einmal im Monat möglichen Einkaufha­
ben sie auf den Geschmack ihrer Eltern, 
Frauen, Kinder und Geschwister abge­
stellt. 

Besonders menschenverachtend und 
nicht nur einer SothA unwürdig: es wur­
de nicht einmal in Härtefällen ein nor­
maler »Sprecher« gewährt. Eine Familie, 
die wegen des Meetings ihren Urlaub un­
terbrochen hatte und wegen des Urlaubs 
für den Häftling nicht erreichbar gewe­
sen war, stand vor dem geöffneten 
Sprechzentrum der SothA und wurde 
trotz Reisenachweises nicht eingelassen. 
Eine andere Gruppe von Angehörigen 
war extra aus dem Saarland angereist -
sicherheitshalber mit normalem Sprech­
schein. Und wegen einer Stunde Verspä­
nmg wurde ihnen ebenfalls der Besuch 

• verwehrt- sie könnten es ja am nächsten 
Tag noch einmal versuchen ... 

Daß da selbst Töchter aus gutem Hau­
se von »Schweinerei« sprechen und Häft­
linge daran denken, wie bisher Schwie­
rigkeiten mit Gewalttaten aus dem Wege 
zu räumen - »mit >Bitte Bitte<-Sagen 
erreichst'eja doch nichts«-, darf da nicht 
wundem. 

Für den Erhalt des Stationsfriedens ist 
den dort tätigen Beamten zu danken. Aber 
wie lange wird es noch Beamte geben, 
die bereit sind, die Folgen der Organisa­
tionsdefizite der Dienstplaneinteiler, der 
Anstalts- und der Teilanstaltsleitung aus­
zubaden? 0 



/ 

~~/ 
Das neue Jahrtausend wird auch hier 
oben im Kaninchenhimmelmit solchen 
Merkwürdigkeiten anfangen wie sie das 
Jahresende hervorgebracht hat. Wovon 
soll ich Euch berichten? 

An alten Geschichten bietet sich der 
Mitarbeiter der Stalleitung an, der ge­
rade fiir viele zehn- oder gar hundert­
tausend Möhrchen ein Computerpro­
gramm angeschafft hat, das, wie erbe­
dauernd meinte, den Anwendern leider 
etwas mehr handschriftliches Arbeiten 
abverlangt, weil es für einen anderen 
Stall entwickelt wurde und in unserem 
Stall keiner in der I.:age ist, dieses Pro­
gramm umzuschreiben. 

Auch das Stallhäschen, das ein an­
deres Stallhäschen als (Eltern: haltet 
Eure Jungen vom nächsten Wort fern.') 
»Hundeficker« bezeichnet hat, was die­
ser mit einer Beleidigungsklage vor 
Gericht beantwortete, welches nun 
Zeugen aus der ganzen B-R-D (Bana-

Hoppel 

KANINCHEN­
HIMMEL ... 

nen-Regen-Dunsrwolke) und 
vernehmen muß, die laut Angeklagtem 
über die mögliche Rechtmäßigkeit der 
Bezeichnung Auskunft geben können, 
scheint mir einen Bericht wert zu sein­
zumalmm beim Auftauchen des Bezeich­
neten Hundegebell imitiert wird, was der 
Angebellte mit einer Klagedrohung und 
der Bedrohte mit einer Feststellungskla­
ge (»Zu welchen Zeiten darfich wie laut 
bellen ?«) beantwortete, die ;:.ur Zeit beim 
LG (Löffelgericht) bearbeitet wird. 

Andererseits könnte ich auch von dem 
Stallhäschen berichten, das von drei an­
deren Stallhäschen so lange gereizt wur­
de bis auch die let;:.ren aufsiehtführenden 
Wildkarnickel bemerkten, daß der Gerei;:.­
te bald ausrasten würde, aber erst rea­
gierten als dies tatsächlich der Fall war, 
wobei die Reaktion darin bestand, den 
Ausgerasteten ::.ufragen ob er nun Ruhe 
geben würde, was dieser so überzeugend 
bejahte, daß sich die Wildkarnickel rasch 
entfernten, was die Reizenden, von denen 

Unterstützt den liehtblick 

Berliner Bank AG 
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einer böswilligen Gerüchten zufolge 
sogar Geschäftsmann in Sachen in 
Lampenbau und BTM (BunteTräume­
Macherei) sein soll, zum Anlaß nah­
men, so weiterzureizen bis ein Inferno 
ausbrach, dasfast 30 Stallhäschen er­
faßte und vier von ihnen ::.um Teil 
seinver verlet::.te. 

Aber 11·eil das alles auch gan:. an­
ders geH·esen sein kann - immerhin 
sprechen einige von vorbildlichem Ver­
halten der Wildkamickel, und der Ge­
schäftsmann ist womöglich gar keiner 
- werde ich wolzl doch nicht von den 
alten, sondern v011 den zu erwartenden 
Geschichten berichten. 

Was also ist zu erwarten? Zunächst 
einmal die Demokratisienmg der Stall­
hierarchie: jedes dritte Wildkarnickel 
bei uns hat nämlich schon entdeckt, daß 
sich jede nicht genehme Weisung eines 
Vorgesetzten mit dem Wedeln eines 
Gelben Scheines unwirksam machen 
läßt. Da dies widerum von den VOJge­
setzten bemerkt wurde, werden sie mit 
den Karnickeln des A VD (Agnostischer 
Voll-Dienst) künftig behutsamer umge­
hen, was da;:.ufiihren wird, daß sich die 
Serviceleistungen der Agnostiker an 
Stallhäschen auf das Stalltüren(;:.u)­
schließen beschränken werden. 

Ihr da unten könnt also froh sein, daß 
es bei Euch weder ständig sich krank­
meldende Agnostiker (Seelenblinde, 
Kennrnislose) noch eine Wildkarnickel­
hierarchie gibt, die auf Kosten der 
wehrlosen unteren Ränge ausgebaut 
wird, was die noch wehrloseren Stall­
häschen täglich aus;:.ubaden haben. 

Ich wünsche Euch Fröhliche Weih­
nachten! - und einen servicereiches 
Jahr 2000.1 ~ ~ 

Die Redaktionsgemeinschaft des Gefa!l­
genenmagazins der liehtblick möctfte 
das neue J ahrtausend nicht mit einer 
Bitte, sondern mit einer Danksagung 
beginnen. Dieser Dank gilt allen, die den 
liehtblick zum Teil seit J ahren unter­
stützt haben. Wer sich für das Gefange­
nenmagazin eingesetzt hat, das Redak­
tionsteam ist sich dessen bewußt, wollte 
ste.ts möglichst vielen und nicht nur ei­
nigen wenigen Häftlingen (und Beam­
ten) helfen. Auch im Jahr 2000 wird der 
liehtblick versuchen, VerseWechterun­
gen des Strafvollzugs entgegenzuwirken, 
mögliche Verbesserungen kenntlich zu 
machen und konkrete praktische Hilfen 
zu bieten. 
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